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Einleitung

Als 2007 die Broschüre mit dem Titel „Arbeitshilfe 

zur tarifpolitischen Gestaltung der beruflichen 

Weiterbildung“ erschien, also die Vorläuferin dieser 

Broschüre, waren wir uns noch nicht im Klaren darü-

ber, ob ver.di tatsächlich dazu bereit war, das Thema 

betriebliche berufliche Weiterbildung tarifpolitisch zu 

bewegen. Denn immerhin befanden sich die Gewerk-

schaften damals im stärkeren Maß, als das gegenwär-

tig der Fall ist, in der tarifpolitischen Defensive. Aber 

schon die Tatsache, dass wir die Broschüre mehrfach 

nachdrucken mussten und die Erkenntnis, dass sie 

von unserer ver.di-Website weit mehr als 30.000 mal 

runtergeladen wurde, zeigte uns, dass es offensicht-

lich nicht nur innerhalb der Organisation ein sehr gro-

ßes Interesse am Thema gab und noch immer gibt. 

Auch die vielen Nachfragen und Anregungen, die uns 

in den Jahren schriftlich, per E-Mail oder am Telefon 

erreichten und für die wir uns ganz herzlich bedan-

ken, haben signalisiert, dass wir an der beruflichen 

Weiterbildung dran bleiben müssen.

Und tatsächlich, bei der Vorbereitung zu der nun vor-

liegenden Nachfolgebroschüre zeigte sich schnell, 

dass inzwischen in Sachen beruflicher Weiterbildung 

eine Menge in Bewegung gekommen ist, aber 

genauso schnell wurde klar, dass es noch viele Defi-

zite gibt. Um die Frage zu klären, ob das „Glas“ der 

beruflichen Weiterbildung in den Tarifverträgen von 

ver.di nun „halb voll oder noch halb leer“ ist, haben 

wir u. a. nach neuen Zahlen gesucht und sie beispiels-

weise in der gerade neu erschienen Studie zum „Inno-

vationsbarometer 2013“ auch gefunden. Wir haben 

zudem die ver.di-Tarifdatenbank gründlich bzw. mehr-

fach umgegraben, auf der Suche nach tarifvertragli-

chen Regelungen zur beruflichen Weiterbildung und 

das Ergebnis hat uns ziemlich überrascht. Doch wir 

haben nicht nur nach innen geschaut, sondern auch 

gefragt, wie befreundete Wissenschaftlerinnen und 

Wissenschaftler die Weiterbildungsregelungen und 

die Praxis, z. B. im öffentlichen Dienst, beurteilen. Das 

Ergebnis liefert Stoff für etliche Diskussionsrunden 

und es fordert weitere Anstrengungen der Beteiligten. 

Letztlich wollten wir wissen, wie sich das größte mit-

bestimmte Weiterbildungsprogramm des Europäi-

schen Sozialfonds ESF (Sozialpartnerrichtlinie) ent

wickelt hat. In der ESF-Förderperiode 2009 bis 2014 

wurden über 200 betriebliche Initiativen mit 140 Mio. 

Euro gefördert. In den ver.di-Branchen wurden immer-

hin knapp die Hälfte dieser Initiativen durchgeführt, 

was schon für sich einen großen Erfolg darstellt. In 

der aktuellen ESF-Förderperiode 2014 bis 2020 wollen 

wir an diesen Erfolg anknüpfen, mit dem Ziel, die 

betriebliche Weiterbildung auf stabile Strukturen zu 

stützen.

Neben diesen neuen und manchmal auch über

raschenden Erkenntnissen enthält die Broschüre 

erneut die programmatischen Grundlagen, wie sie 

vom Bundestarifausschuss 2006 diskutiert und 

beschlossen wurden. Sie bilden nach wie vor die 

Grundlage unserer Positionierung und sie geben 

Orientierung für den weiteren Diskussionsprozess. 

Auch diese Teile wurden von uns redaktionell über

arbeitet.

Die vorliegende, neue Arbeitshilfe soll Aktive in der 

tarifpolitischen Arbeit von ver.di ermuntern und 

unterstützen, neue Akzente in der Gestaltung der 

beruflichen Weiterbildung zu setzen. Das Thema ist 

nach wie vor brandaktuell und mit guten Zukunfts-

perspektiven hinsichtlich der tarifpolitischen Umset-

zung ausgestattet. Vielen Veröffentlichungen von 

Arbeitgeberseite kann entnommen werden, dass dort 

ebenfalls über diese Fragen ausführlich diskutiert 

wird. Zudem nimmt die allgemeine bildungspolitische 

Diskussion seit langer Zeit und zu Recht einen breiten 

Raum in der Öffentlichkeit und in der Politik ein, wir 

sollten das nutzen, um die beruflichen Weiterbildungs

aspekte mehr in den Mittelpunkt zu schieben und sie 

vor allem in Tarifverhandlungen zum Thema zu 

machen. Gute Arbeit ist nur mit einer betrieblich 

funktionierenden beruflichen Weiterbildung erreich-

bar und dafür braucht es zumindest branchenbezo-

gene Tarifregelungen. Das Paket „Gute Arbeit“ sollte 

zudem künftig unter Einbeziehung der Weiterbildung 

und der Gesundheitsförderung zum Pflichtprogramm 

in Manteltarifverhandlungen gehören. Dies auch vor 

dem Hintergrund, dass mit der Digitalisierung einer-

seits neue Herausforderungen auf die Beschäftigten 

zukommen und andererseits die technischen Inno
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vationen einen zusätzlichen Druck auf die Arbeits-

plätze aufbauen, dem nur durch eine Qualifizierungs-

offensive begegnet werden kann.

Es ist leider festzustellen, dass gegenwärtig am Inno-

vationsstandort Deutschland Potentiale brachliegen 

bzw. ungenutzt bleiben, während in anderen EU-Mit-

gliedstaaten die Unternehmen viel intensiver und 

erfolgreicher in die Qualifikationen der Belegschaften 

investieren. Auch die vierte europäische Weiterbil-

dungserhebung CVTS 4 zeigt, dass Deutschland bei 

den meisten Indikatoren zur systematischen betrieb

lichen Weiterbildung im Vergleich mit den nord- und 

westeuropäischen Ländern nur einen geringen Grad 

an Systematisierung erkennen lässt und auf dem letz-

ten oder vorletzten Platz landet.1 Vor allem Klein- und 

Mittelbetriebe beteiligen sich weiterhin nur unter

proportional an Weiterbildung. Dies könnte sich mit-

tel- bis langfristig negativ auf die noch gute Wettbe-

werbssituation dieser Betriebe auswirken. 

Nicht zuletzt wissen wir aus vielen Umfragen, dass 

unter den Beschäftigten die Notwendigkeit zu lebens-

langem Lernen entsprechend hoch eingeschätzt wird. 

Viele Kolleginnen und Kollegen haben erkannt, dass 

die jeweilige Qualifikation und deren aktueller Stand 

zunehmend über das Einkommen, die Position und 

über die Sicherheit des Arbeitsplatzes entscheiden. 

Damit sind im Grunde alle wichtigen Voraussetzun-

gen gegeben, um ein tarifpolitisches Zukunftsthema 

gewerkschaftlich offensiv zu besetzen. Wir dürfen 

nicht darauf warten, dass dies die Arbeitgeber tun. 

Die tarifpolitische Gestaltung von Weiterbildungs

fragen bietet viele Gelegenheiten und Möglichkeiten 

kreative Ideen umzusetzen. Wie unsere Untersuchung 

zu den Weiterbildungsregelungen in den ver.di-Tarif-

verträgen zeigt, liegen dazu inzwischen auch vielfäl-

tige Erfahrungen und Beispiele vor, auf die in der 

Praxis zurückgegriffen werden kann.

1  Moraal, Dick; Beuer-Krüssel, Mandy; Weber-Höller, Robin (2015): 
Nationale Zusatzerhebung zur vierten europäischen Weiterbildungs-
erhebung in Unternehmen (CVTS4-Zusatzerhebung – CVTS4-Z), 
Abschlussbericht, S. 21.

Die jeweiligen Tarifparteien haben auf dem Gebiet der 

beruflichen Weiterbildung tarifpolitisch genügend 

Spielraum, der noch nicht durch Beschlüsse, Vor

gaben und Tabus vollständig eingeengt ist. Obwohl es 

auch ablehnende Positionen gibt, kann dieser Spiel-

raum im Interesse der Beschäftigten und auch der 

Unternehmen sinnvoll genutzt werden. Die Interes-

senslagen von Beschäftigten und Arbeitgebern sind 

nach unserer Erfahrung hier grundsätzlich näher bei-

einander als auf anderen Gebieten. Die Verankerung 

zentraler Standards für die betriebliche berufliche 

Weiterbildung im § 5 TVöD war diesbezüglich in 2005 

ein Meilenstein für ver.di, aber die Ergebnisse von 

Bahnmüller und Hoppe zeigen auch, dass eine Tarif

regelung alleine noch keinen Sommer macht. Ist sie 

erreicht, beginnt die Umsetzung im Betrieb und dazu 

sind weitere Anstrengungen erforderlich. Die Um

setzung der Tarifverträge erfordert die Gestaltung 

betrieblicher Prozesse, auf die die Akteure vorbereitet 

werden müssen. Zudem ist bei der Schulung der 

Betriebs- und Personalräte darauf zu achten, dass sie 

nicht nur die gesetzlichen, sondern auch die tarif

lichen Rechte und Ansprüche der Beschäftigten in 

Sachen Weiterbildung anwenden und durchsetzen 

können.

Aber nicht nur im öffentlichen Dienst, sondern auch 

bei der Deutschen Telekom wird schon seit vielen Jah-

ren auf tariflicher Grundlage erfolgreich berufliche 

Weiterbildung betrieben und auch in der Druckindus-

trie existiert ebenfalls ein Weiterbildungssystem auf 

tarifvertraglicher Grundlage. Positiv überrascht hat 

uns, dass mittlerweile auch im Gesundheitsbereich ein 

dichtes Netz von Weiterbildungsregelungen in Haus- 

bzw. Konzerntarifverträgen existiert, das sich auch 

über die Grenzen des Fachbereiches auszubreiten 

scheint.

Es tut sich also was in ver.di bei der tarifpolitischen 

Gestaltung der beruflichen Weiterbildung und es ist 

sicherlich ein Erfolg, dass heute schon fast die Hälfte 
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unserer Mitglieder in ihrem jeweiligen Tarifvertrag 

substanzielle Regelungen und Ansprüche für ihre 

berufliche Weiterbildung vorfindet. Das sagt aller-

dings noch nichts über die jeweilige betriebliche 

Umsetzung aus. Wir haben uns deshalb vorgenom-

men, alle Fachbereiche zu unterstützen, die eine tarif-

politische Regelung von Weiterbildungsfragen anstre-

ben und eine betriebliche Weiterbildungskultur 

umsetzen wollen. Ein erster Schritt dazu ist die vorlie-

gende Broschüre. Sie enthält als wichtige Gestaltungs-

grundlage die „Zielperspektiven zur beruflichen Wei-

terbildung“, die der Bundestarifausschuss von ver.di 

2005 verabschiedet hat. 

Diese Leitlinien und die weiteren Beiträge bzw. Erfah-

rungsberichte bieten eine gute Voraussetzung für den 

Einstieg in die tarifpolitische Gestaltung der berufli-

chen Weiterbildung. Hier liegen für uns tarifpolitische 

Chancen, die wir weiter zügig und offensiv nutzen 

müssen.

Gerold Haag, Sylvia Skrabs

Tarifpolitische Grundsatzabteilung 

Bundesvorstandsverwaltung ver.di

Mechthild Bayer

Bereich Weiterbildungspolitik – Grundsatz

Bundesvorstandsverwaltung ver.di

Berlin, Februar 2016
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I  �Warum wird die  

betriebliche berufliche 

Weiterbildung immer  

wichtiger?

Nur wenige gesellschafts- und wirtschaftspolitische 

Ziele finden einen so breiten Konsens wie die Forde-

rung, die berufliche Weiterbildung auszubauen. 

Unbestritten ist seit vielen Jahren ihre wachsende 

Bedeutung für Innovation und damit Wirtschafts-

wachstum und die Verbesserung der Wettbewerbsfä-

higkeit. Die vermehrten Restrukturierungs- und Inno-

vationsprozesse infolge der Digitalisierung werden 

mehr und vor allem systematisch organisierte Weiter-

bildung erforderlich machen, insbesondere dann, 

wenn die Beschäftigten im Sinne guter Arbeit in der 

digitalisierten Arbeitswelt tätig und innovativ sein sol-

len. Ausreichende Qualifikationen und der Erhalt der 

Voraussetzungen, diese fortlaufend zu erneuern, die 

Bereitschaft der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-

mer, umzulernen und neu zu lernen, ist ein elemen

tarer Standortvorteil hochentwickelter Ökonomien. 

Die Ausgestaltung der beruflichen Weiterbildung ent-

scheidet entsprechend mit, über die Zukunftschancen 

des Produktions- und Dienstleistungsstandortes 

Deutschland. Dabei ist die Frage nicht, wie von neoli-

beraler Seite oft vorgetragen wird, wie man durch 

Einschnitte in die Verteilungspolitik zulasten der 

Arbeitnehmer, wirtschaftliches Wachstum und stei-

gende Gewinne erzielen kann, denn den Wettlauf um 

die billigste Hose, den billigsten Kotflügel oder das 

billigste Bus- bzw. Reiseunternehmen kann Deutsch-

land nicht in Europa und schon gar nicht weltweit 

gegen die internationale Konkurrenz gewinnen. Eine 

Erhöhung des Wirtschaftswachstums, die Verbesse-

rung der Wettbewerbsfähigkeit und damit die Verrin-

gerung der Arbeitslosigkeit sind für uns nur über 

Innovationen möglich, also über intelligente, hoch-

wertige Produkte und Dienstleistungen, für deren 

Herstellung Qualifikation und menschliche Kreativität 

die entscheidenden Faktoren sind.

Was für Wirtschaft und Gesellschaft gilt, gilt aber 

auch für die Chancen der Individuen. Qualifikation 

wird für die Arbeits- und Lebensbedingungen vieler 

Menschen immer wichtiger. Immer mehr entscheidet 

sie mit über die Sicherheit des Arbeitsplatzes, über 

Einkommen und Einkommensverbesserung, berufliche 

und persönliche Entwicklungsmöglichkeiten, Mitbe-

stimmungschancen bei der Gestaltung der Arbeit und 

über Wiedereinstellungschancen bei Arbeitslosigkeit. 

Die Gründe dafür liegen sowohl im Dienstleistungs- 

wie auch im Industriebereich in der immer schneller 

werdenden Veralterung von Wissen. Beschäftigte in 

vielen Branchen und Dienstleistungsunternehmen wie 

Sozialversicherungen, Arbeitsverwaltung, Banken etc. 

können ein Lied davon singen, wie schnell sich ihre 

Tätigkeiten verändern bzw. Kenntnisse und Fähigkei-

ten auf den neuesten Stand gebracht werden müs-

sen. Allein schon dieser Prozess zwingt zur permanen-

ten Weiterbildung. Wer sich dem entzieht, dem droht 
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das berufliche Abseits oder sogar der Verlust des 

Arbeitsplatzes. Beschäftigung wird dagegen in zu

nehmendem Maße sicherer und für die Betroffenen 

lohnender, wenn die vorhandenen Qualifikationen in 

Breite und Tiefe entwickelt werden. Innovative 

Arbeitspolitik mit flachen Hierarchien, Dezentralisie-

rung, Gruppen- und Projektarbeit erfordern ganzheit-

liche, komplexe Qualifikationen mit ausreichendem 

allgemeinen, sozialen und beruflichem Wissen, 

arbeitsplatzübergreifendem Verstehen und Können 

statt kurzfristiger, dem aktuellen betrieblichen Bedarf 

untergeordneter, Anpassungsmaßnahmen. Der Nut-

zen beruflicher Weiterbildung weist deshalb für uns 

als Gewerkschaft auch immer über die kapitalverwert-

bare Sicht hinaus. Kenntnisse über Dienstleistungs- 

bzw. Produktionsprozesse und ihre Rahmenbedingun-

gen sind die Basis, um die Prozesse mitzugestalten 

und verändern zu können. Aus- und Weiterbildung 

sind eine unverzichtbare Grundlage für Selbstbe-

wusstsein bzw. Mitbestimmungsfähigkeit des/der Ein-

zelnen und damit letztlich die Voraussetzung zur Kon-

trolle wirtschaftlicher Macht. 

Für die wachsende Relevanz der Qualifikation im 

Zusammenhang mit Arbeitslosigkeit gilt: Arbeitslosig-

keit ist vor allem die Arbeitslosigkeit der Nicht- oder 

Geringqualifizierten.2 Die Quote der Arbeitslosen 

ohne Berufsabschluss lag 2012 in den alten Bundes-

ländern bei 17,3 % und in den neuen Ländern bei 

30,8 %. D. h. im Westen ist jeder 5. Geringqualifi-

zierte und im Osten jeder 3. Geringqualifizierte 

arbeitslos. Der Anteil der Arbeitslosen unter den 

Hochschulabsolventen lag 2012 im Vergleich dazu  

im Westen nur bei 2 % und im Osten bei 4,1 %. Je 

besser also die Qualifikation ist, umso geringer ist das 

Risiko der Arbeitslosigkeit. Das gilt auch für alle ande-

ren beruflichen Qualifikationsstufen, wie Facharbeite-

rinnen und Facharbeiter, Fachangestellte, Technikerin-

nen und Techniker, Meisterinnen und Meister etc. 

Warum ist das so?

Dafür gibt eine es ganze Reihe von Ursachen. 

Zunächst sind aber einfache Anlerntätigkeiten in der 

Regel diejenigen, die zuerst automatisiert, wegorgani-

siert, abgebaut, ausgelagert oder in Billiglohnländer 

verlagert werden. Hunderttausende von Arbeitsplät-

zen verschwinden auf diese Weise jährlich aus der 

Bundesrepublik und auch aus Europa. Neue Arbeits-

plätze entstehen im Bereich der Anlerntätigkeiten so 

gut wie keine, weil sie kaum mehr benötigt werden. 

2   Vgl. zum Folgenden: IAB (Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung der BA), aktuelle Daten und Indikatoren:  
Qualifikationsspezifische Arbeitslosenquoten, 21. November 2013.
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Das Statistische Bundesamt weist aus, das 2013 der 

Anteil der abhängig beschäftigten Erwerbstätigen 

ohne Berufsausbildung nur noch bei 17,5 % der ins-

gesamt abhängig Beschäftigten lag.3 1976 lag der 

Anteil noch bei 33,4 % und hat sich somit in diesem 

Zeitraum fast halbiert. 

a) �Wie ist es um die betriebliche 
berufliche Weiterbildung bestellt?

Wer sich in Deutschland weiterbilden oder einen 

Berufsabschluss nachholen möchte, der stößt schnell 

auf viele Barrieren. Um die Leistungsfähigkeit der 

Weiterbildung in Deutschland ist es nämlich nicht gut 

bestellt. Das zeigen nicht nur die Studien des Bundes-

instituts für Berufsbildung, sondern auch Untersu-

chungen des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufs-

forschung und die der OECD. Sie alle bescheinigen 

dem System der beruflichen Weiterbildung in 

Deutschland erhebliche Mängel, hohe soziale Selekti-

vität, mangelnde Zukunftsfähigkeit und gravierende 

Unterinvestition.

■	� Seit Mitte der 90er-Jahre stagnieren die Aus-

gaben der Betriebe für die berufliche Weiter-

bildung und die der öffentlichen Hand sind 

sogar rückläufig, bei gleichzeitig steigenden 

Ausgaben der privaten Haushalte. Die Unter-

nehmen haben in 2010 0,8 % der Gesamtar-

beitskosten für Weiterbildung ausgegeben. 

Das sind zwar 0,2 Prozentpunkte mehr als in 

2005, im europäischen Vergleich reicht es 

aber doch nur für einen mittleren Platz.4 Pri-

vatpersonen tragen bei der beruflichen Wei-

terbildung mittlerweile den zweitgrößten 

Kostenanteil (40 %), der Staat und die Bun-

desagentur für Arbeit nur 12 % und die 

Unternehmen 47 %.

3  Statistisches Bundesamt (2013): Bevölkerung und Erwerbstätig-
keit. Stand und Entwicklung der Erwerbstätigkeit in Deutschland 
2013, S. 73.

4  Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) (2013): Datenreport zum 
Berufsbildungsbericht 2013. Informationen und Analysen zur 
Entwicklung der beruflichen Bildung. S. 311.

■	� Mit 53 % beteiligten sich 2012 nur etwas 

mehr als die Hälfte der Unternehmen in 

Deutschland an Weiterbildung.5 Nach wie vor 

bestehen große Unterschiede, kleinere und 

mittlere Betriebe sind bei der Weiterbildung 

nach wie vor weniger aktiv.

■	� Die Weiterbildungschancen sind unterschied-

lich verteilt nach Schulbildung, Alter, berufli-

cher Qualifikation und Position, Beschäfti-

gungsverhältnis und Nationalität. So nehmen 

beispielsweise 67 % der Personen mit Hoch-

schulabschluss an Weiterbildungsmaßnahmen 

teil, während Menschen ohne Berufsausbil-

dung nur zu 39 % daran beteiligt sind.6

Das „ver.di-Innovationsbarometer“ bestätigt die o. g. 

Befunde.7 Die ca. 1.100 befragten Betriebs- und 

Personalräte konstatieren erhebliche Mängel in der 

beruflichen Weiterbildung. Dabei ist Arbeits- und 

Zeitdruck im jeweiligen Betrieb die Hauptursache für 

unzureichende Weiterbildungsaktivitäten. Dieser Auf-

fassung sind 86 % der Befragten. 83 % der Betriebs- 

und Personalräte kommen zu dem Ergebnis, dass das 

betriebliche Management keine ausreichenden Kennt-

nisse über die Zukunftsperspektiven und die Bedeu-

tung von Weiterbildungsmaßnahmen hat. Diese Män-

gel haben offensichtliche Folgen, denn in rund 76 % 

der jeweiligen Betriebe wird der Weiterbildungsbedarf 

nicht regelmäßig erhoben und in 73 % aller Fälle ste-

hen unzureichende Mittel für die berufliche Weiterbil-

dung zur Verfügung. Zudem sagen 58 % der befrag-

ten Betriebs- bzw. Personalräte, dass unzureichende 

Weiterbildung der zentrale, hemmende Faktor für 

Innovation im Unternehmen sei. Diese Einschätzun-

gen der Betriebs- und Personalräte decken sich damit 

weitgehend mit den Erkenntnissen der Bildungsfor-

scherinnen und -forscher.

5  Bundesinstitut für berufliche Bildung (BIBB) (2014): Datenreport 
zum Berufsbildungsbericht 2014. Informationen und Analysen zur 
Entwicklung der beruflichen Bildung, S. 301.

6  Bundesministerium für Bildung und Forschung (2014): Weiterbil-
dungsverhalten in Deutschland 2014. AES 2014 Trendbericht, S. 34.

7  Ines Roth, ver.di-Innovationsbarometer 2013: Ausgewählte 
Ergebnisse, Bereich Innovation und Gute Arbeit.
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Das Fazit: Die betriebliche berufliche Weiterbildung ist 

in Deutschland deutlich schlechter aufgestellt als z. B. 

in den skandinavischen Ländern, in Frankreich und in 

den Niederlanden. Die deutsche Weiterbildungspraxis 

wird zunehmend zur Innovations- und Wachstums-

bremse. Andere sind auf diesem Gebiet weiter und 

besser.

b) �Die Entwicklung der 
Weiterbildung in ver.di

Aus der Diagnose zum Zustand des Weiterbildungs-

systems ergibt sich die klare Aufgabe für die Gewerk-

schaften, Weiterbildung mehr denn je zu ihrem 

Thema zu machen und auf die zukünftige Gestaltung 

Einfluss zu nehmen. Schon in mehreren Anträgen des 

ver.di-Gründungskongresses 2001 wurde eine umfas-

sende Diskussion und eine erkennbare systematische 

Weiterbildungspolitik von ver.di gefordert, die wie in 

der Erstausbildung stärker in das Weiterbildungs

geschehen eingreift und uns so den Einfluss auf die 

Beschaffenheit der Arbeitsmärkte ermöglicht bzw. 

sichert. Wir brauchen deshalb ein Bündel von Strate-

gien und Aktivitäten, wenn wir eine neue Weiterbil-

dungskultur erreichen wollen. Offensiver als für jeden 

anderen Teil des Bildungssystems propagieren neolibe-

rale Stimmen in Wirtschaft, Politik und Wissenschaft 

das Modell der Eigenverantwortung des/der Einzelnen 

für die eigene Weiterbildung. Im Kern geht es darum, 

dass zuerst jede und jeder privat immer mehr Zeit und 

Geld investiert. Ob Sachverständigenrat zur Begutach-

tung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung oder 

Weltbank, in ihren Vorschlägen sind sich alle einig: 

Wachsender Bedarf der Weiterbildung soll realisierbar 

werden bei gleichzeitiger Begrenzung und Entlastung 

des Aufwands für Betriebe und Gesellschaft. Solche 

marktradikalen Bildungsmodelle und Strategien mit 

ihren Leitbildern von Privatisierung, Individualisierung 

und Konkurrenz sind aber nicht nur nicht gerecht, sie 

sind auch nicht effizient für die Gestaltung von 

Zukunft. Die gravierenden Defizite des deutschen 

Weiterbildungssystems sind geradezu der Beweis für 

Marktversagen.

Wir brauchen vielmehr ein neues solidarisches System 

der Weiterbildung, das allen mehr Teilnahme ermög-

licht und an Prinzipien der Gerechtigkeit und Chan-

cengleichheit orientiert ist. Eine Forderung, für die wir 

nach der Wertetafel einer Studie der Friedrich-Ebert- 

Stiftung über Armut eine breite Unterstützung erwar-

ten dürfen: Der alles überragende Wert, von 83 % 

der Deutschen als „wichtig“ oder „sehr wichtig“ ein-

gestuft, ist soziale Gerechtigkeit.8

Was wir also brauchen sind: ein gesichertes Recht auf 

Weiterbildung, Lernzeitansprüche, ausreichende Finan-

zierung und mehr Verbindlichkeit, Verlässlichkeit und 

Planungssicherheit für alle Beteiligten. Mit anderen 

Worten: Weiterbildung in Deutschland muss auf eine 

neue gesellschaftliche Basis gestellt werden. Ein neues 

Weiterbildungssystem kann nur vom Staat, den Tarifpar-

teien und den Betrieben gemeinsam gestaltet werden.

Die 3 Wege zu mehr und besserer Weiterbildung für 

alle lauten daher aus Sicht von ver.di:

■	� eine innovative betriebliche Weiter

bildungspolitik,

■	� mehr Tarifverträge und Betriebs- 

vereinbarungen,

■	� eine aktive staatliche Weiterbildungspolitik.

Wir halten zunächst mehr öffentliche Verantwortung 

für unverzichtbar. Denn auch Weiterbildung ist ein 

öffentliches Gut wie die Allgemeinbildung und damit 

Teil sozialstaatlicher Aufgaben. Der Staat muss durch 

gesetzliche Regelungen auf Bundesebene Rahmenbe-

dingungen herstellen, die nicht nur ein Recht auf Wei-

terbildung, Lernzeiten und ein Finanzierungskonzept 

umfassen, sondern auch eine unabhängige Beratung, 

mehr Transparenz im Weiterbildungsdschungel, eine 

Qualitätssicherung, den Verbraucherschutz sowie eine 

Zertifizierung gewährleisten, die Lernleistungen aner-

kennt und auch Ansprüche in Bezug auf Arbeitsmarkt 

und Entlohnung gewährleistet. Dafür liegt von der 

„Initiative für Bundesregelungen in der Weiterbil-

dung“, in der sich ver.di, IG Metall und GEW zusam-

mengeschlossen haben, ein überarbeiteter Vorschlag 

seit 2008 auf dem Tisch.9

8  Rita Müller-Hilmer, Friedrich-Ebert-Stiftung (2006): Gesellschaft im 
Reformprozess, S. 12.

9  http://bildungspolitik.verdi.de/politikfelder/weiterbildungspolitik
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Selbstverständlich glauben wir nicht, dass der Staat 

alle Probleme lösen kann. Der Zugang zur beruflichen 

Weiterbildung und die Verfügbarkeit von Weiterbil-

dungsangeboten sind soziale Fragen und wir müssen 

sie zu einer Kernaufgabe qualitativer Tarifpolitik 

machen. Aber wir sagen deutlich an die Adresse der 

Politik: Wir können und wollen staatliches Handeln in 

Bezug auf die Rahmenbedingungen damit nicht erset-

zen. Gleichwohl können wir das Weiterbildungsge-

schehen im Betrieb tariflich und über die Mitbestim-

mungsgesetze mitgestalten. 

Tarifverträge machen die berufliche Weiterbildung im 

Betrieb zu einem kontinuierlichen Beratungsgegen-

stand, damit wird das Thema aus der Zufälligkeit von 

Einzelentscheidungen oder betrieblichen Konjunktu-

ren herausgelöst und der Abschluss von Betriebsver-

einbarungen gefördert. Allerdings zeigt sich auch: 

Kollektive Regelungen greifen im Betrieb nur dann, 

wenn es den Betriebs- und Personalräten gelingt, auf 

ihrer Basis in Kooperation mit dem Management 

Umsetzungsstrukturen und eine betriebliche Lernkul-

tur zu entwickeln, die für das Lernen motiviert und 

die Ängste bzw. Lernwiderstände der Beschäftigten 

abbaut. Das erfordert die Entwicklung einer konkre-

ten Weiterbildungskonzeption in der Betriebspolitik.

Weiterbildung ist ein Feld, das nicht leicht zu bestel-

len ist. Wenn wir wollen, dass Betriebs- und Personal-

räte eine aktive Rolle in der Personal- und Organisati-

onsentwicklung spielen, dann müssen wir ihnen in 

Zukunft mehr und deutlicher als bisher außerbetriebli-

che Hilfen und Unterstützungsstrukturen, wie z. B. ein 

Qualifizierungsnetzwerk zur Verfügung stellen. 

Gleichwohl hat das Thema Weiterbildung unter den 

Betriebs- und Personalräten eine steile Karriere 

gemacht. Unzureichende Weiterbildung wird mittler-

weile von fast allen Betriebs- und Personalräten als 

erstrangiges Innovationshemmnis empfunden. Dies 

ergab das Innovationsbarometer von ver.di 2013.10

10  http://innovation-gute-arbeit.verdi.de/innovation/innovations
barometer

c) �Welchen Weg hat ver.di zurück
gelegt und wie geht es weiter?

Gemeinsam mit der IG Metall und der GEW hatten 

die Gründungsgewerkschaften von ver.di schon 1998 

„Vorschläge für Bundesregelungen in der beruflichen 

Weiterbildung“ erarbeitet, die bei ihrer Vorstellung im 

Jahr 2000 breite gesellschaftliche Unterstützung fan-

den. Sie sind in die Hannoveraner Erklärung des Aus- 

und Weiterbildungskongresses von ver.di und IG 

Metall 2002 eingegangen und als Forderungen auch 

vom DGB-Bundeskongress im Jahr 2006 beschlossen 

worden. Die o. g. Bundesgesetzinitiative hat ein brei-

tes Reformbündnis von Wissenschaft, Politik, Verwal-

tung, Weiterbildungsträgern und Gewerkschaften 

organisiert. Sie unternimmt vielfältige Aktivitäten, die 

von der bei ver.di seit 2002 angesiedelten Koordinie-

rungsstelle im Bereich Weiterbildungspolitik organi-

siert werden. So wurden bundesweite Workshops 

durchgeführt und eine Reihe von Büchern zu den 

Themen „Lernzeiten“, „Lerngelder“, „Lernwider-

stände“, „Lernlust“, „Lernalter“ und „Lernorte“ 

beim VSA veröffentlicht. Weiterhin wurden wissen-

schaftliche Gutachten u. a. zur Qualität und Finanzie-

rung vorgelegt. Eine Studie zur Finanzierung der Wei-

terbildung in Frankreich bestätigte beispielsweise die 

hohe Bedeutung von Weiterbildungsfonds in unserem 

Nachbarland und hat bundesweite Beachtung 

gefunden.

Für die Zukunft wird die Initiative für gesetzliche Rah-

menregelungen der beruflichen Weiterbildung an die 

Entwicklung in den europäischen Nachbarländern 

Österreich und Schweiz anknüpfen. In diesen wurden 

in den letzten Jahren Bundesgesetze für die Weiterbil-

dung geschaffen. Die Erfahrungen aus diesen Nach-

barländern wird die Initiative in den Diskussionspro-

zess einspeisen, damit Weiterbildung mittelfristig zur 

„4. Säule des Bildungssystems“ ausgebaut wird und 

auch tatsächlich Schritte zur Umsetzung gemacht 

werden. 
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Auch in Sachen Tarifpolitik können wir auf eine Reihe 

von wichtigen Aktivitäten aus den letzten Jahren 

zurückgreifen. Am 1. Juni 2005 verabschiedete der 

Bundestarifausschuss von ver.di nach knapp zweijähri-

ger Diskussion „Tarifpolitische Zielperspektiven 

zur beruflichen Weiterbildung“.11

Damit stehen seitdem für alle Fachbereiche in ver.di 

gemeinsame Leitsätze zur Verfügung, auf deren 

Grundlage die weitere tarifpolitische Gestaltung der 

beruflichen Weiterbildung erfolgen kann. Die Ziel

perspektiven sind in dieser Publikation enthalten und 

sie bilden den Kern unserer tariflichen Aktivitäten. Die 

Fach- und Tarifbereiche in ver.di sind aufgefordert, sie 

in den Tarifkommissionen zu diskutieren und entspre-

chende Forderungen bzw. Entwürfe in die Tarifver-

handlungen einzubringen. 

In einer kritischen Diskussion setzte sich der Bundes

tarifausschuss vor allem mit der Frage auseinander, 

wer für die Freistellung (Zeit) und wer für die Maß-

nahmenkosten (Geld) der beruflichen Weiterbildung 

aufzukommen hat.

Die gefundene Positionierung legt fest, dass der 

Arbeitgeber außer bei der persönlichen beruflichen 

Weiterbildung alle Maßnahmenkosten zu tragen hat. 

Bei der Freistellung gilt dieser Grundsatz ebenfalls bis 

auf die Ausnahme, dass ein Einbringen von vorhande-

nen Guthabenzeiten der Beschäftigten in dem Maße 

möglich ist, in dem der Arbeitgeber selbst bezahlte 

Freistellung gewährt. Dadurch ist nach Auffassung 

des Bundestarifausschusses eine faire Kostenteilung 

möglich, die auch die Verwertungsbedingungen zu 

berücksichtigen hat. D.h. bei einer ausschließlich vom 

Arbeitgeber verwertbaren Maßnahme, also bei Wei-

terbildung zur Anpassung und zum Erhalt der Qualifi-

kation und bei einer betrieblich veranlassten Verände-

rung der Qualifizierung, kommt eine Kostenteilung 

nicht in Betracht. Wie die Kostenteilung im konkreten 

Fall zu gestalten ist, entscheiden die Betriebsparteien. 

Eine Kostenbeteiligung der Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmern erfolgt jedoch ausschließlich in Form 

von Zeit.

11  Der Text ist in der Anlage angefügt, siehe Kapitel II.

Ebenfalls wurde in den Zielperspektiven das Finanzie-

rungsmodell der Weiterbildungsfonds verankert. Die 

seit Jahren im internationalen Vergleich zu geringen 

Weiterbildungsanstrengungen der Betriebe lassen es 

ratsam erscheinen, von der individuellen betrieblichen 

Finanzierung überzugehen zu einer kollektiven. 

Bildungsfonds erscheinen prinzipiell geeignet, die 

Weiterbildungsbeteiligung insgesamt zu erhöhen und 

die Teilnahme aller betroffenen Gruppen zu erreichen. 

Die Fondsfinanzierung koppelt die individuelle Weiter-

bildungsteilnahme von den damit entstandenen Kos-

ten ab, da die Arbeitgeber sich an der Finanzierung 

durch Pflichtbeiträge beteiligen, unabhängig davon, 

ob sie ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern Wei-

terbildung ermöglichen oder nicht. Sie können so 

Sparinteressen der Betriebe entgegenwirken, konjunk-

turelle Abhängigkeit vermeiden und kleine und mitt-

lere Betriebe stärker einbeziehen. Sie haben neben 

quantitativen außerdem viele qualitativ positive Wir-

kungen auf das Weiterbildungsgeschehen insgesamt, 

wie sich in Frankreich und Dänemark zeigt. Auf der 

Basis der „Zielperspektiven“ wurde von der Tarifpoliti-

schen Grundsatzabteilung ein Mustertarifvertrag ent-

wickelt, der als weitere Grundlage für die Beratung in 

Tarifkommissionen zur Verfügung steht. Der Muster

tarifvertrag ist ebenfalls in dieser Broschüre enthalten.

Im Herbst 2005 brachte der Abschluss der Tarifver-

handlungen zum TVöD für ver.di einen Durchbruch in 

Sachen Qualifizierung. Seitdem haben die Beschäftig-

ten der Kommunen und des Bundes und zeitlich 

etwas später auch die der Länder einen verbrieften 

Rechtsanspruch auf ein mindestens jährliches Qualifi-

zierungsgespräch mit ihrem Arbeitgeber, um den 

Qualifizierungsbedarf festzustellen. Die Kosten der 

Qualifizierungsmaßnahmen, wie auch die für die 

Freistellung, sind vom Arbeitgeber zu tragen, es sei 

denn eine Vereinbarung, je nach betrieblichem oder 

individuellem Nutzen mit der Personalvertretung, sieht 

einen Eigenbeitrag der Teilnehmerinnen und Teilneh-

mer vor. Mit diesen Tarifregelungen war der Weg 

auch frei für ergänzende Dienst- bzw. Betriebsverein-

barungen in den o. g. Gebietskörperschaften.
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Eine Arbeitsgruppe der Bundesverwaltung hat unmit-

telbar nach dem Abschluss unter Beteiligung der Tarif-

politischen Grundsatzabteilung und dem Bereich Wei-

terbildungspolitik eine Arbeitshilfe zu den tariflichen 

Regelungen erarbeitet. Die dann folgende Umsetzung 

wurde in einem zweijährigen Modellprojekt durch das 

Forschungsinstitut für Arbeit, Technik und Kultur 

(FATK) der Universität Tübingen begleitet, wissen-

schaftlich beraten und ausgewertet. Diese kritische 

Studie liegt mittlerweile auch in Buchform vor und die 

wichtigen Ergebnisse sind unter dem Titel „Tarifliche 

Qualifizierungsregelungen im öffentlichen Dienst: 

Wolf im Schafspelz oder zahnloser Tiger?“ in dieser 

Broschüre im Materialteil enthalten. Leider zeigen die 

Ergebnisse, dass von einer überwiegenden und nach-

haltigen Umsetzung der tariflichen Bestimmungen in 

der Breite noch nicht gesprochen werden kann. 

Hierzu bedarf es noch erheblicher Anstrengungen, 

insbesondere hinsichtlich der Schulung und Betreu-

ung der Betriebs- und Personalräte.

Im Jahr 2011 gaben die Tarifpolitische Grundsatzab-

teilung und der Bereich Weiterbildungspolitik eine 

Basisinformation für Betriebs- und Personalräte zur 

Beruflichen Weiterbildung mit dem Titel „Warum bei 

uns?“ heraus. Darin befinden sich zahlreiche prakti-

sche Tipps und Hinweise zur betrieblichen Ausgestal-

tung der Weiterbildung.

Für eine adressatenspezifische und an den betrieb

lichen Bedingungen ausgerichtete Umsetzung und 

Ausgestaltung der tariflichen Regelungen sind die 

Betriebs- und Personalräte die entscheidenden 

Akteure. Im Rahmen des vom Bundesministerium für 

Bildung und Forschung von 2001 bis 2007 geförder-

ten Projektes „KomNetz“ wurden vom Bereich Wei-

terbildungspolitik erste Schritte unternommen, ein 

branchenübergreifendes Betriebs- und Personalräte-

netzwerk aufzubauen. Es sind vielfältige, die Weiter-

bildungsarbeit unterstützende Materialien erstellt 

worden.

Am 30. und 31. Januar 2006 haben 14 renommierte 

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler auf dem 

ersten gemeinsamen Weiterbildungskongress von  

ver.di und IG Metall „Mehr und bessere Weiterbil-

dung für alle – Das ist die neue soziale Frage“ vor 

300 Teilnehmerinnen und Teilnehmern ihre Streit-

schrift „Bildung ist keine Ware“ vorgestellt. In 

11 Empfehlungen und einer Reihe von Kernaussagen 

nehmen die Autorinnen und Autoren zusammenfas-

send Stellung zu grundsätzlichen Fragen und aktuel-

len Problemen in der beruflichen Bildung und Weiter-

bildung. U. a. sehen die Wissenschaftlerinnen und 

Wissenschaftler berufliche Bildung und Weiterbildung 

als öffentliches Gut, das erhalten und ausgebaut wer-

den muss. Sie empfehlen den Gewerkschaften, die 

wachsende Bedeutung der Weiterbildung für ihre 

Mitglieder aufzugreifen und als eines der Themen 

qualitativer Politik zu behandeln, mit denen sie 

Gestaltungskompetenz gewinnen können. Von der 

Streitschrift wurden mehr als 12.000 Exemplare ver-

teilt. Die Empfehlungen der Streitschrift haben wir im 

Anhang unter Materialien beigefügt. Die Broschüre 

kann beim Bereich Weiterbildungspolitik angefordert 

werden, ebenso die Dokumentation der Tagung. 

Mittlerweile veröffentlicht der wissenschaftliche Bera-

terkreis in seinen Berufs-Bildungs-Perspektiven regel-

mäßig seine Positionen zu Fragen der Berufsbildungs-

politik. Die aktuell bearbeitete Ausgabe, die Anfang 

2016 erscheinen wird, hat die Verbindung von guter 

Weiterbildung und guter Arbeit zum Thema.

Das Programm „weiter bilden“ des Bundesministeri-

ums für Arbeit und Soziales (BMAS), gefördert aus 

Mitteln des Europäischen Sozialfonds (ESF), wurde 

2009 begonnen. Die DGB-Gewerkschaften begleiten 

die deutsche Umsetzung intensiv und brachten viele 

Initiativen ein. Ca. die Hälfte der bis 2014 mit 

140 Mio. Euro geförderten Maßnahmen wurde direkt 

oder indirekt von ver.di initiiert. Das Programm wird 

in der ESF-Förderperiode 2014 bis 2020 unter dem 

Titel „Fachkräfte sichern: weiter bilden und Gleich-

stellung fördern“ fortgesetzt. 
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Im Herbst 2013 startete die tarifpolitische Grundsatz-

abteilung eine Auswertung der ver.di-Tarifdatenbank 

unter dem Gesichtspunkt „tarifvertragliche Regelun-

gen zur beruflichen Weiterbildung“. Im Rahmen 

dieser Auswertung wurden mehr als 2.000 infrage 

kommende Tarifverträge auf mögliche Weiterbil-

dungsregelungen hin untersucht und mit der Doku-

mentennummer und dem jeweiligen Inhalt erfasst. 

Die Zusammenfassung der zum Teil überraschenden 

Ergebnisse sind in der Borschüre ebenfalls enthalten, 

wie auch die Auswertung selbst.12 Das wichtigste 

Ergebnis der Auswertung war die Erkenntnis, dass 

mittlerweile ca. die Hälfte der ver.di-Mitglieder in 

ihren Tarifverträgen konkrete Regelungen zur beruf

lichen Weiterbildung vorfinden. Allerdings ist dies 

noch nicht gleichzusetzen mit einer aktiven Weiter

bildungsarbeit in den Betrieben. Oft stehen die 

Ansprüche der Beschäftigten nur auf dem Papier. Wir 

brauchen daher in den kommenden Jahren eine inten-

sive Beratung, Schulung und Betreuung der Betriebs- 

und Personalräte in Weiterbildungsfragen. Auch die 

Substanz der erreichten Regelungen ist in vielen Fällen 

noch nicht auf dem Niveau, auf dem eine gesicherte 

Weiterbildungskultur wachsen kann. Dazu sind eben-

falls weitere tarifliche Anstrengungen erforderlich. 

12   Halb voll oder halb leer? S. 28, siehe auch Materialteil S. 42.

ver.di hat sich also für die betriebliche berufliche Wei-

terbildung positioniert und es ist eine Menge seit der 

Gründung von ver.di 2002 in Bewegung gekommen. 

Es ist jetzt an den Fachbereichen und deren Tarifgre-

mien, in Zusammenarbeit mit der Tarifpolitischen 

Grundsatzabteilung und dem Bereich Weiterbildungs-

politik, den Faden aufzunehmen und das Thema 

inhaltlich zu diskutieren, Forderungen und Tarif

vertragsentwürfe zu entwickeln und diese für die 

nächsten Jahre auf die Tarifagenda zu setzen.
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II  �Tarifpolitische Ziel­

perspektiven zur beruf­

lichen Weiterbildung

a) �Die Entwicklung der 
Zielperspektiven

Der Entwicklungsprozess der „Zielperspektiven für die 

berufliche Weiterbildung“ hat von den ersten Überle-

gungen bis zum Beschluss des Bundestarifausschusses 

insgesamt fast drei Jahre gedauert.

Zunächst ging es darum, die Beschlüsse des ver.di- 

Gründungskongresses und der Quellorganisationen 

aufzugreifen, die ein verstärktes Engagement von  

ver.di in Weiterbildungsfragen fordern. Schon lange 

vor der ver.di-Gründung gab es intensive Diskussio-

nen und Überlegungen zur beruflichen Weiterbil-

dung. Überall, wo bereits in den 70er-, 80er- und 

90er-Jahren Arbeitsplätze massiv bedroht waren, 

stellte sich die Qualifizierungsfrage. Vor allem bei der 

IG Medien und der DPG wurden frühzeitig Verträge 

und Vereinbarungen zum Rationalisierungsschutz 

abgeschlossen, die umfangreiche Weiterbildungsmaß-

nahmen und entsprechende Aktivitäten vorsahen.

Einzubeziehen war aber auch die bildungspolitische 

Diskussion um den Begriff des „lebenslangen Ler-

nens“, die immer mehr an Gewicht gewinnt und die 

mittlerweile eine breite Bildungsdebatte ausgelöst 

hat.

Schon vorhandene Tarifverträge bei der IG Metall und 

ver.di (Deutsche Telekom, Druckindustrie) zeigten, 

dass auf der tarifpolitischen Ebene ein erheblicher 

Gestaltungsspielraum vorhanden war, der genutzt 

werden konnte, auch wenn diese tariflichen Aktivitä-

ten bundeseinheitliche, gesetzliche Regelungen nicht 

ersetzen können.

Eine zentrale Frage bei der Entwicklung der „Zielpers-

pektiven“ lautete deshalb:

Was kann also eine innovative Tarifpolitik für die 

berufliche Weiterbildung leisten?

Wir haben bei der Entwicklung des ersten Diskussi-

onspapiers deshalb einerseits auf die schon vorhande-

nen Tarifverträge und andererseits auf entsprechende 

Anwendungserfahrungen zurückgegriffen. Beide 

Aspekte waren für uns grundlegend wichtig, weil die 

berufliche Weiterbildung nur im Kontext mit dem 

Konzept des lebenslangen Lernens gesehen und 

begriffen werden kann. Der von uns gewählte Weiter-

bildungsbegriff ist in diesem Sinn bewusst weit und 

offen gehalten. Berufliche Weiterbildung muss nicht 

nur im Betrieb stattfinden und sie muss nicht nur 

Qualifizierung im Sinn von „learning by doing“ sein, 

sondern sie setzt einen schon teilweise erfolgten 

Bildungsprozess weiter fort. 
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Wir verstehen das als Kontrapunkt zu der Tendenz der 

Arbeitgeber, Weiterbildung nur betrieblich und nur 

arbeitsplatznah, d. h. möglichst kostengünstig, zu 

definieren.

Andererseits muss ein Konzept für die berufliche Wei-

terbildung die betrieblichen Gegebenheiten und ins-

besondere die Rolle der betrieblichen Parteien berück-

sichtigen. Nicht alles kann tariflich vorgegeben und 

festgelegt werden. Ob beispielsweise für einen Wei-

terbildungskurs in Wirtschaftsenglisch ein Eigenbei-

trag der Teilnehmerinnen und Teilnehmer in der Form 

von Zeit einzubringen ist und wenn ja, in welcher 

Höhe, kann der Tarifvertrag nicht sinnvoll entschei-

den, sondern nur der Betriebsrat und der Arbeitgeber. 

Auch der Umfang eines betrieblichen Weiterbildungs-

angebotes kann nicht tariflich verordnet werden. Bei 

Streitigkeiten darüber sollte es allerdings einen Kon-

fliktregelungsmechanismus geben. Der Tarifvertrag 

muss letztlich den rechtssicheren Rahmen und die 

Eckpunkte vorgeben, in dem sich die Betriebsparteien 

bewegen.

Ein zusätzliches Problem bestand darin, dass es sich 

bei ver.di um eine Multi-Branchen-Gewerkschaft 

handelt. D. h. nicht jeder Schuh passt jedem, aber er 

sollte doch als Schuh erkennbar sein. Wie Weiterbil-

dung zu organisieren ist, muss für die Bundesagentur 

für Arbeit notwendigerweise im Detail anders be

antwortet werden als im Einzelhandel. So sollte es 

einerseits möglich sein, z. B. in Branchen mit vielen 

Klein- und Mittelbetrieben Weiterbildung durch über-

betriebliche Organisation zu betreiben, während bei 

großteiligen Strukturen unternehmensbezogene An

sätze, ergänzt z. B. durch eine Gesamtbetriebsverein-

barung, vorzuziehen sind.

Die berufliche Weiterbildung sollte sich auch nicht nur 

auf das unmittelbar beruflich verwertbare Wissen und 

die entsprechenden Fähigkeiten beschränken. Auch 

ein Meisterinnen-/Meisterkurs, eine Technikerinnen-/

Technikerausbildung oder ein aufbauendes Studium 

muss im Rahmen der beruflichen Weiterbildung reali-

sierbar sein. Dazu werden in der Regel längere 

Freistellungsphasen benötigt, bei denen es vor allem 

auf die Rückkehrsicherheit ankommt. Um eine solche 

Option aber wirklich nutzen zu können, wäre ergän-

zend z. B. ein Erwachsenen-BAföG erforderlich. 
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Regionale bzw. branchenspezifische Weiterbildungs-

fonds, wie sie erfolgreich in Frankreich praktiziert 

werden, können dazu ebenfalls eine wirkungsvolle 

Grundlage bilden. Nicht nur Branchen mit Klein- und 

Mittelbetrieben würden von Weiterbildungsfonds pro-

fitieren. In der Textilindustrie und im Baugewerbe 

existieren – übrigens seit Jahren erfolgreich – Tarifver-

träge auf der Basis von Weiterbildungsfonds. An die-

ser Stelle wird die Verknüpfung mit notwendigen 

gesetzlichen Regelungen, wie z. B. in Frankreich, 

besonders deutlich, zumal sich bei diesen Weiterbil-

dungsformen der betriebliche, der persönliche und 

der gesellschaftliche Nutzen verbinden. Auch der wis-

senschaftliche Beraterkreis von ver.di und IG Metall 

fordert in seiner Streitschrift zur beruflichen Bildung 

die Einrichtung von Branchenfonds als „zentrales 

Finanzierungsinstrument des beruflichen Bildungs

systems“.

Weiterbildung fällt den meisten Beschäftigten nicht in 

den Schoß. Alle derzeit verfügbaren Untersuchungen 

zeigen, dass die Geringqualifizierten am wenigsten an 

Weiterbildungsmaßnahmen beteiligt sind, während 

die Besserqualifizierten häufiger ihre Möglichkeiten 

nutzen. Deshalb war es wichtig, dem individuellen 

Rechtsanspruch auf ein Weiterbildungsgespräch ein 

hohes Gewicht zu geben. Alle wichtigen tariflichen 

Vereinbarungen beinhalten diesen Anspruch, er ist 

der Kristallisationspunkt für Weitergehendes. Gleich-

wohl ist es ergänzend erforderlich für die Gruppen 

von Beschäftigten besondere Maßnahmen zu verein-

baren, deren Arbeitsplätze tendenziell gefährdet sind. 

Das Ziel der Beschäftigungssicherung mit oder durch 

Qualifizierung ist ebenso hoch zu bewerten. Tariflich 

ist dieses Ziel vorrangig festzuschreiben, damit die 

Betriebs- bzw. Personalräte den Finger in die Wunde 

legen können. An Luxus-Events für höhere Manager 

können wir kein Interesse haben. 

Alle diese Aspekte und einige mehr haben wir 

berücksichtigt. Umstritten war bei den Beratungen 

des Bundestarifausschusses bis zuletzt die Frage von 

Eigenbeteiligungen der Beschäftigten. Die Entschei-

dung darüber lautet kurzgefasst: 

Eine Beteiligung der Beschäftigten an den Maß­

nahmenkosten in Form von Geld lehnt ver.di ab. Ein 

Eigenanteil durch das Einbringen von Zeitguthaben ist 

unter bestimmten Voraussetzungen möglich.

Der Beschluss des Bundestarifausschusses von ver.di 

besteht aus zwei Teilen. Zunächst werden die vorhan-

denen Grundlagen und dann die „Tarifpolitischen 

Zielperspektiven zur beruflichen Weiterbildung“ in 

der Form von Eckpunkten vorgestellt.

Die Beschlussfassung des Bundestarifausschusses 

beantwortet allerdings nicht alle Fragen und eine 

weitere intensive Diskussion dürfte zu ihrer Lösung 

erforderlich sein. Insbesondere geht es dabei um die 

folgenden Fragestellungen: 

■	� Wie gewichten wir die gesetzliche Initiative 

und tarifvertragliche Lösungen im strategi-

schen Vorgehen?

■	� Wollen wir die Umsetzung in einer einheit

lichen Kampagne angehen oder sollen fach-

bereichsspezifische Wege bei der Umsetzung 

Vorrang haben? Soll ein Qualifizierungstarif-

vertrag in Zusammenhang mit anderen quali-

tativen Ansätzen gebracht werden, also wie 

z. B. bei der IG Metall als Teil einer Kampagne 

„Gute Arbeit“ oder „Besser statt Billiger“? 

Sind Weiterbildungstarifverträge im Rahmen 

einer strategischen Innovationsplanung 

weiter zu verfolgen?

■	� Soll Weiterbildung direkt mit Eingruppie-

rungsfragen verknüpft werden? Besteht nicht 

die Gefahr, dass wir ungewollt einen „Brems

effekt“ auslösen und kurzfristige Anpas-

sungsqualifizierungen dominieren werden, 

weil diese nicht eingruppierungsrelevant 

sind? Andererseits könnte die Kosten-Nut-

zen-Bilanz der Kolleginnen und Kollegen ein 

Kriterium für deren Teilnahme oder Nichtteil-

nahme sein.
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■	� Ressourcenaufbringung hinsichtlich Kosten 

und Zeit: Sollen wir die individuelle Eigen

beteiligung der Beschäftigten, die teilweise 

schon gängige Praxis ist, von vorn herein in 

den Tarifverhandlungen anbieten oder sollte 

diese nicht Ergebnis der Verhandlungen und 

damit eine Kompromisslösung sein?

■	� Sollen wir quantifizierte Freistellungszeiten 

für einen Weiterbildungsanspruch festschrei-

ben (also z. B. 5 Tage) oder sollen die Zeiten 

Ergebnis von einer durch einen Rechts

anspruch abgesicherten individuellen und 

betrieblichen Bedarfsermittlung sein? Gehen 

wir mit Zeitenfestschreibung nicht das Risiko 

mangelnder Nutzung (wie beim Bildungs

urlaub) ein, die uns dann gewerkschafts

politisch eher schadet?

■	� Die kollektive Ermittlung des Weiterbildungs-

bedarfs soll verknüpft werden mit der indivi-

duellen. Wie gelingt die Integration der 

Bedürfnisse des/der Einzelnen mit der 

betrieblichen Weiterbildungsbedarfsplanung?

■	� Welche Rolle spielen Fonds, wie sie z. B. in 

Frankreich existieren, im Tarifvertrag? Wie 

sehen wir das Verhältnis von betrieblicher 

und überbetrieblicher Finanzierung? Wie 

passen Fondslösungen zur Eigenbeteiligung?

■	� Welche Bedeutung hat eine mögliche Klassifi-

zierung der beruflichen Weiterbildung nach 

Art, Veranlassung und Verwertbarkeit als Kri-

terien für die mehr oder weniger individuelle 

Beteiligung an Zeit- und Kostenaufbringung? 

Müssen wir nicht gerade die vielen „Grau

zonen“ dazwischen einschließlich Ko-Investi-

tions-Fragen regeln?

b) �Tarifpolitische Rahmen
bedingungen und Umsetzungs
hinweise

Löhne, Gehälter, Arbeitsbedingungen und Arbeitszeit 

waren schon immer zentrale Bestandteile der Tarifpo-

litik. Die berufliche Weiterbildung spielte in diesem 

Zusammenhang jedoch bis Mitte der 80er-Jahre im 

letzten Jahrhundert nur eine beiläufige Rolle, so z. B. 

bei grundlegenden Umstrukturierungen bzw. in den 

entsprechenden Rationalisierungsschutzabkommen. 

Die Tarifpolitik hat damals Weiterbildungsfragen nur 

dann aufgegriffen, wenn der Verlust vieler Arbeits-

plätze in einer Branche drohte. Als Erklärung für die-

sen Mangel stellt das Wirtschafts- und Sozialwissen-

schaftliches Institut (WSI) der Hans-Böckler-Stiftung 

z. B. in einer Studie zur Weiterbildung in Tarifverträ-

gen fest:

„Grundsätzlich betrachten die Gewerkschaften die 

Regulierung der Aus-, Fort- und Weiterbildung als 

öffentliche Aufgabe. Ihre Ansprüche auf die Gestal­

tung und Weiterentwicklung von Qualifizierung und 

Weiterbildung richten sich denn auch in erster Linie 

an den Staat bzw. die korporativen Akteure auf die­

sem Feld. Berufliche Weiterbildung wird deshalb nicht 

bzw. zumindest nicht in erster Linie, als Aufgabe der 

gewerkschaftlichen Tarifpolitik angesehen“.13

Diese Haltung ist sicherlich nicht abzulehnen oder 

gänzlich falsch. Allerdings ist in diesem Zusammenhang 

festzustellen, dass sich bisherige Bundesregierungen 

und die Länder nicht ausreichend für die berufliche 

und insbesondere die betriebliche Weiterbildung enga-

giert haben. So fehlt es z. B. nach wie vor an einer ent-

sprechenden Rahmengesetzgebung bzw. gesetzlichen 

Grundlagen, die Rechtsansprüche, Durchführungswege 

und verbindliche Standards regelt. Andererseits hat die 

13  WSI-Informationen zur Tarifpolitik, Sept. 2000.
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bisher in der Politik übliche Zuweisung der Regelungs-

kompetenz an Wirtschaft und Gewerkschaften die vor-

handenen Defizite in der beruflichen Weiterbildung 

erkennbar nicht beseitigt. Zwar gibt es mittlerweile in 

vielen Großunternehmen und Verwaltungen Qualifizie-

rungsvereinbarungen, allerdings enthalten sie nur in 

ganz seltenen Fällen definitive Rechtsansprüche auf 

betriebliche bzw. berufliche Weiterbildung oder die 

Verpflichtung des Arbeitgebers ein entsprechendes 

Angebot zur Verfügung zu stellen. Ob, wie und wer 

weitergebildet wird, entscheidet daher dort, wo es 

noch keine tarifvertraglichen Regelungen gibt, oft 

noch der Arbeitgeber. Die in diesem Punkt begrüßens-

werte, letzte Novellierung des BetrVG brachte zwar 

einige Fortschritte, aber diese werden in der Praxis zu 

wenig aufgegriffen. In vielen Betrieben ohne betriebli-

che Interessensvertretungen findet zudem Weiterbil-

dung für die Beschäftigten entweder nicht oder nur in 

ihrer Freizeit, auf eigene Initiative und auf eigene Kos-

ten, statt. 

Unternehmensübergreifende Standards, anerkannte 

Zertifizierungen und Zusatzqualifikationen, verbindli-

che Weiterbildungskonzepte, qualifiziert ausgebildete 

Weiterbildungstrainer, Durchlässigkeit und ein syste-

matischer Aufbau von Weiterbildungsmodulen sind 

bis auf wenige Einzelfälle kaum vorhanden. Im Ergeb-

nis schränkt dies die Verwertbarkeit und die Attrakti-

vität der Weiterbildung für die Beschäftigten erheb-

lich ein, während die Arbeitgeberseite die berufliche 

Weiterbildung auf ihr unmittelbares Verwertungsinte-

resse beliebig zuschneiden kann, ohne sich an gesetz-

liche Grundlagen oder Tarifverträge halten zu müssen. 

Die branchenübergreifenden Probleme und den man-

gelnden Stellenwert der Weiterbildung im Bildungs-

system wird auch eine innovative Tarifpolitik nicht 

lösen können. Daher stellt sich die Frage, was mittel-

fristig die Tarifpolitik auf dem Feld der beruflichen 

Weiterbildung leisten und an welchen Zielen sie sich 

entsprechend orientieren könnte?

Die vorherrschende Branchenorientierung des Tarif-

vertragswesens in der Bundesrepublik dürfte zunächst 

die Bildung und Durchsetzung von allgemein gültigen 

Standards und Rechtsansprüchen erschweren. Auch 

die Schaffung von Durchlässigkeit über die Branchen-

grenzen hinweg stößt damit auf erhebliche Schwie-

rigkeiten. Ein weiteres Problem besteht darin, einheit-

liche bzw. vergleichbare Finanzierungsgrundlagen 

herzustellen. Zusätzlich ist das weiterbildungsspezifi-

sche Know-how je nach Branche unterschiedlich stark 

ausgeprägt. Der Branchenmix von ver.di zeigt darüber 

hinaus, dass sich die betrieblichen Strukturen in den 

einzelnen Branchen, wie z. B. bei Banken und im 

Friseurhandwerk, gravierend unterscheiden.

Bezüglich der Durchsetzungsfähigkeit und in der 

Umsetzungsgeschwindigkeit ist entsprechend ebenfalls 

mit großen Unterschieden zu rechnen. Die tarifpoliti-

sche Verwirklichung einer systematischen, beruflichen 

Weiterbildung, die diesen Namen verdient, ist daher 

strukturbedingt erschwert und benötigt einen erhebli-

chen Zeitaufwand. Andererseits zeigen zurückliegende 

und gegenwärtige gewerkschaftliche Projekte wie z. B. 

die Mindestlohninitiative, dass es durchaus möglich ist, 

auch vor dem Hintergrund unterschiedlicher Branchen-

strukturen, in einem relativ überschaubaren Zeitraum 

zu wichtigen Fortschritten zu kommen.

Die Mindestvoraussetzungen dafür sind allerdings

■	� ein klares, gut begründetes Konzept,

■	� die Bündelung möglichst aller 

gewerkschaftlichen Kräfte,

■	� eine eindeutige Prioritätensetzung,

■	� eine flankierende gesellschaftspolitische 

Initiative,

■	� die Bereitstellung notwendiger Ressourcen.
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Der Flächen- bzw. Verbandstarifvertrag mit seiner 

trotz Erosionstendenzen immer noch starken, normie-

renden Kraft bietet die Chance, in gewerkschaftlich 

organisierten Kernbereichen zuerst Standards zu set-

zen, denen sich in der Folge kleinere Branchen nicht 

bzw. nicht gänzlich entziehen können. Die diesbezüg-

lichen Erfolge im öffentlichen Dienst und deren Aus-

breitung Richtung Gesundheitswesen und in andere, 

angrenzende Branchen hinein, wurden durch unsere 

Auswertung der ver.di-Tarifverträge entsprechend 

bestätigt.

Die Position der Arbeitgeber und ihrer Verbände stellt 

sich in diesem Zusammenhang zwiespältig dar. Einer-

seits werden verstärkte Initiativen für die berufliche 

Weiterbildung begrüßt, aber andererseits werden die 

Regelungsebenen Tarifvertrag und Gesetz zum Teil 

strikt abgelehnt. Weiterbildung soll nach ihrer Mei-

nung vor allem betrieblich/unternehmensbezogen 

oder marktnah geregelt bzw. organisiert werden. Aus 

dieser Auffassung ergeben sich in der Folge allerdings 

zwei für die berufliche Weiterbildung negative Konse-

quenzen:

■	� Zunächst entwertet eine enge betriebsbezo-

gene Weiterbildung deren weitere Verwend-

barkeit und sie verhindert die zumindest 

branchenbezogene Anerkennung bzw. Ver-

gleichbarkeit von erbrachten Weiterbildungs-

leistungen. Marktorientierte bzw. überbe-

triebliche Weiterbildungsmaßnahmen sind 

ebenfalls oft mit dem Makel der fehlenden 

Anerkennung und Transparenz behaftet. Eine 

breitere Beteiligung der Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer an beruflicher Weiterbil-

dung wird sich am Ende auf diese Weise nicht 

erreichen lassen. Dazu bedarf es einer bran-

chenweiten und auch ideellen Anerkennung 

von Weiterbildungsleistungen, einer Veranke-

rung in den tariflichen Eingruppierungs

systemen und einer branchenübergreifenden 

gesetzlichen Rahmenregelung.

■	� Klein- und Mittelbetriebe werden durch die 

o. g. Positionierung der Arbeitgeberverbände 

tendenziell von einer systematischen beruf

lichen Weiterbildung ferngehalten, weil sie 

oft nicht in der Lage sind, diese selbstständig 

zu organisieren und weil sie nicht über das 

notwendige Know-how verfügen.

Anhand dieser Konsequenzen wird erkennbar, dass es 

auch aus der Arbeitgebersicht einige wichtige Gründe 

geben kann, über eine tarifliche Regelungsebene in 

Weiterbildungsfragen nachzudenken. So wäre es z. B. 

durch eine verbesserte Qualifikation der Beschäftigten 

möglich, die innerbetriebliche Flexibilität und die 

Produktivität deutlich zu erhöhen. Es erscheint daher 

nicht aussichtslos, mit der Arbeitgeberseite solche Fra-

gen tarifpolitisch zu diskutieren. Bei der inhaltlichen 

Gestaltung der beruflichen Weiterbildung ist es mitt-

lerweile möglich, auf die vorhandenen Verträge aus 

der Tarifdatenbank zurückzugreifen. 

Die tarifpolitischen Zielperspektiven zur beruflichen 

Weiterbildung wurden von uns damals auf Grundlage 

der Verträge bei der Deutschen Telekom AG und aus 

dem Bereich der Metall- und Elektroindustrie sowie in 

einigen kleineren Branchen entwickelt. Sie bilden eine 

inhaltliche Handlungs- und Diskussionsplattform, auf 

deren Grundlage sich die Akteure künftig tarifpoli-

tisch bewegen können. Dabei haben sie ausdrücklich 

nicht den Charakter von Mindest- oder Maximalanfor-

derungen, aber es ist ihre Funktion, gemeinsame Ziel-

vorstellungen zu präzisieren und darzustellen. Weiter-

bildungsleistungen der Beschäftigten sollen anerkannt 

und honoriert werden, sie sollen aber ausdrücklich 

nicht den Tätigkeitsbezug von Eingruppierungsmerk-

malen im Tarifvertrag ersetzen, ablösen oder beein-

trächtigen. 

Die notwendigen, tarifpolitischen Um- und Durchset-

zungsstrategien können je nach Fach- oder Tarifbe-

reich unterschiedlich gestaltet werden. Auch für die 

Umsetzung in tarifvertragliche Regelungen selbst kön-

nen verschiedene Wege gewählt werden. So sind 

sowohl separate Weiterbildungstarifverträge als auch 
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Weiterbildungsregelungen in Manteltarifverträgen 

denkbar. Letzteres ist das in ver.di gängige Modell. 

Eine fachbereichsübergreifende Koordination und 

eine vorbereitende bzw. begleitende Kampagne dürf-

ten jedoch hilfreich sein bzw. unterstützend wirken. 

Die Durchsetzung und Regelung der beruflichen 

Weiterbildung wird, soweit dabei zusätzliche Kosten 

entstehen, nicht zum Null-Tarif erreichbar sein. Dies 

war in der Vergangenheit fast immer bei wichtigen 

gewerkschaftlichen Projekten der Fall. Sollen defini-

tive Rechtsansprüche auf berufliche Weiterbildung 

durchgesetzt und tariflich gesichert werden, so kann 

dies zu entsprechend verhandelbaren Reduzierungen 

der Verteilungsspielräume führen. Das muss den Han-

delnden klar sein. An dieser Stelle ist daran zu erin-

nern, dass der Nutzen der beruflichen Weiterbildung 

nicht nur auf der Arbeitgeberseite liegt, sie dient auch 

der Beschäftigungssicherung, der Humanisierung der 

Arbeitswelt, dem beruflichen Aufstieg und besserer 

Bezahlung bzw. Eingruppierung, wie auch der per-

sönlichen Entwicklung.

Die Finanzierung der erforderlichen Freistellungen 

könnte daher künftig nach dem Beschluss des Bun-

destarifausschusses (BTA) bzw. nach folgendem 

Grundsatz geregelt werden:

Eigenanteile der Beschäftigten in Zeitform sind bei 

überwiegender Verwertbarkeit durch diese möglich. 

Hierzu bedarf es einer Vereinbarung zwischen den 

Tarifparteien und einer ergänzenden, betrieblichen 

Vereinbarung.

Dieser Grundsatz hätte zur Folge, dass z. B. der 

Arbeitgeber immer dann die Kosten generell zu tra-

gen hat, wenn er die Ergebnisse überwiegend nutzt. 

Andererseits wäre eine Beteiligung des Beschäftigten 

z. B. durch erworbene Zeitguthaben dann möglich, 

wenn die/der Beschäftigte die Kenntnisse überwie-

gend für sich nutzt. In diesem Zusammenhang wäre 

auch darüber nachzudenken, ob, wie schon erwähnt, 

eine Einführung von regionalen bzw. branchenspezifi-

schen Weiterbildungsfonds auf der tarifvertraglichen 

Ebene sinnvoll sein könnte. In einen solchen Fonds 

wären nach einem festzulegenden Schlüssel finanzi-

elle Mittel einzubringen, deren Höhe und Zusammen-

setzung bzw. Verteilung in Tarifverhandlungen geklärt 

werden müssten. Eine zusätzliche, individuelle 

Kostenbeteiligung der Beschäftigten ist dann aber 

nicht mehr möglich.

Mittlerweile verfügen wir im gewerkschaftlichen 

Bereich über einige Erfahrungen in der Durchsetzung 

und Umsetzung von Qualifizierungstarifverträgen 

bzw. vergleichbaren Regelungen (siehe Beitrag von 

Bahnmüller/Hoppe). Daraus können wichtige Schlüsse 

für künftige Projekte gezogen werden, wenngleich 

immer auch die branchenspezifischen Besonderheiten 

zu berücksichtigen sind.

Die Bedeutung des Weiterbildungsthemas ist jedoch 

noch immer nicht allen Tarifkommissionen vollständig 

bewusst, zumal monetäre Tarifforderungen meist eine 

höhere Aktualität im tarifpolitischen Tagesgeschäft 

besitzen. Qualitative Tarifthemen wie Gesundheits-

schutz, Arbeitszeitgestaltung, Weiterbildung, Gute 

Arbeit etc. haben es dagegen schwer, weil die Vorbe-

reitung, die Diskussion und auch die Verhandlungen 

sehr viel mehr Zeit und auch einen tieferen Kenntnis-

stand erfordern. Häufig fristen deshalb die qualitati-

ven Themen ein Schattendasein oder sie spielen die 

Rolle von Nebenforderungen (Petersilienforderungen), 

die immer sofort vom Tisch genommen werden, wenn 

es um Lohnprozente geht. Niemand, weder die Arbeit-

geber noch die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

nehmen in der Folge solche Forderungen wirklich 

ernst. Deshalb geht es darum, die Forderung nach 

Weiterbildung zu einem zentralen Thema der Tarif

verhandlungen zu machen.
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Überall dort, wo es nennenswerte Erfolge mit qualita-

tiven Tarifthemen gab, hat es im Vorfeld eine intensive 

Auseinandersetzung bzw. Kampagnen mit diesen 

Themen gegeben. Zu nennen wären z. B. aus dem 

Bereich der IG Metall die Initiativen „Gute Arbeit“ 

oder „Besser statt Billiger“. Die Arbeitgeber fürchten 

in der Regel solche Initiativen, weil sie dadurch 

gezwungen werden, betrieblich und öffentlich Stel-

lung zu nehmen bzw. sich zu rechtfertigen. Die vor-

handenen Mängel können den Betroffenen dadurch 

sichtbar und die Forderungen nachvollziehbar 

gemacht werden.

Der Ansatz für solche Initiativen und Kampagnen 

sollte thematisch nicht zu eng gewählt werden, um 

ein schnelles Verbrennen zu vermeiden, also möglichst 

keine Beschränkung z. B. nur auf Weiterbildung oder 

Gesundheitsförderung etc.. Dabei ist es hilfreich, im 

Vorfeld die notwendigen Daten und Argumente durch 

entsprechende Untersuchungen bzw. Erhebungen zu 

erarbeiten. Aufbauend ist dann eine möglichst diffe-

renzierte Vorstellung zu entwickeln, was denn konkret 

z. B. unter „Guter Arbeit“ in der jeweiligen Branche 

zu verstehen ist.

Für die Diskussion in den Tarifgremien ist die Einbezie-

hung der entsprechenden Expertinnen und Experten 

sinnvoll. Sie können/sollen deutlich machen, wie z. B. 

eine sinnvolle Weiterbildung aussehen kann und wie 

der Stand der wissenschaftlichen Diskussion dazu ist.

Die Initiative und die Forderungen müssen möglichst 

langfristig angelegt sein und die möglichen Wider-

stände, nicht nur im Arbeitgeberlager, berücksichti-

gen.

Die Erfahrung zeigt, dass auch unter Arbeitgebern 

Qualifizierungsfragen neue Fragen sind. Meist ist 

schlicht Unkenntnis festzustellen, wenn es darum 

geht, auf diese Fragen tarifpolitische Antworten zu 

finden. Oft ist ihnen auch nicht einsichtig, wo die Vor-

teile einer systematischen Weiterbildung liegen. Inter-

nationale Vergleiche und Branchenanalysen, aber 

auch Expertengespräche, können deshalb im Vorfeld 

oder begleitend förderlich sein.

Die Zentrierung auf eine qualitative tarifpolitische Ini-

tiative sollte nicht nur auf eine Branche oder einen 

Fachbereich beschränkt werden. Je breiter die Initia-

tive angelegt ist, umso besser sind in der Regel die 

Ergebnisse. Allerdings dürfen dabei die Branchenas-

pekte nicht vernachlässigt werden. In ver.di wäre drin-

gend eine Verständigung darüber wünschenswert, 

was wir vorrangig tarifpolitisch, qualitativ in den kom-

menden Jahren gemeinsam erreichen wollen. Aller-

dings sollte dieser Prozess keinen Tarifbereich davon 

abhalten, schon jetzt den Kompass auf Tarifqualität zu 

stellen, wenn der Wille dazu vorhanden ist.

Qualitative Tarifpolitik bzw. eine systematische Wei-

terbildung kostet Geld, d.h. sie ist weder kostenneu

tral noch zum Nulltarif erhältlich, es sei denn, wir 

belassen es bei der Unterschrift von Absichtserklärun-

gen. Deshalb stellt sich ganz direkt die Frage, wer 

diese Kosten zu tragen hat bzw. wie diese zu verteilen 

sind? Dazu geben die Zielperspektiven und diese 

Arbeitshilfe einige Anregungen, aber keine endgülti-

gen und allgemeingültigen Antworten. Die Antworten 

müssen nach einer gründlichen und klugen Kosten- 

Nutzen-Abwägung im jeweiligen Tarifbereich gefun-

den werden. Wer allerdings bei dieser Debatte jede 

Eigenbeteiligung als Tarifpartei kategorisch und für 

alle Zeiten ausschließt, dem kann das kurze Ende der 

Verhandlungen und der Initiative drohen. Eine strate-

gische Klärung und Vorbereitung solcher Fragen ist 

daher in der jeweiligen Tarifkommission erforderlich.

Selbst wenn ein Tarifvertrag zur Weiterbildung oder 

eine entsprechende tarifliche Regelung abgeschlossen 

werden kann, steht die Umsetzung der Regelungen in 

der Praxis noch bevor. Der Beitrag von Bahnmüller/

Hoppe in dieser Broschüre zeigt, dass dies im öffentli-

chen Dienst noch nicht hinreichend gelungen ist.
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Die Umsetzung einer Weiterbildungsregelung erfor-

dert auf der betrieblichen Ebene erhebliche Anstren-

gungen. Zunächst ist eine Phase der Information und 

Schulung der Betroffenen, d. h. der Betriebs- und Per-

sonalräte, aber auch der Mitglieder erforderlich. Der 

Rechtsanspruch z. B. auf ein Weiterbildungsgespräch 

kann nur dann wirklich eingelöst werden, wenn ihn 

unsere Mitglieder und die Beschäftigten kennen. Die 

IG Metall hat deshalb speziell zur Schulung und zu 

einem längerfristigen Informationsaustausch für ihre 

Betriebsräte Weiterbildungsnetzwerke eingerichtet. 

Mit diesen Netzwerken hat sie den Abschluss von vie-

len Betriebsvereinbarungen zur Weiterbildung beglei-

tet und Anregungen für die Umsetzung und Gestal-

tung von Weiterbildungsgesprächen bzw. des 

betrieblichen Weiterbildungsbedarfs gegeben. Ziel ist 

es, nach und nach betriebliche Lernkulturen zu ent

wickeln. Dazu kann es notwendig sein, eine Qualitäts-

agentur zu gründen bzw. zu beauftragen, welche die 

Beteiligten vor Ort bei der Umsetzung berät. Im 

Bereich der IG Metall wurden damit gute Erfahrungen 

gemacht. 

c) �Sieben goldene Regelungen für 
die tarifpolitische Gestaltung von 
Weiterbildung

Mit den „Basisinformationen zur Gestaltung tarifli-

cher Weiterbildungsvereinbarungen“14 haben wir den 

Versuch unternommen, das Thema Weiterbildung 

stärker als bisher in die qualitative Tarifpolitik aufzu-

nehmen. Dazu haben wir Standards für tarifpolitische 

und betriebspolitische Weiterbildungsstrategien zu 

den Themenfeldern Bedarfsermittlung, Finanzierung 

und Freistellung formuliert, die trotz aller Unter-

schiedlichkeit gemeinsam für die verschiedenen  

ver.di-Branchen gültig sein können. Zudem haben  

wir die folgenden sieben goldenen Regeln aufgestellt, 

die beachtet werden sollten, wenn Weiterbildung 

tarifpolitisch angegangen wird.

14  Bestell-Adresse: ver.di-Bundesverwaltung, Bereich  
Weiterbildungspolitik, Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin,  
E-Mail: bildungspolitik@verdi.de.

1.	� Lasst euch fachliche Ratschläge geben.

2.	� Erfindet das Rad nicht immer wieder neu. Es gibt 

bei aller Verschiedenartigkeit der ver.di-Branchen 

Gemeinsames, und man kann von den anderen 

lernen.

3.	� Informiert und mobilisiert die Mitglieder. 

Qualifizierungsregelungen brauchen eine breite 

Akzeptanz im Betrieb. Sie entscheidet über  

Erfolg oder Misserfolg.

4.	� Verständigt euch über ein anschließendes betrieb-

liches Umsetzungskonzept. Die tarifpolitische und 

die betriebspolitische Weiterbildungsstrategie sind 

zwei Seiten einer Medaille.

5.	� Die Umsetzung von Qualifizierungstarifverträgen 

erfordert die Gestaltung von Prozessen. Nehmt 

Unterstützungsstrukturen in tarifliche Regelungen 

auf, die Betriebs- und Personalräte in die Lage 

versetzen, diese Prozesse zu steuern.

6.	� Stärkt die Beteiligungs- und Interventionsrechte 

der Betriebs- und Personalräte. Definiert Anlässe, 

bei denen über Weiterbildung gesprochen und 

angemessene Maßnahmen vereinbart werden 

müssen.

7.	� Verständigt euch, wo das Weiterbildungsthema 

angedockt werden kann. Diskutiert die Vermitt-

lung und Integration der verschiedenen Hand-

lungsfelder Entlohnung, Arbeitszeit, Arbeitsgestal-

tung, Innovation und Weiterbildung. Wo sollen sie 

zusammenspielen? 

Grundsätzlich gilt: Keine Restrukturierung im 

Betrieb ohne Qualifizierung!
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d) �Die betriebliche Umsetzung ist 
die zweite Seite der Medaille: 
Erfahrungen mit dem Programm 
„weiter bilden“

Die Kolleginnen und Kollegen in den Betrieben müs-

sen vor Beginn der Verhandlungen davon überzeugt 

werden, dass ihre eigene berufliche Entwicklung und 

Zukunft insbesondere von ihren Weiterbildungsmög-

lichkeiten abhängig ist. Das Motto „Besser statt Billi-

ger“ ist auch in Bezug auf die berufliche Weiterbil-

dung zutreffend und richtig.

Genauso wichtig, und darauf haben wir schon an 

verschiedenen Stellen hingewiesen, ist die Zeit 

„danach“, d. h. nach einem Tarifabschluss, in den 

Blick zu nehmen. Denn alle Erfahrungen zeigen, dass 

qualitative Tarifpolitik kein Selbstläufer ist. Die Umset-

zung eines qualitativen Tarifvertrages muss daher 

schon bei den Verhandlungen mit in den Blick genom-

men werden.

Es gibt dabei nicht den „Königsweg“ einer betriebli-

chen Umsetzung qualitativer Tarifpolitik. Das Pro-

gramm „weiter bilden“ des Bundesministeriums für 

Arbeit und Soziales, auf das schon an verschiedenen 

Stellen hingewiesen wurde, bietet sich an, hierfür in 

den Blick genommen zu werden. Exemplarisch, wie in 

einem Labor, wird im Programm und den einzelnen 

betrieblichen Projekten, die in dessen Rahmen durch-

geführt wurden, deutlich, wie die Unterstützung 

unterschiedlicher Wege der Umsetzung von qualitati-

ven Tarifvereinbarungen sowie die Zusammenarbeit 

der verschiedenen Akteure im Betrieb gestaltet 

werden kann.

Im Rahmen des Programms „weiter bilden“ (auch 

unter dem Begriff Sozialpartnerrichtlinie bekannt) för-

dern das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

(BMAS) und der Europäische Sozialfonds (ESF) die 

betriebliche Weiterbildung. In der ESF-Förderperiode 

2009 bis 2014 wurden hierfür 140 Mio. Euro bereit-

gestellt. Ziel in dieser Förderperiode war es, die 

Anpassungs- und Wettbewerbsfähigkeit der Unter-

nehmen zu stärken und die Beschäftigten beim Erhalt 

ihrer Beschäftigungsfähigkeit zu unterstützen. Geför-

dert wurden Rahmenbedingungen für betriebliche 

Weiterbildung und Weiterbildungsmaßnahmen in 

Betrieben. ver.di war nicht nur bei der Entwicklung 

des Programms involviert, sondern auch wesentlicher 

Akteur bei der Umsetzung auf verschiedenen Ebenen. 

Einer Steuerungsgruppe, die paritätisch mit den Sozi-

alpartnern und Vertretern der öffentlichen Hand 

besetzt ist, obliegt die fachlich-inhaltliche Begleitung 

sowie die Entscheidung über die zu fördernden Pro-

jektvorhaben. Eine Regiestelle, die unter anderem 

Antragsteller berät und Projektvorhaben bewertet und 

begleitet, ist sozialpartnerschaftlich aufgestellt. Und 

schließlich knüpfte die Voraussetzung für die Teil-

nahme an dem Programm an sozialpartnerschaftliche 

Strukturen an, eine Vereinbarung der Sozialpartner, in 

der Regel ein Qualifizierungstarifvertrag, ist die Vor-

aussetzung, damit ein Projektvorhaben gefördert wer-

den kann.

In der ersten Runde wurden knapp 200 eingereichte 

Projektvorhaben positiv bewertet und alle Mittel des 

Programms entsprechend gebunden. Ungefähr die 

Hälfte davon kamen aus den ver.di-Branchen Bildung 

und Wissenschaft, Handel, Kindertagesstätten, 

Gesundheit, Logistik, öffentliche Verwaltung, Druck 

und Medien, Sicherheitsgewerbe, Telekommunikation, 

IT-Dienstleistungen und Finanzdienstleistungen.

In der ESF-Förderperiode 2014 bis 2020 wird das Pro-

gramm unter der Bezeichnung „Fachkräfte sichern: 

weiter bilden und Gleichstellung fördern“ fortgesetzt.
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Erfahrungen mit der Umsetzung  
des Programms

Die Erfahrungen mit der Umsetzung des Programms 

liefern eine Reihe von Hinweisen, die für die betriebli-

che Umsetzung von qualitativen Tarifverträgen hilf-

reich sind:

■	� Unterstützungsstrukturen sind eine wichtige 

Voraussetzung: Nur Betriebsräte oder Personal-

räte aufzufordern, sich für das Thema zu qualifi-

zieren, reicht nicht aus. Einerseits kann es nicht 

darum gehen, die betrieblichen Akteure mit neuen 

Aufgaben zu überfordern. Andererseits reichen 

die Aktivitäten zu kurz. Ebenso reicht es nicht, 

Materialien für die Umsetzung zu erstellen und zu 

verbreiten. Arbeitshilfen, Handreichungen oder 

Mustervereinbarungen sind wichtige und sinnvolle 

Instrumente. Sie müssen aber in eine Strategie 

eingebunden sein, die auf Unterstützung abzielt 

und eine Struktur, die Beratung in den Vorder-

grund rückt.

	� Partnerschaftliche Einrichtungen wie die Agentur 

Q der Metall- und Elektroindustrie Baden-Würt-

tembergs oder der CSSA der Chemischen Indust-

rie, so zeigen die Erfahrungen, sind hier durchaus 

hilfreich. Die Regiestelle des Programms, quasi 

eine branchenübergreifende Einrichtung, bestätigt 

dies auch für die ver.di-Branchen. 

	� Eine solche Einrichtung berät die betrieblichen 

Akteure über Anknüpfungspunkte und Umset-

zungsstrategien, begleitet die Umsetzung, wertet 

die gemachten Erfahrungen aus und berät die 

Zuständigen in der ver.di. Die gemeinsame Einrich-

tung identifiziert zudem gute Praxis, dokumentiert 

sie und nutzt diese für einen Transfer in andere 

Regionen oder Branchen, in dem z. B. Netzwerke 

moderiert werden. Zudem stellt sie Verbindungen 

zu externen Akteuren her, die für die Umsetzung 

relevant sind wie z. B. Bildungsträger.

■	� Weiterbildung betrieblich verankern erfordert 

Zeit: Das qualitative Tarifpolitik kein Selbstläufer 

ist, wurde bereits im vorhergehenden Punkt aus-

geführt. Auch die Einrichtung von Unterstützungs-

strukturen führt aber nicht sofort zu Erfolgen. 

Weiterbildung als dauerhaftes Element der 

Betriebspolitik zu etablieren setzt einen Prozess in 

Gang. Ziele müssen definiert und Strukturen etab-

liert werden. Dies erfordert betriebliche Aushand-

lungsprozesse z. B. über Zuständigkeiten. Hierfür 

sind betriebliche Bündnispartner zu identifizieren 

und einzubeziehen. Dies alles erfordert Zeit. Die 

Erfahrungen aus dem Programm „weiter bilden“ 

belegen, dass zwischen der Idee für eine betriebli-

che Umsetzung bis zum Start eines Projektes 

durchaus ein Jahr liegen kann.

■	� Betriebliche Themen sind verbunden: Weiter-

bildung ist kein in sich abgeschlossenes Thema, 

das losgelöst von anderen betrieblichen Belangen 

bearbeitet werden kann. Vielmehr ist es häufig so, 

dass Weiterbildung über ein Fachthema einfacher 

zu verankern ist. Wenn z. B. Fragen der Innovati-

onsfähigkeit im Betrieb thematisiert werden hat es 

immer auch Auswirkungen auf die Weiterbil-

dungsbeteiligung. Schließlich ist es so, dass die 

Beschäftigung mit dem Thema Weiterbildung 

weitreichende Konsequenzen für betriebliche Pro-

zesse hat, z. B. für die Personalentwicklung 

ebenso wie für die Arbeitsorganisation.

■	� Netzwerke sind hilfreich für die Verstetigung 

und den Transfer: Zielsetzung der Netzwerkbil-

dung im Kontext der Unterstützung betrieblicher 

Umsetzungsstrategien ist der Austausch und die 

Verbreitung von erfolgreicher betrieblicher Umset-

zung ebenso wie der Umgang mit Hürden, die bei 

der Umsetzung auftreten können. Das bedeutet, 

dass in solche Netzwerke meist neben betriebli-

chen Interessenvertretungen und hauptamtlichen 

Kolleginnen und Kollegen aus den Fachbereichen 

auch weitere Akteure einbezogen werden, die ihre 

Erfahrungen mit der Umsetzung beisteuern. 

Neben Akteuren aus der Wissenschaft sind dies 

vor allem auch Vertreter von Bildungsdienstleis-

tern. Solche Netzwerke können regional oder 

bundesweit organisiert sein. Entscheidend ist hier, 

welche Struktur am besten zum jeweiligen Fach-

bereich passt.
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■	� Pilot-Projekte identifizieren: Projekte haben 

einen exemplarischen Charakter. Förderpro-

gramme können nicht die Umsetzung eines quali-

tativen Tarifvertrages in der gesamten Branche 

unterstützen. Erforderlich sind daher Instrumente 

für den Transfer in die Breite. Hilfreich ist es hier-

für, gute Erfahrungen mit Pilotprojekten zu identi-

fizieren, zu systematisieren und in die Breite zu 

tragen.

■	� Bestehende Strukturen nutzen: Es hat sich 

gezeigt, dass es bei ver.di verschiedene Bildungs-

träger oder Beratungseinrichtungen gibt, die das 

Potential haben, die betriebliche Umsetzung zu 

unterstützen. Diese verfügen über die fachliche 

Kompetenz in Fragen der Weiterbildungsplanung, 

Bedarfsermittlung oder Personalentwicklung und 

sie haben Erfahrungen mit der Durchführung von 

Weiterbildungsmaßnahmen. Zudem verfügen sie 

häufiger über Erfahrungen mit der Organisation, 

Durchführung und Abwicklung von Projekten. Dies 

ist insbesondere dann wichtig, wenn die Umset-

zung mit öffentlichen Fördermitteln erfolgt, denn 

hier entsteht zum Teil ein beträchtlicher Verwal-

tungsaufwand. 

■	� Förderprogramme nutzen: Die Erfahrungen mit 

dem Programm „weiter bilden“ zeigen, dass es 

lohnt, sich auf Förderprogramme einzulassen. 

Durch die Nutzung von Förderprogrammen kann 

quasi die Umsetzung experimentell begleitet wer-

den. Es können unterschiedliche Formen der 

Umsetzung erprobt und begleitet werden. Dafür 

ist der Blick auf das gesamte Spektrum der Förder-

landschaft zu richten. Es bestehen eine Reihe wei-

terer Förderprogramme, die zum Ziel haben, die 

Weiterbildung von Beschäftigten zu fördern, z. B. 

bei den Agenturen für Arbeit oder bei verschiede-

nen Bundes- und Landesministerien. 

■	� Weiterbildung ist Aufgabe der Fachbereiche: 

Der Abschluss eines qualitativen Tarifvertrages 

entlässt die hauptamtlichen Kolleginnen und Kol-

legen nicht aus ihrer Verantwortung für die Um

setzung. Die Nutzung von Förderprogrammen ist 

hilfreich, ersetzt aber keine politische Steuerung 

der Umsetzung. Zwar führen die Projekte zu posi-

tiven Veränderungen in den beteiligten Unterneh-

men, eine Sensibilisierung für Weiterbildung ist in 

den Unternehmen erfolgt oder nachhaltige Struk-

turen wurden aufgebaut. Durch den Pilotcharakter 

von Projekten können diese aber eine Branche 

nicht insgesamt verändern. Ohne die Rückbindung 

von Umsetzungsprojekten an die Fachbereiche 

können die positiven Wirkungen dieser Projekte in 

der Fläche schnell verpuffen.

	� Hilfreich sind regelmäßige gemeinsame Treffen 

von Hauptamtlichen mit den Betriebs- und Perso-

nalräten der Branche, um den Stand der Umset-

zung zu beraten. Sofern eine gemeinsame Einrich-

tung der Sozialpartner tariflich vereinbart und 

eingesetzt ist, kann diese den regelmäßigen Aus-

tausch unterstützen.

Mit dem Programm „weiter bilden“ konnten in der 

abgelaufenen Förderperiode exemplarisch in einzel-

nen Branchen Weiterbildungsstrukturen etabliert wer-

den. ver.di ist aufgefordert, diese Projekte nicht als 

singuläre Ereignisse zu behandeln, sondern systema-

tisch auszuwerten. Wir haben hierfür bereits einige 

Hinweise formuliert. Jetzt kommt es darauf an, die 

Erfahrungen in den Fachbereichen zu diskutieren und 

für die qualitative Tarifpolitik und deren betriebliche 

Umsetzung weiter zu entwickeln.
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III  �Halb voll  

oder  

halb leer?

a) �Die berufliche Weiterbildung in 
den Tarifverträgen der Dienst
leistungsgewerkschaft ver.di

Acht Jahre nach der Verabschiedung der Zielperspek-

tiven für die berufliche Weiterbildung wurde in der 

Tarifpolitischen Grundsatzabteilung im Herbst 2013 

damit begonnen, die aktuelle Lage in Bezug auf die 

inzwischen erreichten, tariflichen Regelungen zu 

überprüfen. Dabei haben sich die Beteiligten eingangs 

gefragt, was sich seit 2005 in der ver.di-Tarifpolitik 

hinsichtlich der Implementierung von Weiterbildungs-

regelungen in den Tarifverträgen getan hat. Gibt es 

Fortschritte und wenn ja, welche Qualität und welche 

Quantität haben sie? Wie ist der erreichte Stand der 

Entwicklung zu beurteilen und in welchen Fachberei-

chen gibt es erkennbare Defizite oder auch Erfolge? 

Wie ist die weitere Entwicklung einzuschätzen bzw. 

welche Schritte oder Maßnahmen sind künftig erfor-

derlich oder zu entwickeln?

Anhand dieser Fragestellungen wurde die Tarifdaten-

bank von ver.di unter den Suchkriterien „Weiterbil-

dung“ und „Qualifizierung“ durchforstet. In der Tarif-

datenbank waren zum Zeitpunkt der Untersuchung 

insgesamt 2.029 Manteltarifverträge der fraglichen 

Abschlussjahrgänge 2005 – 2013 gespeichert. Dazu 

kamen noch 92 Tarifverträge, ebenfalls aus den 

Abschlussjahrgängen 2005 – 2013, die separat als 

Weiterbildungs- bzw. als Qualifizierungstarifverträge 

ausgewiesen sind. Bei diesen Verträgen handelte es 

sich jedoch größtenteils um Überschneidungen mit 

den genannten Manteltarifverträgen bzw. um ergän-

zende Regelungen zu Erstausbildungsfragen. Insge-

samt wurden daher von uns 2.040 Tarifverträge auf 

Weiterbildungs- und Qualifizierungsregelungen hin 

untersucht. Für die o. g. Jahrgänge dürfte das eine 

umfassende Grundmenge darstellen, auch wenn 

sicher nicht jeder Manteltarifvertrag aus den fragli-

chen Jahrgängen in der Datenbank erfasst sein 

dürfte.

Alle anderen Tarifvertragsarten wurden aufgrund ihrer 

Systematik (z. B. Entgelttarifverträge) in die Unter

suchung nicht einbezogen, so auch nicht die soge-

nannten Beschäftigungssicherungstarifverträge, die 

Sanierungstarifverträge und die Personalüberleitungs-

tarifverträge. Diese Verträge enthalten zwar oft Quali

fizierungsregelungen, aber sie sind meist auf außerge-

wöhnliche Unternehmenssituationen (Betriebsände- 

rungen/Betriebsübergänge) bezogen und sie gelten 

häufig nur befristet. Ebenfalls nicht einbezogen wur-

den die Tarifjahrgänge vor 2005, weil diese Verträge 

zeitlich außerhalb der o. g. Beschlussfassung liegen.

Die gefundenen Verträge bzw. Regelungen wurden 

daraufhin untersucht, ob sie tatsächliche Rechts-

ansprüche für die berufliche Weiterbildung der 
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Beschäftigten enthalten. Das Grenzkriterium war im 

Zweifel der jährliche Anspruch der Beschäftigten auf 

ein Weiterbildungsgespräch. Nur Tarifverträge, die 

dieser Mindestanforderung genügen, wurden aufge-

nommen und erfasst. Die Erfassung bezog sich jeweils 

auf die Bezeichnung bzw. die Form des Tarifvertrages, 

die Dokumentennummer in der Datenbank, das 

Abschlussjahr und eine kurze Skizzierung der Inhalte. 

Insgesamt wurden 156 Verträge bzw. tarifvertragliche 

Regelungen aus den Jahren 2005 – 2013 erfasst, die 

den Mindestkriterien entsprachen.

b) Die Ergebnisse

Von den insgesamt 2.040 Manteltarifverträgen, die 

ver.di in den Jahren 2005 bis 2013 neu oder in verän-

derter Form abgeschlossen hat, enthalten 156 wirk-

same Regelungen zur beruflichen Weiterbildung für 

die Beschäftigten.15 Dies sind zunächst lediglich 7,6 % 

der Gesamtmenge der untersuchten Tarifverträge. 

Oberflächlich betrachtet erscheint dieser Wert als 

gering bzw. marginal. Stellt man jedoch die Frage, für 

welchen Teil der Mitgliedschaft tarifliche Regelungen 

zur beruflichen Weiterbildung gelten, sieht das Bild 

gänzlich anders aus:

15  Eine Auflistung dieser Tarifverträge findet sich im Anhang dieser 
Broschüre.

Durch den Neuabschluss des TVöD von 2005 ist es 

erstmals gelungen, mit „§ 5 Qualifizierung“ substan-

zielle Rechte der Beschäftigten auf Weiterbildung zu 

vereinbaren. Vereinbart wurden die folgenden Punkte:

■	� Anspruch auf ein jährliches Qualifizierungs

gespräch, auch als Gruppengespräch,

■	� die Feststellung eines vorhandenen 

Qualifizierungsbedarfs,

■	� die grundsätzliche Kostentragung durch den 

Arbeitgeber,

■	� einen Eigenbeitrag der Beschäftigten, falls 

eine Betriebs- oder Dienstvereinbarung das 

vorsieht,

■	� Qualifikationszeiten sind bezahlte Arbeits

zeiten,

■	� die Teilnehmenden haben Anspruch auf ein 

Weiterbildungszertifikat

■	� und Teilzeitbeschäftigten ist eine gleich

berechtigte Teilnahme an Qualifizierungs

maßnahmen zu ermöglichen.

Daneben wurde in § 5 TVöD ausführlich definiert, was 

unter beruflicher Weiterbildung zu verstehen ist, so 

z. B. die Fortentwicklung fachlicher, methodischer und 

sozialer Kompetenzen, der Erwerb zusätzlicher Quali-

fikationen, Qualifikationen zur Arbeitsplatzsicherung 

und Maßnahmen zur Wiedereinarbeitung.16

16  Neues Tarifrecht für den öffentlichen Dienst, Courier-Verlag 
2005, S. 21.
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Damit war es gelungen, zentrale Bestandteile aus 

dem Grundlagenpapier „Tarifpolitische Zielperspekti-

ven zur beruflichen Weiterbildung“ in einem großen 

Flächentarifvertrag für ver.di-Mitglieder in den Fach-

bereichen Bund und Gemeinden zu verankern. 

Wenig später folgte zudem der TVöD für die Länder, 

der die gleiche Regelung umfasst. Rund 320.000  

ver.di-Mitglieder aus den Fachbereichen Gemeinden/

Bund und Länder fallen somit seither unter diese 

Regelungen. Wie die Auswertung weiter zeigt, hat 

sich darüber hinaus in den folgenden Jahren das 

Regelungsmodell des öffentlichen Dienstes nach und 

nach, zunächst im Fachbereich Gesundheit (Kranken-

häuser, Kliniken und Wohlfahrtsverbänden), aber 

zunehmend auch in anderen Fach- bzw. Tarifberei-

chen ausgebreitet. Insbesondere im Fachbereich 

Gesundheit sind inzwischen tarifliche Regelungen zur 

Weiterbildung nahezu flächendeckend vorhanden. 

Das betrifft überraschenderweise sowohl öffentliche 

als auch zunehmend private Arbeitgeber. Vor dem 

Hintergrund einer überwiegenden Firmentarifstruktur 

als in diesem Fachbereich sind die guten Ergebnisse 

bemerkenswert. Sie signalisieren, dass das im öffentli-

chen Dienst gefundene Modell offensichtlich eben-

falls für privatwirtschaftliche Arbeitgeber annehmbar 

ist. Somit gelten auch für rund 300.000 Mitglieder 

(Schätzung) des Fachbereiches entsprechende tarif

liche Regelungen, die sich weitgehend am öffentli-

chen Dienst orientieren.

Auch im Fachbereich Ver- und Entsorgung wurde 

das TVöD-Ergebnis, zumindest für die öffentlichen 

Unternehmen und ihre privatwirtschaftlichen Töchter 

übernommen, damit kommen ca. weitere 70.000  

ver.di-Mitglieder in den Genuss der Leistungen nach 

dem o. g. Modell. Allerdings hat sich in diesem Fach-

bereich das Regelungsmodell nach dem TVöD bisher 

kaum auf die privaten Arbeitgeber und vor allem 

nicht auf den Energiebereich ausgeweitet, gleichwohl 

gibt es eine Reihe von weiteren Tarifverträgen mit 

eigenständigen Regelungen. Im Fachbereich Sozial-

versicherung sind rund 25.000 Mitglieder bei der 

Deutschen Rentenversicherung und bei der Bundes-

agentur für Arbeit beschäftigt. Bei diesen Arbeitge-

bern konnten jeweils Tarifverträge abgeschlossen wer-

den, die den Regelungen im öffentlichen Dienst 

weitgehend entsprechen bzw. zum Teil darüber hin-

ausgehen. Im Bereich der gesetzlichen Krankenkassen 

finden sich jedoch bisher, erstaunlicherweise, kaum 

tarifliche Regelungen zur Qualifizierung.

Der Fachbereich Bildung, Wissenschaft und For-

schung hat im Bereich der Universitäten und öffentli-

chen Forschungseinrichtungen ca. 20.000 Mitglieder, 

auf die ebenfalls der TVöD Anwendung findet, darüber 

hinaus existieren eine Reihe von Bildungs- und For-

schungseinrichtungen, die auf haustariflicher Basis 

ebenfalls die Bestimmungen des TVöD anwenden. 

Allerdings ist hier noch großes Potenzial im Bereich der 

Volkshochschulen bzw. in der Erwachsenenbildung 

vorhanden. Nur wenige Tarifverträge mit Weiterbil-

dungsregelungen finden sich im Fachbereich Medien, 

Kunst und Industrie. Der Grund dafür liegt in einer 

branchenspezifischen Einrichtung, dem Zentralen Fach-

ausschuss Berufsbildung, Druck und Medien (ZFA). 

Diese gemeinsame Einrichtung der Tarifparteien ist für 

den Bereich Druckindustrie und Medien für die beruf

liche Bildung und Weiterbildung zuständig. Der Aus-

schuss entwickelt entsprechende Bildungs- und seit 

einiger Zeit auch Weiterbildungsprogramme für die 

Branche. Ergänzend gibt es einen Weiterbildungstarif-

vertrag für die Druckbranche von 1990, der eine Wei-

terbildungsdefinition, ein Verfahren zur jährlichen 

Bedarfsermittlung und die Festlegung von Maßnahmen 

sowie eine spezielle Frauenförderung enthält. Einen 

Rechtsanspruch auf Weiterbildung gibt es aber nur 

dann, wenn arbeitsorganisatorische Veränderungen 

geplant sind. Freistellung und Kosten trägt ausschließ-

lich der Arbeitgeber. Derzeit fallen ca. 25.000 Mitglie-

der unter diesen Tarifvertrag. Lediglich die Bundes

druckerei verfügt über einen weitreichenden, eigen- 

ständigen Tarifvertrag. Ansonsten existieren vor allem 

in der Papierverarbeitung und in anderen Teilen des 

Fachbereiches weitere Möglichkeiten für den Abschluss 

tariflicher Weiterbildungsregelungen.

Im Fachbereich Telekommunikation, Informati-

onstechnologie und Datenverarbeitung existieren 

bei der Deutschen Telekom AG und ihren Töchtern 

sehr gute tarifliche Regelungen zur Weiterbildung, die 

zum Teil über das Niveau im ÖD hinausgehen. So 

sieht beispielsweise der Tarifvertrag bei der Deutschen 

Telekom ein jährliches Budget für Weiterbildungs

veranstaltungen vor. Im Bereich der IT-Branche bzw. 
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Datenverarbeitung gibt es tarifliche Regelungen bei 

IBM-Deutschland. Insgesamt kommen ca. 52.000 Mit-

glieder im Fachbereich in den Genuss von tariflichen 

Weiterbildungsregelungen. Weiteres Potenzial gibt es 

jedoch bei den Telekom-Mitbewerbern und auch in 

vielen Unternehmen der IT- bzw. Datenverarbeitungs-

branche. Der Fachbereich Postdienste, Speditio-

nen und Logistik, hat nur wenige Tarifverträge mit 

Weiterbildungsregelungen. Dabei ist allerdings festzu-

halten, dass die Frage der beruflichen Weiterbildung 

bei der Deutschen Post AG und ihren Töchtern in der 

Form von Betriebsvereinbarungen geregelt ist. Gleich-

wohl gibt es vor allem bei den Wettbewerbern der 

Deutschen Post und im Speditions- bzw. Logistik

bereich noch viele Möglichkeiten.

Tarifliche Weiterbildungsregelungen finden sich im 

Fachbereich Verkehr vor allem bei Flughafengesell-

schaften, die noch den TVöD oder Nachfolge-Tarifver-

träge anwenden. Darüber hinaus gibt es noch Regelun-

gen bei der Lufthansa und ihren Töchtern. Im Straßen- 

verkehr und im maritimen Verkehrsbereich finden sich 

jedoch kaum tarifliche Regelungen. Dies trifft auch auf 

den Fachbereich Handel zu. Hier waren keine Man-

teltarifverträge mit Weiterbildungsregelungen zu fin-

den. Allerdings gibt es im Fachbereich einige Sanie-

rungstarifverträge mit entsprechenden Regelungen und 

auch am ESF-Projekt zur beruflichen Weiterbildung sind 

einige Handelsunternehmen und ver.di beteiligt. Erste 

Ansätze sind also auch hier vorhanden. Im Fachbe-

reich Finanzdienstleistungen war es 2009 in der 

Versicherungsbranche gelungen, den Anspruch auf ein 

jährliches Weiterbildungsgespräch im Flächentarifver-

trag zu vereinbaren. Allerdings war die Vereinbarung 

lediglich auf zwei Jahre befristet, d. h. sie lief schon 

2011 wieder aus und ein wünschenswerter, erneuter 

Abschluss gelang bisher leider nicht. Ansonsten findet 

sich lediglich bei der Deutschen Bundesbank eine sehr 

gute und umfangreiche Tarifregelung zur beruflichen 

Weiterbildung. Im Sparkassenbereich gilt ebenfalls 

überwiegend der TVöD und damit die Regelungen des 

öffentlichen Dienstes. Der Fachbereich Besondere 

Dienstleistungen hat mehrere Tarifverträge mit Wei-

terbildungsregelungen im Bereich der Parteien und 

Verbände abgeschlossen. Dazu kommen noch einige 

Verträge, die vermutlich anderen Fachbereichen zuzu-

ordnen sind. 

c) Fazit und Ausblick

Für rund ca. 820.000 Mitglieder hat ver.di zwischen 

2005 und 2013, also in einem Zeitraum von 8 Jahren, 

Tarifverträge mit substanziellen Weiterbildungsrege-

lungen abgeschlossen. Dies ist rund die Hälfte der 

betriebstätigen Mitglieder. Alle diese Mitglieder kön-

nen derzeit tarifvertragliche Weiterbildungsansprüche 

einfordern bzw. auch nutzen. Insbesondere gilt dies 

für Mitglieder des öffentlichen Dienstes (Bund, Länder 

und Kommunen), aber darüber hinaus auch für weite 

Teile des Gesundheitsbereiches sowie der Bereiche 

Ver- und Entsorgung, Telekommunikation, Sozialversi-

cherungen, Sparkassen, Bildungs- und Forschungsein-

richtungen. Dies kann durchaus als tarifpolitische 

Erfolgsgeschichte gewertet werden, auch wenn ein-

schränkend deutlich darauf hinzuweisen ist, dass die 

Existenz tarifvertraglicher Ansprüche nicht mit einer 

aktiven Weiterbildungsarbeit in den Betrieben und 

Verwaltungen gleichzusetzen ist.

Deshalb liegt hier für die kommenden Jahre eine 

Hauptaufgabe der gewerkschaftlichen Arbeit. Aktive 

Betriebs- und Personalräte müssen gründlicher als bis-

her beraten und qualifiziert werden, damit die erreich-

ten, tariflichen Weiterbildungsregelungen vor Ort 

umgesetzt werden. Dazu bedarf es insbesondere in 

den Fachbereichen erheblicher Anstrengungen.

Gleichwohl ist aber weiterhin darauf zu achten, dass 

bei künftig anstehenden Manteltarifverhandlungen 

generell Forderungen zur beruflichen Weiterbildung 

entwickelt und gestellt werden sollten. Um diese 

Praxis zu vertiefen, denkt die Tarifpolitische Grund-

satzabteilung über die Entwicklung eines tarifpoliti-

schen Grundsatzes „Gute Arbeit“ nach. Neben dem 

Gesundheitsschutz soll künftig die berufliche Weiter-

bildung den Kernbereich dieses Grundsatzes bilden. 

Im Rückblick ist mit den vorliegenden Tarifregelungen 

zur beruflichen Weiterbildung für ver.di ein wichtiger 

Einstieg gelungen, aber das Glas ist derzeit wohl noch 

immer halb leer. Doch genau darin, es weiter zu fül-

len, liegt die Aufgabe für die nächsten Jahre.
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IV  �Materialien  

zum Thema

a) �Beschluss des Bundestarifausschusses vom 1. Juni 2005:  
Tarifpolitische Zielperspektiven zur beruflichen Weiterbildung

Grundlagen

Die folgenden tarifpolitischen Zielperspektiven zur 

beruflichen Weiterbildung sollen es ermöglichen, in 

den Fach- bzw. Tarifbereichen von ver.di tarifliche 

Lösungen für die berufliche Weiterbildung zu ent-

wickeln und umzusetzen. Mit diesen Zielperspekti-

ven sind die folgenden grundlegenden gewerk-

schaftlichen Ziele verknüpft:

■	� das Qualifikationsniveau der Beschäftigten im 

Organisationsbereich von ver.di insgesamt zu 

verbessern und geeignete Lern- und Lehr

methoden zu fördern,

■	� die TeilnehmerInnenzahlen an der beruflichen 

Weiterbildung deutlich zu erhöhen,

■	� besondere Gruppen von Beschäftigten zu fördern,

■	� die Grundsätze des Gender-Mainstreaming in 

der Weiterbildung zu verankern,

■	� die Finanzierung der beruflichen Weiterbildung 

branchenbezogen zu sichern und zu regeln,

■	� die berufliche Weiterbildung in möglichst allen 

Tarifbereichen von ver.di zu einem vorrangigen 

Thema zu machen,

■	� berufliche Weiterbildung möglichst flächen

deckend tariflich zu regeln und Weiterbildungs-

leistungen in den Eingruppierungssystemen zu 

verankern,

■	� die Mitbestimmung von Betriebs- und Personal-

räten in den Fragen der beruflichen Weiterbil-

dung zu erweitern,

■	� Rechtsansprüche auf Freistellung zur beruflichen 

Weiterbildung, z. B. auch für Sabbatjahre, tarif-

lich zu verankern,

■	� die Qualität, die Durchlässigkeit, den Zugang 

und die Anerkennung beruflicher Weiterbildung 

und die Position im jeweiligen Eingruppierungs-

system zu verbessern.

Diese Zielsetzungen entsprechen weitgehend den 

Beschlüssen des ver.di-Gründungskongresses  

(Antr.: 07 und 07-1) und den Beschlüssen der 

Quellorganisationen (hbv: GT 1995 Antr.: 151,  

ÖTV: Tarifpolitisches Programm 1997, GT 2001, 

Antr. H87).

Weiterbildungsbegriff

Berufliche Weiterbildung ist die Erhaltung, Verbes-

serung und Entwicklung berufs- bzw. arbeitsbezo-

gener Kenntnisse und Fähigkeiten. Berufliche bzw. 

arbeitsbezogene Kenntnisse und Fähigkeiten ent-

halten u. a. technisch-fachliche, soziale, kommuni-

kative und politische Dimensionen. 
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■	� Berufliche Weiterbildung dient der Entfaltung 

der Persönlichkeit, insbesondere der beruflichen 

bzw. tätigkeitsbezogenen Entwicklung, dem 

Erhalt der Beschäftigung, der allgemeinen Ent-

wicklung der Arbeitswelt und der demokrati-

schen Gestaltung unserer Gesellschaft. 

■	� Berufliche Weiterbildung baut auf die berufliche 

Erstausbildung auf, indem sie die bis dahin 

erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten erhält, 

sie verbessert, sie weiterentwickelt oder neue 

Qualifikationen (Umschulung) ermöglicht.

■	� Berufliche Weiterbildung kann intern (betrieb-

lich, unternehmensbezogen) und extern (über- 

bzw. außerbetrieblich) stattfinden. Sie versteht 

sich als integrierter Bestandteil eines Konzeptes 

für lebenslanges Lernen.

Rechtsanspruch auf Weiterbildung und 

Freistellung

Alle Beschäftigten sollen einen Rechtsanspruch auf 

berufliche Weiterbildung und die dazu erforderliche 

bezahlte Freistellung von der beruflichen Tätigkeit 

für mindestens 5 Arbeitstage je Kalenderjahr erhal-

ten. Weiterbildungszeit ist Arbeitszeit. Der Anspruch 

auf Freistellung tritt neben etwaige gesetzliche 

Ansprüche und berührt diese nicht. Der konkrete 

Umfang des Freistellungsanspruchs ist im Fachbe-

reich bei der Forderungsentwicklung zu diskutieren. 

Freistellungsanspruch besteht ebenso für Vor- und 

Nachbereitungszeiten wie auch für Fahrt- bzw. 

Reisezeiten im Zusammenhang mit der Teilnahme 

an beruflichen Weiterbildungsmaßnahmen. Der 

Rechtsanspruch besteht unabhängig davon, ob der 

jeweilige Arbeitgeber selbst eigene betriebliche 

oder überbetriebliche Weiterbildungsmaßnahmen 

anbietet. Er ist übertragbar zu gestalten, damit 

auch längere Weiterbildungsphasen möglich wer-

den. Bei teilflexiblen Arbeitszeitsystemen sind im 

entsprechenden Umfang Lernzeitkonten (i. S. von 

Arbeitszeitkonten) auszuweisen. Eine Verrechnung 

bzw. Anrechnung auf den tariflichen Jahresurlaub 

ist ausgeschlossen.

Durch tarifliche Vereinbarung kann ergänzend eine 

Beteiligung der Beschäftigten an der Freistellung für 

berufliche Weiterbildungsmaßnahmen bis zur Höhe 

des Freistellungsanspruches durch den Arbeitgeber 

vorgesehen werden. Dafür sind vorrangig Zeitgut-

haben aus Arbeitszeitkonten bzw. aus Mehrarbeits-

stunden zu verwenden. 



34 35

Ermittlung des individuellen und betrieblichen 

Weiterbildungsbedarfs

Der individuelle Weiterbildungsbedarf wird mit den 

jeweiligen Beschäftigten mindestens einmal jährlich 

ermittelt und beraten. Dabei sind die Wünsche der 

Beschäftigten, veränderte Arbeitsanforderungen, 

die Wissenserhaltung und Wissenserweiterung 

sowie fachliche und soziale Entwicklungsaspekte zu 

berücksichtigen. Die Ermittlung des Weiterbildungs-

bedarfes kann auch in Gruppen bzw. Teams erfol-

gen, dabei sind jedoch die individuellen Weiterbil-

dungswünsche entsprechend zu berücksichtigen. 

Der individuelle Bedarf an Weiterbildungsmaßnah-

men und ein entsprechender Teilnahmeanspruch 

werden zwischen Arbeitgeber und den Beschäftig-

ten bzw. Gruppen vereinbart. Diese Vereinbarung 

steht unter dem Vorbehalt des Zustandekommens 

einer betrieblichen Vereinbarung zur Weiterbildung, 

soweit ein Betriebs- bzw. Personalrat vorhanden ist.

Der Arbeitgeber und die Betriebs- bzw. Personal-

räte haben auf der Grundlage der o. g. Ergebnisse 

den betrieblichen Weiterbildungsbedarf mindestens 

einmal jährlich zu ermitteln, zu beraten und gege-

benenfalls zu ergänzen. In einer Betriebs- bzw. 

Dienstvereinbarung über ein entsprechendes Wei-

terbildungsprogramm, mit internen oder externen 

Maßnahmen, vereinbaren sie die Umsetzung des 

betrieblichen bzw. individuellen Bedarfes. Bei Nicht-

einigung entscheidet zwingend die Einigungsstelle.

Für die Konfliktlösung zwischen Beschäftigten und 

Arbeitgeber oder unter den Beschäftigten selbst 

wird eine paritätische betriebliche Weiterbildungs-

kommission gebildet, die in strittigen Fällen unter 

Einbeziehung von Sachverständigen entscheidet.

Kostentragung, Finanzierung und 

Budgetbildung

Die Gesamtkosten für die vereinbarten Weiterbil-

dungsmaßnahmen und die Kosten, die aus der 

bezahlten Freistellung von Beschäftigten entstehen, 

trägt, soweit sie nicht von Dritten übernommen 

werden, grundsätzlich der Arbeitgeber. Eine andere 

Verteilung ist bezüglich der Freistellungskosten in 

Ausnahmefällen möglich. Sie bedarf einer tarifli-

chen Vereinbarung und einer ergänzenden betrieb-

lichen Regelung nach folgendem Grundsatz:

Die Kostenverteilung kann je nach überwiegender 

Verwertbarkeit der erworbenen Kenntnisse bzw. 

Fähigkeiten Eigenanteile der Beschäftigten in Zeit-

form enthalten.

Dabei sind die Grundsätze der Kostenverteilung 

tariflich zu regeln. Die maßnahmenbezogene 

Kostenverteilung erfolgt durch eine betriebliche 

Vereinbarung. 

Die arbeitgeberseitige Kostentragung ist bei über-

betrieblichen und unternehmensübergreifenden 

Weiterbildungsmaßnahmen auch im Umlageverfah-

ren innerhalb einer Branche möglich. Zur Finanzie-

rung der beruflichen Weiterbildung können regio-

nale bzw. branchenspezifische Weiterbildungsfonds 

eingerichtet werden. Durch tarifliche Vereinbarung 

kann eine finanzielle und mitbestimmungsbezogene 

Beteiligung der Arbeitnehmer/-innen an den Fonds 

vereinbart werden. Bei dieser Form der Budget

bildung ist eine individuelle Kostenbeteiligung der 

Arbeitnehmer/-innen ausgeschlossen.

Weiterbildung für besondere Gruppen 

Gruppen von Beschäftigten, die in ihren Berufs

verläufen und in ihrer beruflichen Stellung benach-

teiligt sind, müssen intensiv angesprochen und 

beteiligt werden. Zur Förderung dieser Gruppen 

sind zusätzliche spezifische Weiterbildungsange-

bote und -maßnahmen einzurichten, die gezielt 

helfen, solche Benachteiligungen zu beseitigen. 

Für Beschäftigte mit individuellen Arbeitszeiten sind 

die Weiterbildungsmaßnahmen so zu planen, dass 

eine Teilnahme in Einklang mit dem Umfang und 

der Verteilung der vereinbarten Arbeitszeit und den 

sozialen Verpflichtungen (z. B. Kinderbetreuung) 

steht.
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Beschäftigte in Eltern- und Familienzeit haben 

ebenfalls einen Anspruch auf Teilnahme an beruf

lichen Weiterbildungsmaßnahmen und ein individu-

elles, jährliches Weiterbildungsgespräch. Sie sind 

entsprechend rechtzeitig über die Weiterbildungs-

maßnahmen zu informieren.

Information und Personalplanung

Die berufliche Weiterbildung leidet nach den bis

herigen Erfahrungen unter einem Mangel an Trans-

parenz, Information und Entlastung von arbeits

vertraglichen Pflichten.

Zur Förderung der Teilnahme an der beruflichen 

Weiterbildung sind die Beschäftigten ständig 

umfassend über geplante Maßnahmen individuell, 

betrieblich und rechtzeitig zu informieren. Sie erhal-

ten frühzeitig eine schriftliche Bestätigung der mit 

ihnen vereinbarten Weiterbildungsmaßnahmen und 

der entsprechenden Freistellung.

Im Zusammenhang mit der Vereinbarung der 

Weiterbildungsmaßnahmen beraten Betriebs- bzw. 

Personalrat und Arbeitgeber über den Personal-

mehrbedarf, der sich aus den entsprechenden 

Freistellungen ergibt. Der zusätzliche Personalbe-

darf ist in die Personalplanung einzustellen. Die 

Vertretung von Teilnehmern an beruflichen Weiter

bildungsmaßnahmen ist während dieser Zeit vom 

Arbeitgeber sicherzustellen.

Freistellungsanspruch für Sabbat- bzw. 

Weiterbildungsjahre

Um den Beschäftigten längere Weiterbildungspha-

sen (z. B. für weiterbildende Studiengänge, Kurse 

für aufbauende Abschlüsse) oder die allgemeine 

Weiterentwicklung (z. B. Nachholen von Schulab-

schlüssen) zu ermöglichen, ist ein Rechtsanspruch 

auf eine ganze oder teilweise, unbezahlte Freistel-

lung mit Rückkehrrecht auf den bisherigen Arbeits-

platz und unter Anrechnung der Weiterbildungszeit 

von bis zu 3 Jahren vorzusehen. Die Freistellungen 

sind beschäftigungswirksam umzusetzen.

Agentur zur Förderung der  

beruflichen Weiterbildung

Die Tarifparteien gründen für die jeweilige Branche 

eine Weiterbildungsagentur, die unter der Leitfunk-

tion „Qualitätsmanagement“ folgende Aufgaben 

übernimmt:

■	� Entwicklung allgemeiner bzw. branchenbe

zogener Weiterbildungsstandards und Weiter

bildungsmodule,

■	� Entwicklung allgemeiner bzw. branchenweit 

anerkannter Weiterbildungszertifikate und 

Weiterbildungsabschlüsse,

■	� Entwicklung von gemeinsamen Standards zur 

Ausbildung von Weiterbildungstrainern,

■	� Beratung und Unterstützung für betriebliche 

und unternehmensbezogene Weiterbildungs-

maßnahmen,

■	� Entwicklung und Durchführung von über

betrieblichen, branchenbezogenen Weiter

bildungsmaßnahmen unter Berücksichtigung 

von neuen Lern- und Lehrmethoden, wie z. B. 

E-Learning,

■	� Zusammenarbeit, insbesondere in den Bereichen 

Zertifizierung und Qualitätsmanagement, mit 

dem Bundesinstitut für Berufsbildung und den 

sonstigen Trägern der beruflichen Weiter

bildung. 

Die Gremien der Weiterbildungsagentur sind von 

den Tarifparteien paritätisch zu besetzen. Die Finan-

zierung erfolgt über ein Umlageverfahren nach der 

Anzahl der Beschäftigten in den Mitgliedsunterneh-

men. Durch tarifliche Vereinbarung kann eine finan-

zielle und mitbestimmungsbezogene Beteiligung 

der ArbeitnehmerInnen vereinbart werden.
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b) �Mustertarifvertrag zur beruflichen Weiterbildung

Tarifvertrag zur beruflichen Weiterbildung

(Mustertext)

Zwischen: 

........................................................................................................................................

........................................................................................................................................

und der

Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft ver.di 

......................................................................................................................................

......................................................................................................................................

wird nachstehender Tarifvertrag zur beruflichen Weiterbildung vereinbart:

Präambel

Die Tarifparteien stimmen überein, dass die Weiterbildung der Beschäftigten in der entwickelten Arbeitswelt 

unverzichtbar ist. Weiterbildung soll es den Beschäftigten ermöglichen, ihre individuelle Qualifikation kontinu-

ierlich und systematisch in einem sich verändernden Arbeitsumfeld zu erhalten, anzupassen und zu erweitern. 

Die Tarifparteien stimmen weiter überein, dass ständig auch Nachwuchskräfte zu qualifizieren sind.
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§ 1

Geltungsbereich

Dieser Vertrag gilt:

räumlich:

für das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland

fachlich:

für alle Unternehmen, Dienststellen und Betriebe, die 

Mitglied des Arbeitgeberverbandes .....................sind 

(Arbeitgeber).

persönlich:

für alle ArbeitnehmerInnen (Beschäftigte), die Mitglie-

der der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft ver.di 

sind.

§ 2

Berufliche Weiterbildung

Weiterbildung im Sinne dieses Tarifvertrages ist die 

Teilnahme der Beschäftigten an betrieblichen oder 

überbetrieblichen Weiterbildungsmaßnahmen.  

Sie sollen dazu dienen:

■	� die ständige Entwicklung des fachlichen, methodi-

schen und sozialen Wissens der Tätigkeits- bzw. 

Berufsfelder zeitnah nachvollziehen und erlernen 

zu können (Erhaltungsqualifizierung),

■	� veränderte Anforderungen im jeweiligen Beruf 

oder Tätigkeitsgebiet erfüllen zu können (Anpas-

sungsqualifizierung),

■	� eine andere, gleichwertige oder höherwertige 

Tätigkeit bzw. berufliche Funktion übernehmen zu 

können. Dies gilt auch beim Wegfall von Tätigkei-

ten (Veränderungs- und Verbesserungsqualifizie-

rung).

Eine berufliche Weiterbildungsmaßnahme ist zeitlich 

abgegrenzt und inhaltlich-methodisch beschrieben. 

Sie kann durch interne oder externe Veranstaltungs-

formen, aber auch arbeitsplatznah durchgeführt wer-

den.

Keine Weiterbildung nach dieser Bestimmung ist die 

Einarbeitung und die Einweisung, sowie die allge-

meine Weiterbildung nach § 10.

§ 3

Weiterbildungsanspruch und Freistellung

Alle länger als sechs Monate Beschäftigten haben 

einen Anspruch auf bezahlte Freistellung von fünf 

Arbeitstagen17 für die berufliche Weiterbildung je 

Kalenderjahr. Ein nicht ausgeschöpfter Anspruch ist 

auf Wunsch der/des Beschäftigten in das folgende 

Kalenderjahr zu übertragen. Sind Arbeitszeitkonten 

nach Tarifvertrag zulässig, können alternativ entspre-

chend fünf bezahlte Freistellungstage in ein Konto zu 

Weiterbildungszwecken (Lernzeitkonto) eingestellt 

werden.

Ergänzend zu dem o. g. Anspruch ist eine Beteiligung 

der Beschäftigten an der Freistellung für die beruf

liche Weiterbildung von bis zu fünf Arbeitstagen je 

Kalenderjahr in Ausnahmefällen und nach Abschluss 

einer freiwilligen Betriebsvereinbarung zulässig. Die 

Voraussetzung für die Inanspruchnahme dieser Rege-

lung ist das Vorliegen einer überwiegenden Verwert-

barkeit der vermittelten Kenntnisse und Fähigkeiten 

durch die Beschäftigten. 

Dazu sind Zeitguthaben aus Mehrarbeit und die ent-

sprechenden Zuschläge, sowie vorhandene Guthaben 

aus Zeitkonten zu verwenden. Der Freistellungsan-

spruch erhöht sich entsprechend. Eine Verrechnung 

von Freistellungszeiten für die berufliche Weiterbil-

dung mit dem tariflichen Jahresurlaub ist ausgeschlos-

sen. Das Nähere regelt eine Betriebs- bzw. Dienst

vereinbarung.

17  Teilzeitbeschäftigte haben den gleichen Anspruch wie 
Vollzeitbeschäftigte.
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Die Zeit der Teilnahme an einer Weiterbildungsmaß-

nahme, dafür notwendige Wege- oder Reisezeiten 

gelten als Arbeitszeit, für die ein bezahlter Freistel-

lungsanspruch im Sinne der Absätze 1 und 2 besteht. 

Die Vergütung richtet sich nach dem durchschnittli-

chen Arbeitsentgelt der letzten drei Monate, inklusive 

aller Zuschläge und Zulagen. Kalendertäglich können 

bis zu zehn Stunden vergütet werden. 

Beschäftigte in der Eltern- bzw. Pflegezeit und 

Beschäftigte in der aktiven Phase der Altersteilzeit, 

erhalten ebenfalls den vollen Weiterbildungsanspruch 

im Sinne des § 3 Absatz 1.

§ 4

Kostentragung und Finanzierung

Alle Kosten der beruflichen Weiterbildung im Sinne 

des § 2 trägt, soweit sie nicht von Dritten übernom-

men werden, grundsätzlich der Arbeitgeber.

Eine Kostenbeteiligung der Beschäftigten ist nur 

durch freiwillige Betriebs- bzw. Dienstvereinbarung im 

Sinne des § 3 zulässig. Dabei gilt folgender Grundsatz 

für die Kostenverteilung:

Die Kosten für die bezahlte Freistellung an einer 

Weiterbildungsmaßnahme können bei überwiegender 

Verwertbarkeit der vermittelten Kenntnisse und Fähig-

keiten durch den Beschäftigten, zwischen dem Arbeit-

geber und der/dem Beschäftigten aufgeteilt werden. 

Die Kostenbeteiligung der Beschäftigten ist auf 

höchstens 50 % der Freistellungskosten begrenzt. 

Dabei ist das Einkommen der Beschäftigten zu be

rücksichtigen. Die Klassifizierung von Weiterbildungs-

maßnahmen nach diesem Grundsatz ist zulässig. Die 

Vereinbarung von Bindungsfristen ist bei Kostentei-

lung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, sowie 

bei einer Finanzierung über Weiterbildungsfonds aus-

geschlossen.

Durch eine ergänzende tarifvertragliche Vereinbarung 

können zur Finanzierung und Gestaltung der beruf

lichen Weiterbildung, alternativ zum oben genannten 

Verfahren, regionale und branchenspezifische Weiter-

bildungsfonds eingerichtet werden. Diese Fonds kön-

nen eine finanzielle und mitbestimmungsbezogene 

Beteiligung der Beschäftigten auf tariflicher Basis vor-

sehen. Eine individuelle Kostenbeteiligung der 

Beschäftigten ist bei dieser Form der Budgetbildung 

ausgeschlossen.

§ 5

Weiterbildungsvereinbarung

Die Beschäftigten und die ihnen zugeordneten 

Führungskräfte ermitteln einmal jährlich jeweils den 

individuellen Weiterbildungsbedarf. Der individuelle 

Weiterbildungsbedarf hat insbesondere veränderte 

Arbeitsanforderungen, die Wissenserhaltung und die 

Wissenserweiterung sowie fachliche und soziale 

Entwicklungsaspekte zu berücksichtigen.

In einer schriftlichen individuellen Weiterbildungsver-

einbarung werden die Weiterbildungsziele und -prio-

ritäten, die erforderlichen Weiterbildungsmaßnahmen 

und deren Umfang mit der/dem Beschäftigten verein-

bart. Jede/jeder Beschäftigte hat Anspruch auf eine 

individuelle Weiterbildungsvereinbarung. Sollte kein 

Einvernehmen darüber herstellbar sein, ist gemäß § 8 

zu verfahren. Die Vereinbarung steht unter dem Vor-

behalt einer Vereinbarung gemäß § 6 dieses Tarif

vertrages, soweit ein Betriebs- bzw. Personalrat vor-

handen ist.

Durch eine Betriebs- und Dienstvereinbarung können 

abweichend auch der Weiterbildungsbedarf und die 

Weiterbildungsmaßnahmen für Gruppen von Beschäf-

tigten ermittelt bzw. vereinbart werden. Dabei ist 

sicherzustellen, dass der individuelle Weiterbildungs-

anspruch die Weiterbildungsbedürfnisse der/des ein-

zelnen Beschäftigten Berücksichtigung findet.

Die Beschäftigten und ihre jeweils zugeordneten Füh-

rungskräfte sind verpflichtet, bei der Ermittlung des 

Weiterbildungsbedarfs mitzuwirken. Hierzu gehört 

insbesondere die Durchführung und die Teilnahme an 

Weiterbildungsgesprächen.



38 39

§ 6

Betriebliche Mitbestimmung

Der Arbeitgeber informiert den Betriebsrat bzw. die 

Personalvertretung über den Weiterbildungsbedarf 

und über die beabsichtigten Weiterbildungsverein

barungen mit den Beschäftigten bzw. den Gruppen. 

Arbeitgeber und Betriebs- bzw. Personalrat beraten 

mindestens einmal pro Jahr auf dieser Grundlage das 

betriebliche Weiterbildungsprogramm. Der Betriebs- 

bzw. Personalrat hat das Recht weitere Vorschläge 

und Änderungen einzubringen. Die Umsetzung des 

Weiterbildungsprogramms vereinbaren Arbeitgeber 

und der Betriebs- bzw. Personalrat in einer Betriebs- 

bzw. Dienstvereinbarung. 

Weitergehende Mitbestimmungsrechte bleiben hier-

von unberührt. Können sich Arbeitgeber und der 

Betriebs- bzw. Personalrat nicht auf ein betriebliches 

Weiterbildungsprogramm einigen, entscheidet die 

betriebliche Einigungsstelle.

Arbeitgeber und Betriebs- bzw. Personalrat haben, 

soweit erforderlich, zusätzliche Maßnahmen zur 

beruflichen Weiterbildung von besonderen Beschäf-

tigtengruppen zu vereinbaren.

Die Grundsätze des Gender-Mainstreaming sind bei 

allen Vereinbarungen und Maßnahmen zu verwirk

lichen.

§ 7

Information und Personalplanung

Zur Förderung der Teilnahme an der beruflichen 

Weiterbildung sind die Beschäftigten, sowie die 

ArbeitnehmerInnen in Eltern- und Pflegezeit ständig 

umfassend und rechtzeitig über alle Weiterbildungs-

maßnahmen individuell und betrieblich in geeigneter 

Weise zu informieren. Dieser Kreis der Beschäftigten 

hat ebenfalls Anspruch auf ein jährliches Weiter

bildungsgespräch im Sinne des § 5.

Der Arbeitgeber und der Betriebs- bzw. Personalrat 

beraten in Verbindung mit der Vereinbarung des Wei-

terbildungsprogramms über den Personalmehrbedarf, 

der sich aus den entsprechenden Freistellungen 

ergibt. Der zusätzliche Personalbedarf ist in die Perso-

nalplanung einzustellen. Die Vertretung von Teilneh-

mern an beruflichen Weiterbildungsmaßnahmen ist 

für die Dauer der jeweiligen Maßnahme sicherzustel-

len.

Die Teilnahme an einer Weiterbildungsmaßnahme 

wird dokumentiert und dem Beschäftigten durch Aus-

händigung eines Zertifikates schriftlich bestätigt.

§ 8

Konfliktlösung

Wird über eine Weiterbildungsvereinbarung zwischen 

der/dem Beschäftigten und dem Arbeitgeber kein Ein-

vernehmen i.S.d. § 4 hergestellt, entscheidet eine 

betriebliche Weiterbildungskommission, die paritä-

tisch mit Vertretern des Arbeitgebers und des 

Betriebs- bzw. Personalrates zu besetzen ist. Kommt 

eine einvernehmliche Lösung nicht zustande, wird ein 

Vertreter der Weiterbildungsagentur gemäß § 11 hin-

zugezogen. Der Vertreter der Weiterbildungsagentur 

erhält das Stimmrecht in der Kommission. Bei seiner 

Entscheidung hat der Vertreter sowohl die Notwen-

digkeit der Weiterbildung der Beschäftigten, als auch 

die wirtschaftliche und organisatorische Leistungs-

möglichkeit des Betriebes zu berücksichtigen. Näheres 

wird durch eine Betriebs- bzw. Dienstvereinbarung 

bestimmt.
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§ 9

Besondere Durchführungsbestimmungen

Schwerbehinderte:

Die Schwerbehinderten sollen – völlig unabhängig 

von ihrer Behinderung – an allen Weiterbildungsmaß-

nahmen teilnehmen können. Alle Maßnahmen sind 

behindertengerecht zu gestalten.

Beschäftigte mit Familienpflichten:

Beschäftigte mit Familienpflichten, z. B. in Eltern- oder 

Pflegezeit, sind über alle Weiterbildungsmaßnahmen 

rechtzeitig zu informieren. Sie sind nach Anmeldung 

gleichrangig mit den aktiv Beschäftigten teilnahme

berechtigt. Die Teilnahmekosten und die Kosten für 

die Betreuung von Kindern trägt der Arbeitgeber.

Für Beschäftigte mit individuellen Arbeitszeiten:

Für Beschäftigte mit individuellen Arbeitszeiten sind 

Weiterbildungsmaßnahmen so zu planen, dass eine 

Teilnahme in Einklang mit dem Umfang und der Ver-

teilung der vereinbarten jeweiligen Arbeitszeit steht.

§ 10

Freistellungsvereinbarung 

für die allgemeine Weiterbildung

Beschäftigte haben nach einer Betriebszugehörigkeit 

von fünf Jahren Anspruch auf bis zu drei Jahre befris-

tete Freistellungsvereinbarung für Weiterbildung im 

Rahmen ihrer allgemeinen, beruflichen Entwicklung. 

Dazu zählt insbesondere die allgemeine Weiterbil-

dung, die über § 2 hinaus geht. Während der Dauer 

der Vereinbarung ruhen die Pflichten aus dem 

Arbeitsverhältnis.

Der Antrag auf Freistellungsvereinbarung ist sechs Mo

nate vor deren Beginn beim Arbeitgeber schriftlich zu 

stellen. Im Antrag sind Beginn, Dauer und Umfang 

der Freistellung zu nennen. Dem Antrag ist spätestens 

drei Monate vor Beginn der beantragten Freistellung 

zu entsprechen. Die Vereinbarung bedarf der Schrift-

form. Die Mitbestimmungsrechte des Betriebs- bzw. 

Personalrates bleiben unberührt.

Vollzeitbeschäftigte können anstelle einer ganzen 

Freistellung einen Anspruch auf befristete Teilzeit 

geltend machen. Teilzeitbeschäftigte haben ebenfalls 

Anspruch auf eine ganze oder teilweise Freistellungs-

vereinbarung.

Die/der Beschäftigte teilt dem Arbeitgeber Umfang 

und Verteilung seiner gewünschten, künftigen 

Arbeitszeit bei Antragstellung mit. Gesetzliche 

Bestimmungen bleiben davon unberührt.

Nach Ablauf der Vereinbarung, hat die/der Beschäf-

tigte Anspruch auf die Rückkehr auf ihren/seinen bis-

herigen oder auf einen zumutbaren, gleich- oder 

höherwertigen Arbeitsplatz. Für die vorzeitige Kündi-

gung der Vereinbarung durch die/den Beschäftigte/n 

gelten die tariflichen Kündigungsfristen. Im Fall der 

vorzeitigen Kündigung besteht Anspruch auf einen 

vergleichbaren Arbeitsplatz zu den bisherigen 

Bedingungen.

Die Freistellungsvereinbarungen sind beschäftigungs-

wirksam umzusetzen, sie werden 1:1 in die Personal-

bedarfsplanung übernommen.

Die Dauer der Freistellungsvereinbarung wird für 

Ansprüche aller Art, die dem Grund oder der Höhe 

nach von der Dauer der Betriebszugehörigkeit 

abhängig sind, voll angerechnet.

§ 11

Gemeinsame Agentur der Tarifvertragsparteien

zur Förderung der beruflichen Weiterbildung

Die Tarifvertragsparteien gründen eine gemeinsame 

Agentur zur Förderung und der beruflichen Weiter

bildung. Die Agentur hat unter der Leitfunktion 

„Qualitätsmanagement“ folgende Aufgaben:

■	� Bei Betrieben und Beschäftigten das Bewusstsein 

zu stärken, dass ständige berufliche Weiterbildung 

notwendig ist, in dem Bemühen, Qualifizierungs-

potentiale und Entwicklungsmöglichkeiten der 

Beschäftigten zu nutzen und zu fördern.
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■	� Überbetriebliche Weiterbildungsmaßnahmen zu 

entwickeln und durchzuführen.

■	� Den Wandel der Weiterbildungsanforderungen 

durch den Strukturwandel im ................ (Branche) 

................ zu beobachten und rechtzeitig Maß-

nahmen vorzuschlagen, die Beschäftigungs

chancen der Beschäftigten nachhaltig fördern und 

Qualifizierungsengpässen gegenzusteuern.

■	� Information und Transparenz bei den außer- und 

überbetrieblichen beruflichen Weiterbildungsan-

geboten zu verbessern. Betreuung und Schulung 

von Weiterbildungsverantwortlichen.

■	� Entwicklung von branchenweit anerkannten 

Weiterbildungsabschlüssen und Weiterbildungs-

zertifikaten.

■	� Unternehmen und Betriebs- bzw. Personalräte 

über das Angebot, Durchführung und Methoden 

von Weiterbildungsmaßnahmen zu beraten. Dies 

gilt im Besonderen für eine Beratung kleiner und 

mittlerer Unternehmen. Hierzu gehört auch die 

Beratung bei der Inanspruchnahme von Mitteln 

der aktiven Arbeitsmarktpolitik.

■	� Allgemeine und branchenbezogene Standards  

für berufliche Weiterbildung zu entwickeln und 

die Qualität von Weiterbildungseinrichtungen und 

-maßnahmen zu begutachten.

■	� Zusammenarbeit mit dem Bundesinstitut für Beruf-

liche Bildung (BIBB) und den sonstigen Trägern der 

beruflichen Weiterbildung, insbesondere in den 

Bereichen Zertifizierung und Qualitätsmanage-

ment.

■	� In Fällen des § 8 zur Konfliktlösung beizutragen.

Die Tarifparteien werden regelmäßig überprüfen, ob 

und welche Erfolge bei der beruflichen Weiterbildung 

– auch durch die Agentur zur Förderung der berufli-

chen Weiterbildung – erreicht worden sind.

§ 12

Schlussbestimmungen

Dieser Tarifvertrag tritt am ............................ in Kraft.

Dieser Tarifvertrag kann mit einer Drei-Monats-Frist 

zum Ende eines Kalenderjahres, erstmals zum  

31. Dezember …......... gekündigt werden.

Der Arbeitgeber ist verpflichtet, in geeigneter Weise 

auf diesen Tarifvertrag hinzuweisen und ihn im 

Betrieb bzw. in der Dienststelle zur Einsichtnahme 

auszulegen.

Berlin, den ................................................................

Arbeitgeberverband der ............................................

Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft ver.di ...............
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c) �Tarifverträge mit Weiterbildungsregelungen nach Fachbereichen

In der folgenden Tabelle werden die 156 Tarifverträge in der ver.di mit wirksamen Regelungen zur Weiter

bildung aufgelistet.

Aus Platzgründen haben wir die folgenden Abkürzungen verwendet:

HTV = Haustarifvertrag, FTV = Flächentarifvertrag, WB = Weiterbildung,  

AZ = Arbeitszeit, WBZ = Weiterbildungszeit, AG = Arbeitgeber,  

AN = Arbeitnehmerin/Arbeitnehmer, TZ = Teilzeit, BV = Betriebsvereinbarung,  

DV = Dienstvereinbarung, BR = Betriebsrat, PR = Personalrat

Nr.  Bezeichnung Dok.-Nr.  Abschluss Inhalte 

Fachbereich 1 – Finanzdienstleistungen

1 HTV-STG Transaktions-
gesellschaft Ost

400611 2007 Definition WB, WB-Gespräch, WBZ = AZ, 
WB-Kosten: AG, Kostenteilung d. BV mögl., 
Teilzeitregelung

2 FTV-Versicherungen 
Innendienst 

16021 2008 Definition WB, WB-Gespräch, befristet bis 2011 

3 HTV-ING/DiBa Zukunfts-TV 16397 2012 WB-Kosten: AG, WBZ = AZ, 

4 HTV-Deutsche Bundesbank 14056 2005 Definition WB, WB-Gespräch, WB-Zertifikat, 
WB-Kosten: AG, Kostenteilung d. BV, WBZ = AZ, 
Teilzeitregelung 

5 HTV-Lippische Landes-
Brandversicherung 

253412 2006 Definition WB, Zertifikat, WB-Gespräch, 
WB-Kosten: AG, Kostenteilung d. BV, WBZ = AZ 

Fachbereich 2 – Ver- und Entsorgung

6 HTV-NBB Netzgesellschaft 
Berlin-Brandenburg 

201289 2010 WB-Gespräch, WB-Kosten: AG, jährl. 
Rahmenbildungsplan, bei sonstigen Maßnahmen 
WB-Zeit: halb AG/AN 

7 HTV-Direkt Service Energie 201497 2012 Inhalt siehe Nr. 6 

8 HTV-BEGA tec GmbH 201510 2013 Inhalt siehe Nr. 6 

9 HTV-Konzern Wasser 
Hamburg 

550333 2009 Definition WB, WB-Zertifikat,  
WB-Gespräch, WB-Kosten: AG 

10 HTV-OMG 
Gebäudemanagement 

253813 2010 Definition WB, Ermittlung WB-Bedarf,  
WB-Kosten: AG 

11 FTV-Wasserwirtschafts
betriebe NRW

253922 2012 Definition WB, Zertifikat, WB-Gespräch,  
WB-Kommission, WB-Kosten: AG,  
Kostenteilung d. BV möglich 

12 FTV-TVöD (BT-E) 12545 2005 Definition WB, WB-Gespräch, Zertifikat, 
WB-Kosten: AG, Kostenteilung durch BV (gilt für 
alle öffentlichen Entsorger) 

13 HTV-GASAG Berlin 201063 2009 WB-Gespräch, WB-Kosten: AG,  
AN trägt 50 % der WB-Zeit 

14 HTV KKI GmbH 201419 2012 wie Nr. 13 

15 HTV-Berliner Erdgasspeicher 201368 2012 wie Nr. 13 
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Nr.  Bezeichnung Dok.-Nr.  Abschluss Inhalte 

Fachbereich 3 – Gesundheit, soziale Dienste, Wohlfahrt und Kirchen

16 HTV-Damp-Holding 14495 2010 Definition WB, WB-Gespräch, WB-Kosten: AG, 
Kostenteilung d. BV, WBZ = AZ, Teilzeitregelung

17 FTV-Bay. Rotes Kreuz 450384 2007 WB-Gespräch, WB-Kosten: AG, Kostenteilung d. 
Vereinbarung, WB = AZ, Teilzeitregelung

18 HTV-AMEOS GmbH 14649 2010 Definition WB, WB-Gespräch, WB-Kosten: AG, 
Kostenteilung d. BV, WB = AZ, Teilzeitregelung 
(Entspricht TVöD-K) 

19 HTV-Uniklinik Dresden 450618 2007 wie Nr. 120 

20 HTV-Uniklinik Leipzig 15200 2007 wie Nr. 120 

21 HTV-Lebenshilfe Erlangen 450946 2006 wie Nr. 120 

22 HTV-Regnitz Werkstätten 450948 2011 wie Nr. 120 

23 FTV-AWO Bayern 450618 2008 Definition WB, WB-Gespräch, WB = AZ, 
WB-Kosten: AG, Kostenteilung d. Vereinbarung, 
Info Anspruch, Teilzeitregelung, Sabbatregelung 

24 HTV Schmieder Kliniken 500498 2007 wie Nr. 120 

25 HTV-Pro Juventa 500818 2008 wie Nr. 120 

26 gestrichen 

27 HTV-Eilbek Kliniken 550156 2008 wie Nr. 120 

28 HTV-AHB Klinik Berlin 15038 2010 wie Nr. 120 

29 FTV-Saarländischer 
Schwesternverband 

16200 2011 wie Nr. 120 

30 HTV-Elbland Kliniken 40613 2012 wie Nr. 120 

31 HTV-Krankenhaus Stollberg 401701 2013 wie Nr. 120 

32 HTV-Herz-Zentrum Leipzig 401702 2013 WB-Gespräch 

33 HTV-Schönklinik Hamburg 550651 2011 wie Nr. 120 

34 FTV Verband kirchlicher 
Dienstgeber Hamburg 

550727 2012 wie Nr. 120 

35 FTV-Krankenhaus-
Arbeitgeberverband 
Hamburg

550571 2010 wie Nr. 120 

36 HTV-AWO Hamburg 550406 2009 wie Nr. 120 

37 HTV-Pflegen und Wohnen 550309 2008 wie Nr. 120 

38 HTV-Altonaer 
Kinderkrankenhaus 

550291 2009 wie Nr. 120 

39 HTV-Rhön-Saale Klinik 450606 2008 WB-Kosten: AG, WBZ = AZ 

40 HTV-Marli Kliniken 750370 2007 wie Nr. 120 

41 HTV-Ostholsteiner 
Behindertenhilfe 

750377 2008 wie Nr. 120 

42 HTV-Gesellschaft f. Kinder- 
und Jugendhilfe ASB 

750378 2008 wie Nr. 120 

43 HTV-Unikliniken Rostock 
Greifswald 

750353 2008 wie Nr. 120 

44 HTV-AWO Saarland 600156 2009 wie Nr. 120 

45 HTV-Uniklinik Magdeburg 650195 2011 wie Nr. 120 

46 HTV-Klinikum Itzehoe 750840 2012 wie Nr. 120 
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Nr.  Bezeichnung Dok.-Nr.  Abschluss Inhalte 

47 HTV-AWO Ahrensburg 570329 2008 wie Nr. 120 

48 HTV-AWO Schleswig-
Holstein 

750424 2009 wie Nr. 120 

49 HTV-AWO Pflegedienst Kiel 7500242 2009 wie Nr. 120 

50 HTV-Klinikum Bad 
Bramstedt 

750633 2010 wie Nr. 120 

51 HTV-Klinikum Halle 650191 2006 wie Nr. 120 

52 HTV-Asklepios Klinik 
Stadtroda 

700129 2006 WB-Budget: 0,25 % der Bruttolohnsumme, 
WB-Anspruch: 5 Tage pro Jahr für jeden 
Beschäftigten 

53 HTV-AWO Schleswig-
Holstein 

750274 2008 wie Nr. 120 

54 HTV-DRK Ostholstein 750812 2011 WB-Gespräch, WB-Kosten: AG,  
Teilung d. Vereinbarung, WBZ = WZ 

55 HTV-DRK Kur/Reha GmbH 750186 2008 wie Nr. 120 

56 FTV- Verband kirchlicher 
Anstellungsträger 
Nordelbien

750910 2006 WB-Kosten: AG, WBZ = AZ 

57 HTV-Uni-Medizin Rostock 
Greifswald 

750967 2012 wie Nr. 120 

58 HTV-DRK Bayern 451082 2012 WB-Gespräch, WB-Kosten: AG, Kostenteilung d. 
Vereinbarung, Teilzeitregelung

59 FTV-Unikliniken  
Baden-Württemberg

501007 2012 Definition WB, WB-Gespräch, WB-Zertifikat,  
WB-Kosten: AG, Kostenteilung d. BV, WBZ= AZ 

60 HTV-Hannoversche 
Kinderheilanstalt

801033 2009 wie Nr. 120, zusätzlich WB-Pflicht  
7,7 Std. je Kalenderjahr 

61 HTV-DRK Braunschweig 
Salzgitter 

801055 2010 WB-Gespräch, WB-Kosten: AG, Kostenteilung d. 
Vereinbarung, WBZ = AZ, Teilzeitregelung

62 HTV-DRK Osterholz 800939 2009 wie Nr. 61 

63 HTV-DRK Bremerförde 800941 2009 wie Nr. 61 

64 HTV-Klinikum Barnim 201489 2008 wie Nr. 120 

65 HTV-Klinikum Brandenburg 200938 2008 wie Nr. 120 

66 HTV-Charité Berlin 201340 2011 wie Nr. 120 

67 HTV-AWO Bezirk  
Weser-Ems 

800444 2011 wie Nr. 120 

68 HTV-AWO Bundesverband 
Berlin 

201380 2012 wie Nr. 120 

69 HTV-Burchhard Führer 13413 2007 wie Nr. 120 

70 HTV-Medizinisches Zentrum 
Bad Lippspringe

13540 2008 wie Nr. 120 

71 FTV-AWO NRW 253708 2008 Definition WB, WB-Gespräch, WBZ = AZ,  
WB-Kosten: AG, Kostenteilung d. Vereinbarung, 
Sabbatregelung 

72 HTV-Klinikum Magdeburg 401451 2011 wie Nr. 120 

73 HTV-Klinikum Chemnitz 401514 2011 wie Nr. 120 

74 HTV-DRK Schleswig Holstein 750185 2008 WB-Gespräch 

75 HTV-DRK Reha-Nord 750186 2008 WB-Gespräch, WBZ = AZ, WB-Kosten: AG, 
Kostenteilung d. Vereinbarung 
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76 gestrichen 

77 HTV-Klinikum Cottbus 200879 2008 wie Nr. 120 

78 HTV Elster Klinikum 200907 2009 wie Nr. 120 

79 Jüdisches Krankenhaus Berlin 201158 2010 wie Nr. 120 

80 HTV-Servicegesellschaft 
Klinikum von Bergmann 

201199 2010 wie Nr. 120 

81 HTV-AWO Hannover 800507 2007 wie Nr. 120 

Fachbereich 4 – Sozialversicherung

95 HTV-BKK-LV Bayern 450721 2006 Definition WB, WB-Gespräch,  
WB-Zertifikat, WBZ = AZ, WB-Kosten: AG 

96 HTV-MDK Rheinland-Pfalz 16174 2011 Weiterbildungsbudget 300.000 Euro (2012 – 2014) 

97 FTV-Tarifgemeinschaft 
Deutscher Rentenversicherer

13044 2006 Definition WB, WB-Plan, Freistellungsanspruch bis 
zu 5 Tagen je Kalenderjahr 

98 HTV-Deutsche 
Rentenversicherung Bund 

13106 2006 wie Nr. 120 

99 HTV-DRV Knappschaft Bahn 
See 

13106 2006 wie Nr. 120 

100 HTR-Bundesanstalt für 
Arbeit 

12793 2006 Definition WB, WB-Gespräch, WBZ = AZ, 
WB-Kosten: AG, Kostenteilung d. Vereinbarung, 
Teilzeitregelung 

101 FTV-Tarifgemeinschaft 
Ersatzkassen Ergänzungs-TV 

14029 2009 Weiterbildungsklausel: 1 Tag WB-Anspruch je 
Kalenderjahr für ver.di-Mitglieder 

Fachbereich 5 – Bildung, Wissenschaft und Forschung

102 HTV-Munich International 
School 

451114 2012 Recht auf eine WB-Maßnahme je Jahr, 4 Lehrkräfte 
werden freigestellt je Jahr für WB, Recht auf 
Sprachkurse, WB-Kosten: AG 

103 HTV-Internationaler Bund 16493 2011 Definition WB, Beirat, Zertifikat 

104 HTV-Dänische Bibliothek 750301 2007 wie Nr. 120 

105 HTV-HVHS Hustedt 801619 2010 wie Nr. 120 

106 HTV-Network Service GmbH 801619 2011 Anspruch auf 1 WB-Tag jährl.,  
WB-Beihilfe, Vorteilsregelung 

107 HTV-Arbeit u. Leben NS 801590 2009 wie Nr. 120 

108 HTV-Uni Frankfurt 350484 2010 wie Nr. 120 

109 HTV-Technische Uni 
Darmstadt 

350513 2011 wie Nr. 120 

110 HTV-VHS Leine 801736 2011 wie Nr. 120 

111 HTV-Wolfsburger 
Beschäftigung GmbH 

801773 2011 WB-Beihilfe, halber WB-Tag, Vorteilsregelung 

112 HTV-Kolping 
Bildungszentren 

253883 2010 WB-Gespräch, Definition WB, 5 WB-Tage pro Jahr, 
WB-Kosten: AG, Kostenteilung möglich, 
Teilzeitregelung

Fachbereich 6 – Bund und Länder

113 HTV-Die Linke 14520 2010 WB-Gespräch, Anspruch 10 WB-Tage je 24 
Monate, Definition WB, WB-Kosten: AG, Zertifikat 

114 QTV-Die Linke 15323 2011 s.o. 
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115 HTV-Dataport 750523 2008 WB-Gespräch, Definition WB,  
WB-Kosten: AG, Kostenteilung d. 
Individualvereinbarung, Teilzeitregelung 

116 HTV-Landesmusikakademie 201521 2012 wie Nr. 120 

117 HTV-Amt f. Statistik B/B 201232 2010 wie Nr. 120, 2 WB-Tage bis 2015 je AN 

118 FTV-ÖD der Länder 13063 2007 wie Nr. 120 

119 HTV-ÖD Land Hessen 350470 2009 wie Nr. 120 

Fachbereich 7 – Gemeinden

120 FTV-ÖD Bund/Kommunen 14572 2006 Definition WB, WB-Zertifikat,  
WB-Gespräch, WB-Kosten: AG, Kostenteilung d. 
BV/DV möglich, WBZ = AZ, Teilzeitregelung 

121 FTV-TVöD Entsorgung 14574 2006 wie Nr. 120 

122 FTV-TVöD Flughäfen 14576 2006 wie Nr. 120 

123 FTV-TVöD Sparkassen 15113 2006 wie Nr. 120 

124 HTV-Perspektive Wismar 750222 2009 wie Nr. 120 

125 FTV-TVöD Pflege und 
Betreuung 

12543 2005 wie Nr. 120, zusätzlich: Bes. Vorschriften WB-Ärzte, 
bes. Vorschriften Personal, Erziehungsdienst 

126 FTV-TVöD Krankenhäuser 13241 2006 wie Nr. 120, zusätzlich: Bes. Vorschriften WB-Ärzte 

127 HTV-Kinderland Geiseltal 401465 2011 wie Nr. 120 

Fachbereich 8 – Medien, Kunst und Industrie

128 QTV-Bundesdruckerei 200458 2005 Definition WB, WB-Bedarfsermittlung,  
WB-Kosten: AG, Kostenteilung b. Aufstiegs-WB, 
Konfliktregelung, WBZ = AZ 

129 HTV-Theater Lüneburg 801768 2011 wie Nr. 120 

Fachbereich 9 – Telekommunikation, Informationstechnologie, Datenverarbeitung

130 HTV-Telekom Service 13366 2007 Zusätzlich zum WB-TV: WB-Anspruch: 3 Tage je 
Jahr und AN, Teilzeitregelung, Zertifikat 

131 HTV-Unysis 13951 2009 Definition WB, WB-Anspruch: 5 Tage je Jahr und 
AN, WB-Kosten: AG, WB-Gespräch 

132 HTV-DeTe Accounting 14125 2008 3 Tage WB-Anspruch je Jahr und AN, Teilzeit
regelung, Ermittlung WB-Bedarf, WBZ = AZ 

133 HTV-Deutsche Telekom 16559 2010 Definition WB, Angebotspflicht AG, jährl. Budget, 
WB = AZ, WB-Kosten: AG, WB-Ausschuss, 
Zertifikat, Bedarfsermittlung, WBZ wird in der 
Personalplanung berücksichtigt 

134 HTV-DeTe Training 15131 2010 WB-Anspruch 3 Tage je Jahr und AN, Definition 
WB, WB-Planung mit BR, Teilzeitregelung, Zertifikat 

135 HTV-DeTe Techn. Service 15815 2007 WB-Anspruch: 3 Tage je Jahr und AN, Teilzeit
regelung, Bedarfsermittlung, WBZ = AZ, Zertifikat 

136 HTV-IBM Deutschland 15522 2008 WB-Gespräch, Definition WB, individuelle 
WB-Vereinbarung, Definition WB-Maßnahmen, 
WB-Kosten: AG, Kostenteilung mögl., Zertifikat 
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Fachbereich 10 – Postdienste, Speditionen und Logistik

137 FTV-Spedition Bayern 450667 2008 Lehrgänge Berufskraftfahrer und WB-Module, 
WB-Kosten: AG, ab dem 3. Jahr der Betriebs
zugehörigkeit 

138 HTV-St.Georg Wirtschaft 
und Logistik GmbH 

401691 2013 wie Nr. 120 

Fachbereich 11 – Verkehr

139 HTV-Flughafen Plauen 451041 2012 wie Nr. 120 

140 HTV-Lufthansa-Technik 14680 2009 Auf Antrag bis zu 3 Wo. Arbeitsbefreiung,  
davon bis zu 5 Tage mit Vergütung zur WB und 
gewerkschaftl. Bildung 

141 FTV-AGV Deutsche 
Eisenbahnen 

14478 2010 WB für Fahrer und Lokführer, WB-Kosten: AG, 
Aufwendungsersatz je WB-Stunde 10,– Euro

142 FTV-TVöD Flughäfen 14576 2010 wie Nr. 120 

143 HTV-LTB-Leipzig 400325 2006 wie Nr. 120 

Fachbereich 13 – Besondere Dienstleistungen

144 HTV-Bund für Naturschutz 
Bayern 

450664 2008 wie Nr. 120 

145 MTV-Bildung und Beratung 
gGmbH 

15714 2011 WB-Anspruch: 5 Tage je Jahr, Definition WB 

146 HTV-Lufthansa Kabine 14677 2009 wie Nr. 140 

147 HTV-Berliner Gaswerke 201063 2009 wie Nr. 120 

148 HTV-MB Capital Services 201441 2012 wie Nr. 120 

149 HTV-Konzern Wasser 
Hamburg

550333 2009 wie Nr. 120 

150 HTV-SPD NRW 254031 2013 Qualifizierungspflicht der AN in Verbindung mit 
Qualifizierungsprogramm, WB-Kosten: AG, 
WBZ = AZ 

151 HTV-Amnesty International 13667 2005 WB-Anspruch: von 5 Tagen je Jahr, WB-Kosten: AG 

152 HTV-Flughafen Berlin 201378 2012 WB-Anspruch: von 5 Tagen je Jahr, Beantragung 
über Gewerkschaft, WB-Kosten: AG 

153 HTV-Friedrich-Ebert-Stiftung 12757 2005 wie Nr. 120 

Nachtrag

154 HTV-Krankenhaus 
Oberlausitz 

400751 2009 wie Nr. 12 

155 HTV-Behindertenhilfe 
Ostholstein 

750377 2008 wie Nr. 120 

156 HTV-STG-Transaktions
gesellschaft Ost 

400611 2007 WB-Gespräch, Definition WB, WBZ = AZ, 
WB-Kosten: AG, Teilung durch Vereinbarung 
möglich, Teilzeitregelung
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d) �Reinhard Bahnmüller/ 
Markus Hoppe: Tarifliche 
Qualifizierungsregelungen im 
öffentlichen Dienst: Wolf im 
Schafspelz oder zahnloser Tiger?18

1. �Weshalb tarifliche  

Qualifizierungsregelungen?

Wer die Bedeutung lebensbegleitenden Lernens 

unterstreicht, braucht nicht mit Widerspruch zu rech-

nen. Es gibt einen breiten Grundkonsens und das 

nicht erst seit Kurzem, der sich so zusammenfassen 

lässt: Lebenslanges Lernen aller ist notwendige Bedin-

gung zur Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit der 

Unternehmen und der Beschäftigungsfähigkeit. 

Unternehmen, die nicht über ausreichend qualifizierte 

und lernmotivierte Mitarbeiter verfügen, werden ihre 

Marktposition nicht halten können und Beschäftigte, 

die sich nicht ständig weiterbilden, werden Beschäfti-

gungs- und Wohlstandsrisiken hinnehmen müssen.19 

Je nachdem, vor welchem Publikum man spricht, wird 

diesem „Bedrohungsszenario“ noch ein etwas einla-

dender klingendes „Entwicklungsszenario“ hinzuge-

fügt. Weiterbildung, so wird dann ergänzt, sei nicht 

nur wichtig, um ökonomische Einbrüche und indivi-

duelle Rückschläge zu vermeiden, sondern auch, um 

Wachstumspotenziale, seien sie persönlicher oder 

betrieblicher Art, zu erkennen, zu nutzen und auszu-

bauen. Es gibt jedenfalls kaum jemanden, der Nutzen 

und Notwendigkeit von Weiterbildung grundsätzlich 

infrage stellt.

Höchst strittig und das auch nicht erst seit Kurzem ist 

dagegen, ob und wie Weiterbildung reguliert werden 

soll und ob Tarifverträge ein taugliches Instrument 

seien, Impulse für die Entwicklung einer zukunftsori-

entierten betrieblichen Lern- bzw. Weiterbildungskul-

tur zu liefern und bestehende Defizite zu korrigieren. 

18  Der Beitrag basiert auf der Präsentation bei der Fachtagung 
„Tarifliche Regulierung von Qualifizierung im öffentlichen Dienst: 
Ansatz, Umsetzung und Wirkungen“ am 19. Januar 2011 in 
Frankfurt/Main und wurde leicht modifiziert und aktualisiert.

19  Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf die gleichzeitige 
Verwendung weiblicher und männlicher Sprachformen verzichtet. 
Gemeint und angesprochen sind immer beide Geschlechter.

Auf Arbeitgeberseite wurde dies lange Zeit – und 

wird teilweise bis heute – ausgesprochen skeptisch 

gesehen. Weiterbildung sollte weitgehend regulati-

onsfrei bleiben und auch anders als die anderen Bil-

dungssektoren nicht öffentlich, schon gar nicht durch 

den Gesetzgeber, kontrolliert werden. Als Freund 

tarifvertraglicher Regelungen zeigte man sich auch 

nicht. Den Befunden der vom Institut der Deutschen 

Wirtschaft regelmäßig durchgeführten Weiter

bildungsbefragung nach sind die Hälfte der befragten 

Arbeitgeber der Meinung, tarifliche Regelungen zur 

Weiterbildung trügen nicht zur gezielten Personalent-

wicklung bei, ein Drittel ist unentschieden und ledig-

lich 13 % würden einen positiven Beitrag sehen bzw. 

erwarten (Werner 2006). Eines Anstoßes durch Tarif-

verträge bedürfe es aus Arbeitgebersicht deshalb 

nicht und schon gar nicht eines „gleichmacherischen“ 

Anspruchs auf Weiterbildung. Schon aus Eigeninte

resse würden die Betriebe ausreichend in Weiterbil-

dung investieren und zwar dort, wo die eingesetzten 

finanziellen Mittel auch richtig platziert sind. 

Die Gewerkschaften proklamieren demgegenüber 

schon seit den 60er-Jahren des letzten Jahrhunderts, 

Weiterbildung als „vierte Säule“ des Bildungswesens 

gesetzlich zu regulieren. Die Bundesregierungen jed-

weder Couleur haben jedoch bis dato eine bundes-

einheitliche Rahmenregelung abgelehnt. Die Gewerk-

schaften haben deshalb aus der Not eine Tugend und 

Weiterbildung zu einem Thema der Tarifpolitik 

gemacht. Einen hohen Stellenwert hatte das Thema 

allerdings nicht. Etwas beherzter angepackt wurde es 

in den letzten 10 Jahren, nachdem es zu einem Allge-

meingut wurde, dass die Erhaltung der Beschäfti-

gungsfähigkeit der Arbeitnehmer immer mehr davon 

abhänge, ob sie über ein auf der Höhe der Zeit 

befindliches Wissen verfügen würden – das zuneh-

mend über Weiterbildung vermittelt wird. Wenn dem 

so ist, dann, so ließ sich schlussfolgern, müssen die 

Gewerkschaften sich mehr als bisher um (Weiter-)Bil-

dungsfragen kümmern. Das gebietet einerseits ihr 

Auftrag, für die Optimierung der Verkaufsbedingun-

gen der Ware Arbeitskraft zu sorgen, andererseits 

auch ihr Eigeninteresse an der Erhaltung von Organi-

sationsmacht. Diese gründet sich nicht zuletzt auf die 

Kontrolle und Strukturierung von Arbeitsmärkten. 
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Berufliche Bildung, namentlich die berufliche Erstaus-

bildung über das duale System, war lange das probate 

Mittel hierzu und in diesem Segment sind die 

Gewerkschaften als kompetente Partner anerkannt 

und mit garantierten Mitwirkungsrechten ausgestat-

tet, die sie in einem Set von Institutionen zur Geltung 

bringen können. Aber die Gewichte zwischen berufli-

cher Erstausbildung und Weiterbildung verschieben 

sich zugunsten Letzterer. Sollte es den Gewerkschaf-

ten nicht gelingen, hier in vergleichbarer Weise Fuß 

zu fassen und Profil zu gewinnen, würde auch ihr Ein-

fluss auf die Strukturierung der Arbeitsmärkte schwin-

den. Qualifizierungstarifverträge oder entsprechende 

Regelungen sollten ein Weg sein, einen Fuß in die 

(Weiterbildungs-)Tür zu bekommen.

Das ist ihnen nun auch in einigen Branchen gelungen. 

Neue Abkommen wurden in der Chemischen Industrie 

(2003), der Metall- und Elektroindustrie (2001/2006), 

im Versicherungsgewerbe (2007) und, wovon gleich 

mehr zu hören sein wird, im öffentlichen Dienst 

(2005) abgeschlossen. Allein mit diesen vier Branchen 

kamen 4,7 Mio. Beschäftigte (ca. 17 % der sozialver-

sicherungspflichtig Beschäftigten) hinzu, die tarifliche 

Ansprüche aus Weiterbildungsvereinbarungen anmel-

den konnten. Zudem existiert mittlerweile eine erkläg-

liche Anzahl thematisch einschlägiger Firmentarif

verträge sowie Betriebsvereinbarungen (vgl. Bispinck 

2000, Busse/Seifert 2009, Bosch 2010; Bahnmüller 

2009; Heidemann 2010, Busse/Heidemann 2005). Die 

zur Jahrtausendwende noch zutreffende Diagnose, 

wonach die betriebliche Weiterbildung ein weitge-

hend nicht reguliertes Feld sei, ist so mittlerweile nicht 

mehr uneingeschränkt haltbar. Die Mehrzahl der 

Beschäftigten dürfte jedoch auch weiterhin von tarif-

vertraglichen Weiterbildungsregelungen nicht profitie-

ren. Protegiert wurde die Entwicklung durch diverse 

Appelle der Bundesregierungen unterschiedlicher poli-

tischer Couleur an die Tarifparteien, branchenbezo-

gene Abkommen zur Förderung der betrieblichen 

Weiterbildung abzuschließen, beginnend mit der 

rot-grünen Bundesregierung 1998. Aufgeschreckt 

durch die PISA-Debatte, die auch in der Weiterbildung 

ihren Niederschlag findet, und die Platzierung 

Deutschlands bei internationalen Vergleichsstudien im 

unteren Mittelfeld, wurde nun das Ziel formuliert, die 

Weiterbildungsbeteiligung in Deutschland bis 2015 

auf 50 % zu steigern. Und wiederum wurden die 

Tarifparteien aufgerufen, ihren Beitrag zur Erreichung 

dieses Zieles zu leisten (BMBF Pressemitteilung 

044/2008). 

Kann man über Tarifverträge auf diesem Feld aber 

wirklich weiterkommen? Sind Tarifverträge noch das 

richtige Instrument, um in die Breite zu wirken? 

Bekanntermaßen sinkt die Tarifbindung seit mehr als 

20 Jahren beständig. Mittlerweile sind über Branchen-

tarifverträge weniger als ein Drittel der Betriebe und 

etwas mehr als die Hälfte aller Beschäftigten gebun-

den. Annähernd die Hälfte aller Arbeitnehmer wird 

von Tarifverträgen direkt nicht mehr erreicht. Der 

öffentliche Dienst ist hier eine Ausnahme. Bei allen 

Krisen, Abspaltungen, zeitweiligen Austritten etc., die 

es auch dort gibt, ist die Tarifbindung in öffentlichen 

Verwaltungen mit 98,7 % (eigene Befragung) und 

vergleichbar hohen Quoten für die Beschäftigten 

immer noch weit überdurchschnittlich hoch.20 Wenn 

sich Tarifverträge als Instrument zur Beförderung von 

Weiterbildung eignen, bestehen im öffentlichen 

Dienst insofern überdurchschnittlich gute Bedingun-

gen.

2. �Die Qualifizierungsbestimmungen  

des § 5 TVöD/TV-L: Inhalt und Zielsetzungen

Was ist in den Qualifizierungsbestimmungen des 

TVöD/TV-L, dem § 5, nun festgelegt? Enthalten sind 

im Wesentlichen Regelungen zu fünf Aspekten: zu 

den Zielsetzungen, zu den Formen betrieblicher Quali-

fizierung, zur Ermittlung des Qualifizierungsbedarfs 

durch das Instrument der Qualifizierungsgespräche, 

zur Kostenregelung sowie zur Dokumentation der 

Qualifizierungsmaßnahmen. Einleitend wird betont, 

„ein hohes Qualifikationsniveau und lebenslanges Ler-

nen (liege) im gemeinsamen Interesse von Beschäftig-

ten und Arbeitgebern“. Sie diene „der Steigerung von 

Effektivität und Effizienz des öffentlichen Dienstes, 

der Nachwuchsförderung und der Steigerung von 

beschäftigungsbezogenen Kompetenzen“. Qualifizie-

rung müsse als Teil der Personalentwicklung verstan-

den werden. Unterschieden werden vier Formen von 

20  Auf der Basis von Daten des IAB-Betriebspanels zeigen sich im 
Wirtschaftszweig ‚öffentliche Verwaltung, Gebietskörperschaften, 
Sozialversicherung“ Beschäftigtenanteile von 99 %, für die 
Tarifverträge gelten (vgl. Ellguth/Kohaut 2011).
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Qualifizierungsmaßnahmen. Erstens solche, „die der 

Fortentwicklung der fachlichen, methodischen und 

sozialen Kompetenzen für die übertragenen Tätigkei-

ten dienen (Erhaltungsqualifizierung)“, zweitens jene, 

die geeignet sind „zusätzliche Qualifikationen“ zu 

erwerben (Fort- und Weiterbildung), drittens Maß-

nahmen zur Arbeitsplatzsicherung (Qualifizierung für 

andere Tätigkeiten; Umschulung) und schließlich vier-

tens Qualifizierungsmaßnahmen nach längerer Ab

wesenheit (Wiedereinstiegsqualifizierung). Die Teil-

nahme an solchen Maßnahmen soll dokumentiert  

und schriftlich bestätigt werden.

Das Herzstück des § 5 TVöD/TV-L ist der Anspruch der 

Beschäftigten auf ein regelmäßiges Gespräch mit ihrer 

jeweiligen Führungskraft, „in dem festgestellt wird, 

ob und welcher Qualifizierungsbedarf besteht“. Die-

ses Gespräch kann als Einzel- oder Gruppengespräch 

geführt werden. Wird nichts anderes geregelt, ist das 

Gespräch jährlich zu führen. Ein Anspruch auf Qualifi-

zierungsmaßnahmen, auch solche, die in einem Quali-

fizierungsgespräch als nötig zur Befriedigung eines 

dort festgestellten Qualifizierungsbedarfs angesehen 

werden, gibt es allerdings, wie ausdrücklich betont 

wird, nicht. Hinsichtlich der Übernahme der Kosten ist 

geregelt, dass vom Arbeitgeber veranlasste Qualifizie-

rungsmaßnahmen einschließlich Reisekosten grund-

sätzlich von ihm zu bezahlen sind. Sofern Eigenbei-

träge der Beschäftigten eingefordert werden, sind sie 

in Form einer Qualifizierungsvereinbarung zu regeln, 

wobei die Betriebsparteien gehalten sind, „die Grund-

sätze einer fairen Kostenverteilung unter Berücksichti-

gung des betrieblichen und individuellen Nutzens“ zu 

beachten (vgl. Bahnmüller/Hoppe 2014: S.106, 108).

2008, drei Jahre nach Abschluss des TVöD, kam für 

eine spezielle Berufsgruppe eine zusätzliche Qualifizie-

rungsbestimmung hinzu. Beschäftigte des Erziehungs-

dienstes im Tarifgebiet West haben demnach Anspruch 

auf 2,5 Tage Qualifizierungs- bzw. bezahlte Vorberei-

tungszeit pro Jahr (§ 56 TVöD BT-V).21 Die Regelung 

21  Die Formulierung im TVöD-BT-V lautet wie folgt: “Bei Beschäf-
tigten im Erziehungsdienst im Tarifgebiet West werden – soweit 
gesetzliche Regelungen bestehen, zusätzlich zu diesen gesetzlichen 
Regelungen – im Rahmen der regelmäßigen durchschnittlichen 
wöchentlichen Arbeitszeit im Kalenderjahr 19,5 Stunden für Zwecke 
der Vorbereitung und Qualifizierung verwendet. (…) Im Erziehungs-
dienst tätig sind insbesondere Beschäftigte als Kinderpflegerin/

kam im Rahmen der Kompromissbildung um die von 

den Arbeitgebern geforderte Verlängerung der Arbeits-

zeit zustande. Die regelmäßige wöchentliche Arbeits-

zeit wurde auf 39 Stunden pro Woche erhöht, im 

Gegenzug wurde Beschäftigten des Erziehungsdienstes 

das Recht eingeräumt, besagte 2,5 Tage für Zwecke 

der Vorbereitung und Qualifizierung zu verwenden. Im 

Tausch gegen eine formelle Arbeitszeitverlängerung 

wurde auf diesem Weg erstmals im öffentlichen Dienst 

tarifvertraglich ein zeitlich präzisierter Rechtsanspruch 

auf Weiterbildung vereinbart.

Zusammenfassend und kontrastierend zu den Qualifi-

zierungsregelungen in der Metall- und Elektroindust-

rie, an die sich der öffentliche Dienst anlehnt, kann 

festgehalten werden:

(1)	� § 5 TVöD/TV-L ist eine ausgesprochen „sanfte“ 

Tarifregelung. Die einzige „harte“ Norm ist der 

Anspruch der Beschäftigten auf ein Qualifizie-

rungsgespräch, das jedoch auch bei festgestelltem 

Qualifizierungsbedarf keine Konsequenzen haben 

muss. Arbeitgeber können zudem mit Hinweis auf 

den Tarifvertrag erstmals eine Eigenbeteiligung 

der Beschäftigten an den Kosten einfordern, 

sofern der Grundsatz einer fairen Kostenvertei-

lung, orientiert am individuellen bzw. betrieb

lichen Nutzen, gewahrt wird.

(2)	� Primäre Stoßrichtung des Qualifizierungsgesprächs 

ist es, die Beteiligungs- und Artikulationschancen 

der Beschäftigten im Prozess der Weiterbildungs-

planung zu verbessern. Sie sollen ihre Qualifizie-

rungsinteressen regelmäßig und institutionell abge-

sichert in die betrieblichen Planungsprozesse 

einbringen können. Mit ihnen sollen Impulse für 

eine partizipative, dezentrale, bottom up-orien-

tierte Bedarfsermittlung gegeben werden. Die Qua-

lifizierungsregelungen zielen darüber hinaus auf 

eine generelle Systematisierung der Bedarfsermitt-

lungs- und Planungsprozesse in der betrieblichen 

Weiterbildung als Teil der Personalentwicklung.

Kinderpfleger bzw. Sozialassistentin/Sozialassistent, Heilerziehungs-
pflegehelferin/Heilerziehungspflegehelfer, Erzieherin/Erzieher, 
Heilerziehungspflegerin/Heilerziehungspfleger, im handwerklichen 
Erziehungsdienst, als Leiterinnen und Leiter oder ständige Vertrete-
rinnen/Vertreter von Leiterinnen/Leiter von Kindertagesstätten oder 
Erziehungsheimen sowie andere Beschäftigte mit erzieherischer 
Tätigkeit in der Erziehungs- und Eingliederungshilfe“.
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(3)	 �Qualifizierungsregelungen des TVöD/TV-L stärken 

die Individualrechte der Beschäftigten. Sie werden 

allerdings darauf beschränkt, den von ihnen gese-

henen Qualifizierungsbedarf artikulieren zu dür-

fen. Ob sich daraus Qualifizierungsmaßnahmen 

ergeben, bleibt offen. Ein Anspruch auf Qualifizie-

rung wird ausdrücklich abgewiesen. Er besteht nur 

für Beschäftigte im Erziehungsdienst (Tarifgebiet 

West), denen dieser auf 2,5 Tage pro Jahr im 

Tausch gegen eine Verlängerung der Arbeitszeit 

eingeräumt wurde. 

(4)	 �§ 5 TVöD/TV-L enthält im Gegensatz zu den Quali-

fizierungstarifverträgen in der Metallindustrie 

keine Konfliktregelung für den Fall, dass sich die 

Führungskraft und der Beschäftigte nicht darauf 

verständigen können, ob es einen Qualifizierungs-

bedarf gibt oder nicht.

(5)	� Die Möglichkeiten, sich über den Bedarf des ein-

zelnen Unternehmens/der Verwaltung hinaus zu 

qualifizieren, werden nicht erweitert. Auch dies

bezüglich gehen die Regelungen für die M+E-In-

dustrie einen Schritt weiter, indem Beschäftigten 

nach einer gewissen Zeit der Betriebszugehörigkeit 

die Möglichkeit eingeräumt wird, sich (ohne Fort-

zahlung der Bezüge) für Weiterbildungszwecke 

freistellen zu lassen und anschließend in das 

Unternehmen zurückkehren zu können.

(6)	� Überbetriebliche Supportstrukturen für Beratung 

und Unterstützung der betrieblichen Akteure, wie 

es sie in der M+E-Industrie Baden-Württembergs 

oder auch in Form einer Weiterbildungsstiftung in 

der Chemischen Industrie gibt, sind nicht vorgese-

hen.

3. �Umgang mit den Tarifbestimmungen

Was können solche Regelungen bewirken? Handelt es 

sich bei § 5 um einen zahnlosen Tiger oder um einen 

Wolf im Schafspelz? Harmlos und folgenlos muss der 

Anspruch auf ein Qualifizierungsgespräch keineswegs 

sein. Nicht nur dass Beschäftigten damit ein institutio-

nell garantierter Weg eröffnet ist, ihre beruflichen 

und persönlichen Weiterbildungsinteressen einbringen 

zu können, mit dem Qualifizierungsgespräch wird 

auch eine bottom up-Logik in der Planung und Steue-

rung von Verwaltungen gestärkt, die traditionell 

einem top down-Vorgehen verpflichtet sind. Qualifi-

zierungsgespräche sind auch, sofern sie gut vorberei-

tet und qualifiziert geführt werden, an Voraussetzun-

gen gebunden, die den Betrieben/Verwaltungen wie 

den Beschäftigten einiges abverlangen. Beschäftigte 

sollten wissen, welche Kompetenzen sie haben und 

welche sie brauchen, um ihre aktuelle Arbeit gut erle-

digen und einen absehbaren Wandel der Anforderun-

gen bewältigen zu können. Zudem sollten sie geklärt 

haben, welche Entwicklungspotenziale sie für sich 

sehen und wohin sie sich persönlich entwickeln wol-

len. Schon diese Selbstklärung ist, wenn sie fundiert 

vorgenommen wird, keine geringe Herausforderung. 

Nicht geringer sind die Anforderungen an die Füh-

rungskräfte. Sie müssen nicht nur darüber im Bilde 

sein, welche Anforderungen ihre Mitarbeiter aktuell 

bewältigen müssen, sondern auch, welche Entwick-

lungen in mittlerer Frist auf sie zukommen und wel-

che Konsequenzen dies für den quantitativen und 

qualitativen Personaleinsatz haben wird. Sie müssten 

die strategischen Planungen, sofern sie existieren, 

kennen und sie auf ihren Aufgabenbereich transpo-

nieren, ihnen müssten die demografischen Entwick-

lungen und ihre Folgen bekannt sein, sie sollten die 



52 53

Kompetenzen ihrer Mitarbeiter kennen und ihre Ent-

wicklungspotenziale angemessen einschätzen. Es ist 

also einiges erforderlich, um ein Qualifizierungsge-

spräch qualifiziert und mit Gewinn für beide Seiten 

führen zu können. Und genau dies ist der springende 

Punkt, der aus einem harmlos erscheinenden Qualifi-

zierungsgespräch ein PE-Instrument mit erheblichen 

Weiterungen machen kann. 

Man kann allerdings Qualifizierungsgespräche auch 

ganz anders und weitaus weniger ambitioniert füh-

ren. Die tariflichen Regelungen enthalten keine Quali-

tätskriterien, die festlegen, wie und auf welcher infor-

mationellen Basis Qualifizierungsgespräche geführt 

werden sollen. Was „gute“ und was „schlechte“ 

Umsetzung des Tarifvertrags ist, lässt sich aus den 

Tarifregelungen selbst nicht ableiten. Die (wenigen) 

Vorgaben des Tarifvertrags lassen sich auch rein for-

mal erfüllen, ohne dass sich die betriebliche Weiterbil-

dungspraxis verändern muss. Man kann den Weiter-

bildungsbedarf gründlich oder oberflächlich ermitteln, 

einen Qualifizierungsbedarf feststellen und die Maß-

nahmen nicht umsetzen, tarifkompatibel in formalem 

Sinne kann vieles sein. Die Tarifregelungen selbst bie-

ten wenig Handhabe, auf Qualität zu drängen. Maß-

stäbe müssen die betrieblichen Akteure bzw. die 

Gewerkschaften definieren – und auf ihre Einlösung 

hinwirken. Ob und was die Tarifregelungen bewirken, 

wird auf betrieblicher Ebene entschieden. Der Blick ist 

deshalb auf die dortigen Akteure zu richten. Wie sind 

sie mit dem § 5 TVöD/TV-L umgegangen, wie bewer-

ten sie ihn und was hat er bewirkt? Welche Aufmerk-

samkeit die Tarifregelungen erfahren haben, wie sie 

bewertet werden und wie die betrieblichen Akteure 

mit Ihnen umgegangen sind, lässt sich in vier Punkten 

zusammenfassen:22 

(1) Auch 5 Jahre nach Inkrafttreten der Tarifregelun-

gen wissen nach weitgehend übereinstimmender Ein-

schätzung der Personalräte wie der Personalmanager 

die meisten Beschäftigten nicht, dass sie einen tarifli-

chen Anspruch auf ein Qualifizierungsgespräch 

haben. Weniger als 10 % gehen davon aus, die Tarif-

regelungen seien den meisten bekannt, vom Gegen-

teil ist dagegen ca. die Hälfte überzeugt. Auch ein 

Fünftel der befragten Personalräte kennt die Regelun-

gen nicht.

22  Die nachfolgend präsentierten Befunde basieren auf einer im 
Sommer 2010 durchgeführten schriftlichen standardisierten und 
postalischen Parallelbefragung von Personal-/Weiterbildungsmana-
gern (PM) sowie Personalräten (PR) aller Kommunen mit mehr als 
10.000 Einwohnern (N=1913) sowie aller Landkreise in Deutschland 
(N=301). Die Rücklaufquote lag bei 37 % (PR) bzw. 42 % (PM). Die 
Struktur des Befragungssamples der Managerinnen und Manager 
sowie der Personalräte entspricht hinsichtlich der regionalen 
Verteilung, der Größe der Einrichtungen und der Belegschaftsstruktur 
der Verwaltungen weitgehend der Grundgesamtheit. Die Ergebnisse 
können somit als repräsentativ betrachtet werden. Die Befragung ist 
Teil des vom BMBF und vom Europäischen Sozialfonds geförderten 
Projektes „Tarifliche Regulierung von Weiterbildung in Einrichtungen 
des öffentlichen Dienstes“.
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Abbildung 1: Bekanntheitsgrad von § 5 TVöD bei den befragten Personalräten/Managern und bei 

den Beschäftigten (PR N = 808; PM N = 910, Angaben in Prozent)

Fragen: Sind Ihnen die einschlägigen Tarifregelungen (§ 5) des Tarifvertrags bekannt?

Wie schätzen Sie den Bekanntheitsgrad der Tarifregelungen in der Belegschaft Ihrer Verwaltung/Ein­

richtung ein?

(2) Wer den § 5 TVöD kennt, bewertet die einzelnen 

Regelungsaspekte überwiegend gut. Das gilt für Per-

sonalräte wie für Führungskräfte. Von drei Vierteln 

positiv bewertet wird der Anspruch der Beschäftigten 

auf ein jährliches Qualifizierungsgespräch sowie die 

Verpflichtung der Verwaltung zur Dokumentation der 

Teilnahme an Qualifizierungsmaßnahmen. Einen noch 

höheren Zustimmungsgrad erfährt die Regelung, 

wonach durch den Arbeitgeber veranlasste Qualifizie-

rungsmaßnahmen auch von ihm voll zu bezahlen 

sind. Kritischer wird dagegen die Möglichkeit gese-

hen, Qualifizierungsgespräche auch als Gruppenge-

spräche führen zu können. Deutlicher auseinander 

gehen erwartungsgemäß die Bewertungen der Mög-

lichkeit des Abschlusses von Qualifizierungsvereinba-

rungen mit Kostenbeteiligung der Beschäftigten und 

bei dem 2008 vereinbarten Anspruch der Beschäftig-

ten im Erziehungsdienst auf 2,5 Tage bezahlte Vorbe-

reitungs- bzw. Qualifizierungszeit. Ersteres bewerten 

die Führungskräfte häufiger positiv, letzteres die Per-

sonalräte. Aber auch diesbezüglich gilt für beide 

Befragungsgruppen: die Befürworter überwiegen die 

Kritiker bei Weitem.
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Abbildung 2: „Gut“ bzw. „eher“ gut bewertete Regelungen des § 5 TVöD (Personalräte bzw. Manager, 

denen die Tarifregelungen bekannt sind; PR N = 664-617, PM N = 849-800; Angaben in Prozent)

(3) Trotz positiver Bewertung der einzelnen Tarifbe-

stimmungen war § 5 TVöD in mehr als der Hälfte der 

Verwaltungen kein Thema und wurde auch dort, wo 

kurzzeitig über die Tarifregelung gesprochen wurde, 

meist schnell wieder ad acta gelegt. Der Grund: Nach 

Meinung der Arbeitgeber- wie der Arbeitnehmerseite 

gab es keinen Handlungsbedarf, da die betriebliche 

Weiterbildungspraxis den Tarifanforderungen gerecht 

wird. In die betriebliche Gesprächs- und Verhand-

lungsarena zwischen Arbeitgeber und Personalrat 

gelangten die Tarifbestimmungen maximal in einem 

Viertel aller Verwaltungen. In den eigenen Reihen 

wurde vor allem auf Personalratsseite etwas öfter dar-

über diskutiert (30 %), im Personalmanagement selte-

ner (19 %). Ein knappes Viertel der Führungskräfte 

wie der Personalräte gibt an, ihre Weiterbildungspra-

xis überprüft zu haben, gefolgt ist daraus nur in maxi-

mal der Hälfte dieser Verwaltungen etwas. Am häu-

figsten wurde (insbesondere durch Personalräte) die 

Belegschaft informiert, 12 % der Personalräte ent-

warfen zudem eine Dienstvereinbarung, abgeschlos-

sen wurde eine solche in weniger als 10 % der Fälle. 

Ähnlich viele entwickelten zusammen mit der Arbeit-

geberseite ein Umsetzungskonzept. Erfolgreich abge-

schlossen und als Ergebnis betrieblicher Verhandlun-

gen ist § 5 nach übereinstimmenden Angaben von 

Führungskräften und Personalräten lediglich in 4 % 

aller Verwaltungen. Die Impulse, die von § 5 bisher 

ausgingen, sind somit schwach. Diese Einschätzung 

teilen jedenfalls im Sommer 2010 etwa drei Viertel 

der Personalräte und Führungskräfte. Gewisse 

Impulse billigen den Regelungen 23 % der Führungs-

kräfte und 15 % der Personalräte zu, starke oder gar 

sehr starke Impulse fast niemand.
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Abbildung 3: Stand der Umsetzung § 5 TVöD (Alle Befragten, PR N = 812, PM N = 926 Angaben in Prozent)

Frage: Wie ist der aktuelle Stand der Diskussion/Absprachen zwischen Arbeitgeberseite und  

Personalrat hinsichtlich der Umsetzung des § 5 TVöD?

(4) Kaum besser steht es um die Umsetzung des 2008 

für das Tarifgebiet West vereinbarten Freistellungs

anspruchs von 2,5 Tagen pro Jahr für Mitarbeiter in 

Erziehungsberufen, die zur Vorbereitung oder Qualifi-

zierung genutzt werden können. Lediglich 24 % der 

Manager und 15 % der Personalräte geben an, eine 

Umsetzungsregelung sei für ihre Einrichtung beschlos-

sen und würde umgesetzt, weitere 14 % (PM) bzw. 

13 % (PR) sind noch in der Diskussion. Zwei Jahre 

nach ihrem Abschluss hat sich ein beachtlicher Anteil 

von 30 % der Verwaltungen mit der Umsetzung noch 

gar nicht befasst. Ein weiteres Fünftel wird dies auch 

nicht tun mit der Begründung, dass die Berufsgrup-

pen in ihrer Einrichtung nicht relevant bzw. nicht vor-

handen sind. Ein bemerkenswert hoher Anteil (PR 

21 %, PM 10 %) weiß nichts über den Stand der 

Dinge und kann demnach keine Auskunft geben.
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Abbildung 4: Stand der Umsetzung des tariflichen Freistellungsanspruchs für Erziehungsberufe  

für Zwecke der Vorbereitung und/oder Qualifizierung (Alte Bundesländer; PR N = 653, PM N = 696; Angaben in 

Prozent)

4.	 Wirkungen

Was haben die Tarifregelungen zu § 5 mit dem Kern-

punkt der Qualifizierungsgespräche in dem Viertel 

aller Verwaltungen bewirkt, in dem man sich näher 

mit ihnen befasst, mit der jeweiligen „Gegenseite“ 

darüber diskutiert, verhandelt und überlegt hat, wie 

ein qualifizierter Umgang aussehen kann? Pauschal 

lässt sich für die Gruppe der „Umsetzungsengagier-

ten“ sagen: Effekte werden auch bei ihnen nicht 

überall, sondern nur in einem Fünftel aller Fälle kons-

tatiert. Dies entspricht bezogen auf alle Verwaltun-

gen, also auch jene, bei denen § 5 TVöD kein Thema 

war und kein Handlungsbedarf gesehen wurde, 

einem Anteil von ca. 5 %.

Von welchen Effekten wird dort berichtet? Die Wir-

kungen sind breit gestreut, umfassen vorrangig moti-

vationale Aspekte, abgeschwächt auch solche der 

Bedarfsermittlung und -planung sowie des Angebots 

und der Nachfrage nach Qualifizierungsmaßnahmen. 

In der Perspektive der Führungskräfte ist der mit 

Abstand am häufigsten als zutreffend angegebener 

Effekt das stärkere Engagement des Personalmanage-

ments für das Qualifizierungsthema. Am zweithäu-

figsten wird davon berichtet, das Thema werde insge-

samt in der Einrichtung wichtiger genommen, recht 

häufig allerdings auch davon, dass Führungskräfte 

das Qualifizierungsgespräch als Belastung empfinden. 

Bei Personalräten steht dieser Punkt sogar an erster 

Stelle. Auch sie sehen zu einem knappen Viertel das 

Thema Qualifizierung nun wichtiger genommen, häu-

figer noch im eigenen Gremium. Von der erstmaligen 

Durchführung von Qualifizierungsgesprächen berich-

ten knapp 20 % der Befragten, von einer Ausweitung 

des Personenkreises, mit denen Gespräche geführt 

werden, 13 % (PR) bzw. 25 % (PM). Zwischen 10 % 

und 15 % konstatieren eine Systematisierung der 

Bedarfsermittlung, Verbesserungen in den Abläufen 

und Strukturen der Weiterbildungsplanung sowie in 

der Dokumentation der Teilnahme an Maßnahmen.
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In etwa ebenso vielen Verwaltungen wurden die 

Instrumente der Bedarfsermittlung optimiert oder neu 

entwickelt. Nach Einschätzung von 14 % (PR) bzw. 

20 % (PM) ist die Weiterbildungsbeteiligung gestie-

gen, ähnlich häufig wird von einer Ausweitung des 

Angebots berichtet. Deutlich mehr geben an, die 

Weiterbildungsaufwendungen seien gewachsen  

(PR 26 %, PM 28 %). Nicht eingetreten ist die von 

Personalräten teilweise geäußerte Befürchtung, 

Beschäftigte würden aufgrund der Tarifregelung ver-

stärkt an den Kosten von Qualifizierungen beteiligt. 

Lediglich 8 % geben an, dieser Effekt sei zu verzeich-

nen. Zu Flexibilitätsverlusten oder einer Zunahme von 

Bürokratie scheint es nur selten zu kommen.

Abbildung 5: Als „zutreffend“ bzw. „eher zutreffend“ bewertete Wirkungen von § 5 TVöD  

(Umsetzungsaktive Verwaltungen, PR N = 225, PM N = 162; Angaben in Prozent)

5.	 Tarifkonformität

Nun bedeutet der Umstand, dass sich nur eine Minder-

heit von Verwaltungen der Umsetzung von 

§ 5 intensiver gewidmet hat und dort wiederum nur 

etwa in einem Fünftel aller Fälle relevante Wirkungen 

verzeichnet werden, nicht notwendigerweise, die Ver-

waltungen verhielten sich nicht tarifkonform. Sie kön-

nen die Regelung des § 5 TVöD auch für „erledigt“ 

erklären, weil die dort vorgegebenen Mindestanforde-

rungen schon vor Inkrafttreten der Tarifbestimmungen 

erfüllt wurden, die Qualifizierungspraxis den Anforde-

rungen des Tarifvertrags entspricht oder gar darüber 

hinausgeht. Etwa ein Fünftel aller Befragten gibt expli-

zit an, sich deshalb nicht weiter mit § 5 beschäftigt zu 

haben, ein weiteres Fünftel sah dies nicht so und 

brachte das Thema in die betriebliche Verhandlungs

arena, da Klärungs- und auch Handlungsbedarf gesehen 

wurde. Es bleiben somit etwa 60 %, die in diesen Klä-

rungsprozess nicht eingetreten sind und lediglich anga-

ben, bei ihnen sei § 5 bisher „kein Thema“ gewesen. 
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Ist dort alles zum Besten bestellt? Darf unterstellt wer-

den, die dortige Qualifizierungspraxis sei tarifkonform?

Es gibt nicht viele Möglichkeiten, dies zu überprüfen. 

§ 5 enthält außer dem Anspruch der Beschäftigten 

auf ein Qualifizierungsgespräch sowie der Vorgabe, 

wonach arbeitgeberseitig veranlasste Weiterbildun-

gen auch von ihm zu bezahlen sind, keine einigerma-

ßen greifbaren materiellen Mindestnormen. Und 

selbst hinsichtlich dieser beiden Vorgaben konnte nur 

annäherungsweise geprüft werden, ob ihnen entspro-

chen wird. Beim Anspruch auf ein Qualifizierungsge-

spräch ist etwa strittig, ob es sich um eine Holschuld 

der Arbeitnehmer oder Bringschuld des Arbeitgebers 

handelt. Die Formulierung des § 5 deutet u. E. eher in 

Richtung Holschuld. Da jedoch flächendeckend keine 

Beschäftigtenbefragung, sondern eine Befragung von 

Personal-/Weiterbildungsmanagern und Personalräten 

durchgeführt wurde, sind deren Angaben die Refe-

renz dafür, ob und in welchem Umfang Qualifizie-

rungsgespräche in ihren Verwaltungen geführt wer-

den. Was aber sind Qualifizierungsgespräche? § 5 

TVöD gibt diesbezüglich vor, welches Ziel die Gesprä-

che haben (Klärung des Qualifizierungsbedarfs), nicht 

jedoch die Form. Sie können als eigenständige Quali-

fizierungsgespräche geführt werden, sie können aber 

auch Teil eines anderen Gesprächs, etwa eines Mitar-

beiter-Vorgesetzten-Gesprächs oder Jahresgesprächs 

sein. Zieht man dies in Betracht, zeigt sich auf Basis 

der Befragung Folgendes:

■	� Qualifizierungsgespräche, Mitarbeitergespräche 

oder vergleichbare Formen institutionalisierter 

Mitarbeiterkommunikation gibt es in 59 % (PM) 

bzw. 56 % (PR) aller Verwaltungen. Eigenständige 

Qualifizierungs- oder Personalentwicklungsgesprä-

che sind selten (PM 4 %, PR 3 %). Vorherrschend 

sind Mitarbeitergespräche, in deren Rahmen ein 

Gesprächsmodul „Qualifizierung“ bzw. „Personal-

entwicklung“ integriert ist oder sein kann (53 % 

PR, 55 % PM).

■	� In Verwaltungen, die Qualifizierungsgespräche in 

welcher Form auch immer anbieten, werden sie 

nur mit Teilen der Belegschaft geführt. Nach 

Angaben der Manager liegt die durchschnittliche 

Durchführungsquote bei 59 %, die Personalräte 

setzen sie bei 48 % an. Zudem werden die 

	� Gespräche in etwa einem Drittel der Fälle auch 

nicht regelmäßig, sondern unregelmäßig bzw. bei 

Bedarf geführt.

Für die Frage der Tarifkonformität lässt sich daraus 

folgern: Qualifizierungsgespräche werden nicht flä-

chendeckend angeboten. Lediglich etwas mehr als die 

Hälfte der Verwaltungen verhält sich insofern tarif-

konform, als grundsätzlich ein entsprechendes Ange-

bot existiert, allerdings nur für etwas mehr als die 

Hälfte der Belegschaft. Nimmt man beides zusam-

men, ist zu konstatieren: etwa 70 % der Beschäftig-

ten führen keine Qualifizierungsgespräche. Zwar mag 

sich der Anteil der Beschäftigten, denen kein entspre-

chendes Angebot gemacht wird, dadurch reduzieren, 

dass Qualifizierungsgespräche in größeren Verwaltun-

gen häufiger angeboten werden als in kleineren.  

Der Anteil der Beschäftigten, mit dem kein Gespräch 

geführt wird, dürfte gleichwohl über die Hälfte 

liegen.

Um der Frage der Tarifkonformität nicht nur in quanti-

tativer, sondern auch in qualitativer Richtung näher-

zukommen, wurden Personalmanager und Personal-

räte in Verwaltungen mit einem entsprechenden 

Gesprächsangebot danach gefragt, ob die in ihrer Ein-

richtung praktizierte Form des Mitarbeiter- bzw. Qua-

lifizierungsgesprächs den Ansprüchen des § 5 TVöD 

gerecht wird oder ob es ihres Erachtens noch einer 

Weiterentwicklung der Instrumente bedarf. Die Ant-

worten zeigen, dass weitere Abstriche zu machen 

sind. Lediglich ein Viertel der Personalräte und die 

Hälfte der Manager geben an, der tarifvertragliche 

Anspruch werde in ihren Verwaltungen vollständig 

oder überwiegend eingelöst. Für teilweise eingelöst 

sieht ihn etwa ein Drittel, nicht oder überwiegend 

nicht eingelöst ist er nach Meinung eines weiteren 

Drittels der Personalräte und eines Zehntels der 

Manager. Stellt man in Rechnung, dass Mitarbeiterge-

spräche oder andere Formen institutionalisierter Mit-

arbeiterkommunikation wie dargestellt in 36 % (PR) 

bzw. 37 % (PM) der Verwaltungen nicht existieren, 

relativieren sich die Angaben zur Tarifkonformität 

doch erheblich.
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Abbildung 6: Werden bestehende Formen der Mitarbeiter-/Qualifizierungsgespräche den 

Anforderungen des Tarifvertrags gerecht?  

(Verwaltung mit Qualifizierungs-/Mitarbeitergesprächen und vergleichbaren Gesprächsformen;  

PR N = 435, PM N = 553; Angaben in Prozent)

Frage: Wird die in Ihrer Verwaltung/Einrichtung praktizierte Gesprächsform dem tariflichen Anspruch 

der Beschäftigten auf die Durchführung von Qualifizierungsgesprächen bereits gerecht oder bedarf 

es noch einer Weiterentwicklung des Instruments?

Deutlich besser sieht die Bilanz für die Regelung aus, 

wonach arbeitgeberseitig veranlasste Qualifizierungs-

maßnahmen auch von diesem zu bezahlen sind. Diese 

Regelung ist, wie schon dargestellt, bei Personalräten 

wie bei Personalmanagern akzeptiert und nicht um

stritten. 93 % der Manager und 95 % der Personal-

räte bewerten diese Regelung positiv und auch die 

Praxis der Kostenübernahme bietet wenig Anlass für 

Kritik. Bei Personalräten rangiert die Praxis der 

Kostenübernahme in einer Liste mit 21 möglichen 

Problembereichen an letzter Stelle. Eine schlechte 

Bewertung geben 14 % der Personalräte, von den 

Personalmanagern 4 %. Andere Befragungen bestäti-

gen diesen Befund (IAB-Betriebspanel). Insofern ver-

läuft die Praxis der Kostenübernahme weitgehend 

tarifkonform. Werden die betrieblichen Akteure sum-

marisch danach gefragt, ob die betriebliche Weiter

bildungspraxis in ihrer Einrichtung insgesamt gesehen 

den Regelungen des § 5 TVöD entspricht, ergibt sich, 

bei erwartbaren Unterschieden zwischen Personal

managern und Personalräten, ein bemerkenswert 

positives Bild. Obwohl wie gezeigt Qualifizierungsge-

spräche häufig nicht und wenn, dann selektiv prakti-

ziert werden, ist nur eine Minderheit von 20 % (PR) 

bzw. 3 % (PM) der Meinung, die Anforderungen des 

Tarifvertrags würden nicht erfüllt. Formal bzw. wört-

lich voll erfüllt sieht der Großteil der Befragten die 

Tarifbestimmungen allerdings auch nicht. Die Mehr-

heit bewegt sich in einem Mittelfeld, hält die Vor

gaben zwar nicht für wörtlich, aber sinngemäß erfüllt 

(PM 39 %, PR 21 %) oder für teilweise erfüllt  

(PM 39 %, PR 43 %).
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Abbildung 7: Werden Anforderungen des Tarifvertrags erfüllt? (Alle Befragten; Angaben in Prozent)

Frage: Wenn Sie Ihre betriebliche Weiterbildungspraxis mit den Regelungen des Qualifizierungstarif­

vertrags vergleichen, welchem Typ entspricht Ihre Verwaltung/Einrichtung am ehesten?

6.	� Gesamtbewertung des § 5 TVöD durch 

Personalräte und Management

Angesichts des bisher Dargestellten kann es nicht ver-

wundern, wenn die Gesamtbewertung der tariflichen 

Qualifizierungsbestimmungen durch die Personalräte 

und Personal-/Weiterbildungsmanager ausgesprochen 

verhalten ausfällt. Es gibt zwar nur eine kleine Zahl 

von grundsätzlichen Kritikern, welche die Regelungen 

für unnötig und eher behindernd halten (PM 3 %, 

PR 2 %). Die große Mehrheit (79 % PR/PM) ist jedoch 

der Meinung, die tariflichen Regelungen seien zwar 

gut gemeint, sie hätten jedoch wenig Einfluss auf die 

betriebliche Weiterbildungspraxis gehabt. Nur eine 

Minderheit von etwas weniger als 20 % stimmt dem 

Statement zu, die Regelungen seien eine gute Sache 

und hätten die betriebliche Weiterbildungspraxis ver-

bessert. Von einer deutlichen Verbesserung der 

betrieblichen Weiterbildungspraxis ausgelöst durch 

den § 5 TVöD will fast niemand sprechen. 

Die Bewertungen der Personalräte und Manager ent-

sprechen auch weitgehend den Einschätzungen der 

Beschäftigten und der Führungskräfte, die im Rahmen 

vertiefender Fallstudien befragt werden konnten. 

Grundsätzlich findet die Initiative der Gewerkschaft, 

die betriebliche Weiterbildung auch mit tarifpoliti-

schen Mitteln voran zu bringen, vielfach Unterstüt-

zung, es gibt jedoch erhebliche Zweifel daran, ob der 

eingeschlagene Weg zielführend ist. Die meisten kön-

nen dies bisher nicht erkennen. Zu schwach seien die 

Effekte, zu unverbindlich die Regelungen. Weder sei 

ein Anspruch auf Qualifizierung verankert, noch sei 

sichergestellt, dass ausreichend finanzielle Mittel vor-

gehalten werden müssen, um einen konstatierten 

Qualifizierungsbedarf auch decken zu können. 

Gerade angesichts der desolaten Haushaltslage vieler 

öffentlicher Einrichtungen, einhergehend mit Kürzun-

gen von Weiterbildungsetats, zeige sich: der Qualifi-

zierungsbedarf und die Finanzierungsmöglichkeiten 

entwickeln sich gegenläufig, woran auch § 5 TVöD/

TV-L nichts ändere. Insofern herrscht auch bei den 
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Beschäftigten und einem Großteil der Führungskräfte 

die Einschätzung vor: die Qualifizierungsregelungen 

des TVöD/TV-L mögen zwar gut gemeint sein, bewirkt 

haben sie bisher jedoch recht wenig.

Abbildung 8: Gesamtbewertung des § 5 TVöD (Alle Befragten; Angaben in Prozent)

Frage: Wie bewerten Sie den § 5 TVöD insgesamt? Bitte geben Sie an, welcher der nachfolgenden 

Positionen Sie am ehesten zustimmen?

7.	 Ursachen der schwachen Impulswirkung

Was können die Ursachen dafür sein, dass die Tarif

regelungen bisher vielfach wenig beachtet wurden 

und schon deshalb nur in einer Minderheit von Ver-

waltungen Wirkungen zeigen konnten?

(1) Charakter der Tarifregelung

Ein erster Grund dürfte im Charakter der Tarifrege-

lung zu suchen sein, die, wie dargestellt, prozessualer 

Natur ist und nur wenige materielle Mindestnormen 

enthält, die verbindlich einzuhalten sind. Darin liegt 

zwar einerseits der Charme eines solchen Regulie-

rungsansatzes, zugleich jedoch auch seine Schwäche. 

Er ist darauf angewiesen, dass die Betriebsparteien, 

insbesondere das Personal-/Weiterbildungsmanage-

ment und die Personalräte, den Impuls aufgreifen, 

den die Tarifparteien gegeben haben. Tun sie dies, 

werden Qualifizierungsgespräche fundiert vorbereitet, 

flächendeckend geführt und systematisch nachbear-

beitet, können sie, wie dargestellt, ein anspruchs

volles und alles andere als harmloses und folgenloses 

PE-Instrument sein.

Sie können, aber sie müssen nicht. Die Betriebspar-

teien sind nicht verpflichtet zu handeln, sie können. 

Tarifkompatibel in formalem Sinne kann vieles sein. 

Auch eine wesentlich weniger ambitionierte Umset-

zung von § 5 TVöD ist möglich. Es sind keine Gütekri-

terien vereinbart, die festlegen, welche inhaltlichen 

Mindestbedingungen ein Qualifizierungsgespräch zu 

erfüllen hat. § 5 TVöD/TV-L kann leicht unterlaufen 

werden, weil unter Bezugnahme auf den Tarifvertrag 

kaum Möglichkeiten eröffnet werden, Qualitätsstan-

dards und ggf. auch Veränderungen einzufordern.

(2) Geringer Problem- und Handlungsdruck?

Ein zweiter Grund könnte sein, dass die betrieblichen 

Akteure keinen Handlungsdruck verspüren, weil sie an 

der betrieblichen Qualifizierungspraxis wenig auszu-

setzen haben, das Engagement der Verwaltungen 
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hoch und die Weiterbildungsbeteiligung überdurch-

schnittlich gut ist. Die Daten des Berichtssystems Wei-

terbildung scheinen diese These auf den ersten Blick 

zu bestätigen. Die Weiterbildungsteilnahmequote der 

Beschäftigten im öffentlichen Dienst liegt in der Tat 

15 bis 20 Prozentpunkte über anderen Branchen. 

Allerdings wird dabei vernachlässigt, dass sich der 

öffentliche Dienst hinsichtlich der Qualifikationsstruk-

tur der dort Beschäftigten erheblich von anderen Sek-

toren unterscheidet: Der Anteil der Geringqualifizier-

ten ist erheblich kleiner, jener der überdurchschnittlich 

gut Qualifizierten demgegenüber deutlich höher. 

Stellt man dies in Rechnung, bleibt von der Besserstel-

lung des öffentlichen Dienstes nicht mehr viel übrig. 

Eine im Projektkontext durchgeführte Sonderauswer-

tung von Daten des IAB-Betriebspanels, bei der nicht 

Beschäftigte, sondern Arbeitgeber bzw. Betriebe 

befragt werden, bestätigt dies. Die Weiterbildungsbe-

teiligung im öffentlichen Dienst ist demnach nicht 

besser als anderswo, sie ist vielmehr sogar selektiver 

(Bahnmüller/Hoppe 2014: S. 54ff; Stegmaier 2009).

Auch die eigene Befragung des Forschungsprojekts 

zeigt eine ganze Reihe von Schwachpunkten in der 

betrieblichen Weiterbildung auf, beginnend mit viel-

fach nicht vorhandenen personellen Kapazitäten für 

Personalentwicklung und Weiterbildung (hauptamtli-

ches PE- oder WB-Personal gibt es nur in 15 % aller 

Verwaltungen), fehlender oder kaum elaborierter 

Bedarfsermittlung oder Weiterbildungsplanung, unzu-

reichenden und oft schwankenden Weiterbildungs-

budgets, ein kaum entwickeltes Weiterbildungscon

trolling. Die Liste ließe sich fortsetzen. Allerdings: als 

besonders drängend werden die Probleme von den 

betrieblichen Akteuren offensichtlich nicht gewertet. 

Das gilt insbesondere für die Vertreter des Personal-/

Weiterbildungsmanagements, die insgesamt den Ein-

druck vermitteln, es könnte zwar an der einen oder 

anderen Stelle besser laufen, sich insgesamt jedoch 

recht zufrieden zeigen. Die Personalräte sind ihrer 

Rolle entsprechend kritischer, sehen z. B. zu 43 % den 

Weiterbildungsbedarf ihrer Belegschaften durch das 

vorhandene Angebot nicht gedeckt (PM 11 %). Auch 

hinsichtlich der Systematik und Qualität der Bedarfs

ermittlung, der Einbeziehung der Beschäftigten, des 

Weiterbildungscontrollings und anderer Aspekte von 

Weiterbildung wird deutlich häufiger Kritik angemel-

det (siehe Tab. 1). Dennoch ist der Stellenwert von 

Qualifizierungsfragen in der Arbeit der Interessenver-

tretung deutlich nachgeordnet. Lediglich 31 % stufen 

ihn als „sehr hoch“ bzw. „eher hoch“ ein, während 

41 % ihn als „eher gering“ bzw. „sehr gering“ 

bewerten. Insofern kann konstatiert werden: Der Pro-

blem- und damit auch der Handlungsdruck, in Sachen 

Weiterbildung aktiv zu werden, scheint bei einem 

Großteil der Personalräte und mehr noch bei den 

Managern nur bedingt vorhanden zu sein.

Tabelle 1: Bewertung der betrieblichen Weiterbildung in der eigenen Verwaltung  

(PR N = 797-802; PM, N = 902-910; Angaben in Prozent)

Frage: Wie beurteilen Sie generell die betriebliche Weiterbildung in Ihrer Verwaltung/Einrichtung 

hinsichtlich folgender Aspekte?

Gut/
eher gut

Teils, 
teils

Schlecht/ 
eher 

schlecht

Weiß 
nicht

Umfang des Angebots
PR 53 30 16 1

PM 85 13 2 0

Qualität des Angebots
PR 58 32 6 5

PM 82 16 1 0

Finanzielle Aufwendungen für Weiterbildung
PR 33 29 33 5

PM 59 28 13 1
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Gut/
eher gut

Teils, 
teils

Schlecht/ 
eher 

schlecht

Weiß 
nicht

Organisation und Zuständigkeit für Weiterbildung
PR 42 25 32 2

PM 70 24 5 1

Führungskräftequalifizierung
PR 32 24 38 7

PM 53 29 15 3

Nachwuchsförderung
PR 29 28 38 5

PM 55 29 13 3

Förderung der Weiterbildung von Älteren
PR 20 25 45 9

PM 40 34 18 8

Förderung der persönlichen, über den unmittelbaren 
betrieblichen Bedarf hinausgehenden Weiterbildung

PR 15 23 54 8

PM 31 31 31 8

Systematik und Qualität der Bedarfsermittlung
PR 13 25 54 8

PM 28 42 27 4

Einbeziehung der Beschäftigten in die Bedarfsermittlung
PR 20 25 52 3

PM 46 34 18 3

Ziel- und Passgenauigkeit der Angebote
PR 33 42 19 6

PM 63 33 2 2

Stellenwert von Weiterbildung bei Führungskräften 
PR 28 31 32 9

PM 55 33 10 3

Transparenz über die finanziellen Aufwendungen für 
Weiterbildung

PR 29 23 41 7

PM 64 23 11 2

Transparenz über Weiterbildungsteilnahme an zentralen und 
dezentralen Weiterbildungsmaßnahmen

PR 24 26 39 10

PM 54 31 10 6

Chancengleichheit zur Teilnahme an Weiterbildung für alle 
Beschäftigten

PR 46 27 24 4

PM 85 13 2 0

Nutzen von Weiterbildungszertifikaten für die beruflichen 
Entwicklungschancen in der Einrichtung.

PR 21 31 38 11

PM 42 40 12 6

Weiterbildungsmotivation der Beschäftigten
PR 28 47 23 2

PM 49 45 6 1

Abstimmung der Weiterbildungsplanung mit anderen 
betrieblichen Planungsprozessen (z. B. Investitions-/OE-/
Finanzplanung) 

PR 15 24 39 22

PM 35 34 19 13

Controlling/Evaluation der Weiterbildung
PR 12 22 48 18

PM 24 35 33 8

Praxis der Kostenübernahme für Weiterbildung
PR 58 26 13 4

PM 80 14 4 2

Berufliche Entwicklungsmöglichkeiten 
PR 19 45 35 2

PM 43 47 9 1
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(3) Dominanz anderer Themen

Das führt weiter zu einer dritten Ursache der Umset-

zungsschwäche des § 5 TVöD: der Dominanz anderer 

Themen in den Verwaltungen. Es gab mehrere als vor-

rangig eingestufte Themen, eines jedoch beschäftigte 

den Personalrat und die Führungskräfte ganz beson-

ders: die leistungsorientierte Bezahlung. Von den 

Arbeitgebern gefordert und zur Bedingung für den 

Abschluss des TVöD erklärt, von ver.di nur zähne

knirschend akzeptiert und zum Befragungszeitpunkt 

höchst umstritten, verdrängte die Debatte um die 

Gestaltung des Leistungsentgelts das Qualifizierungs-

thema weitgehend. Mit dazu beigetragen hat die 

auch strategisch gewollte Separierung der Politik- und 

Gestaltungsfelder Leistungsentlohnung einerseits und 

Qualifizierung andererseits. ver.di war darauf bedacht, 

die (ungewollte) leistungsorientierte Bezahlung (LOB) 

von den (gewollten) Qualifizierungsregelungen mög-

lichst fernzuhalten. Die Akzeptanz der LOB-Gespräche 

sollte nicht dadurch gefördert werden, dass sie mit 

Qualifizierungsgesprächen kombiniert oder beide gar 

integriert werden. Dabei gibt es inhaltlich vielfältige 

Bezüge. Werden beim Leistungsentgelt Zielvereinba-

rungen als methodische Grundlage genommen, sollte 

natürlich auch über die Bedingungen der Zielerrei-

chung gesprochen werden und damit ggf. auch über 

Qualifizierung. Analoges gilt für die systematische 

Leistungsbewertung. Auch bei einem LOB-Gespräch 

auf Basis dieser Methode müsste es eigentlich selbst-

verständlich sein, ggf. auch über Qualifizierung zu 

sprechen. Kurzum: Die Separierung betriebspolitischer 

und personalentwicklerischer Gestaltungsfelder trug 

mit dazu bei, die Umsetzung von § 5 TVöD auf die 

lange Bank zu schieben oder ganz zu „vergessen“. 

Wo die Etablierung von Qualifizierungsgesprächen 

nach § 5 TVöD auf der Agenda blieb, haben die 

Zwänge der betrieblichen Praxis, genauer gesagt die 

Ressourcenprobleme der Führungskräfte, zu pragma-

tischen Lösungen des „Richtungsstreits“ geführt: 

Meist wurden die Weichen auf „Integration“ gestellt 

und es wurde den Führungskräften sowie den 

Beschäftigten überlassen, ob sie die LOB-Gespräche 

und die Qualifizierungsgespräche zusammen oder 

getrennt führen wollten.

(4) Eingeschränkte Akzeptanz von Qualifizierungsge-

sprächen und verbreitete „Exit-Kultur“

Ein vierter Grund ist in der eingeschränkten Akzep-

tanz von Mitarbeitergesprächen zu sehen, die oft als 

„Träger“ der Qualifizierungsgespräche fungieren oder 

zu Qualifizierungsgesprächen umdeklariert werden. 

Mitarbeitergespräche werden, worauf bereits hinge-

wiesen wurde, nur in etwa der Hälfte aller Verwaltun-

gen angeboten und wo sie im Programm sind, mit 

etwa der Hälfte der Beschäftigten geführt. Obwohl 

Mitarbeitergespräche, die in aller Regel auch ein 

Modul „berufliche Entwicklung/Qualifizierung“ ent-

halten, zu den „Klassikern“ der Personalentwicklung 

gehören und gerade in Verwaltungen oft per Anwei-

sung verbindlich vorgeschrieben sind, werden sie häu-

fig nicht durchgeführt, weil ihr Nutzen angezweifelt 

wird. Widerstände gibt es bei Führungskräften wie 

bei Beschäftigten. Ähnliches gilt für Qualifizierungs-

gespräche. Wenn die betrieblichen Akteure umset-

zungsaktiver Verwaltungen danach gefragt werden, 

mit welchen Problemen sie zu kämpfen hatten, geben 

46 % der Personalräte und 33 % der Manager die 

„Skepsis der Vorgesetzten gegen Mitarbeiter- bzw. 

Qualifizierungsgespräche“ an und ähnlich viele (PR 

39 %, PM 31 %) die Skepsis der Mitarbeiter. Das In

strument, das per Tarifvertrag nunmehr verbindlich 

vorgeschrieben ist, wird von einem durchaus nicht 

unerheblichen Teil der Beschäftigten und Führungs-

kräfte nicht als notwendig und Nutzen bringend 

anerkannt. Verschärft wird das Problem dadurch, dass 

vorgesehene Mitarbeitergespräche, aber auch andere 

PE-Instrumente wie Jahresgespräche, Zielverein

barungsgespräche, Feedbackgespräche, häufig mit 

einer Exit-Option versehen sind. Man kann bzw. sollte 

zwar Mitarbeiter- bzw. Qualifizierungsgespräche nut-

zen, muss es aber nicht. Man kann Zielvereinbarun-

gen treffen, muss es aber nicht. Man kann Führungs-

kräftefeedback geben, muss es aber nicht. In den 

meisten der untersuchten Fallstudienbetriebe gibt es 

ein breites Spektrum an Instrumenten der Personal-

entwicklung, die zum Einsatz vorgesehen sind und 

teilweise auch angewandt werden, es gibt aber fast 

durchweg mehr oder weniger tolerierte Ausstiegs-

möglichkeiten oder die Option der Verweigerung. Sie 

sind oft auf Interventionen der Personalvertretungen 

zurückzuführen, die mit Verweis auf den Schutz der 

Beschäftigten den Verpflichtungscharakter von PE-In

strumenten herabzusetzen versuchen und Exit-Optio-

nen verlangen. Eine derartige Deutung von Schutz
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bedürfnissen erscheint diskussionswürdig, da diese 

„Kultur der Freiwilligkeit“, wo vieles möglich aber 

wenig verbindlich ist, mit dazu beiträgt, dass die vor-

handenen Instrumente „stumpf“ werden, Verbindlich-

keit nicht hergestellt wird und gewünschte Wirkun-

gen nicht eintreten.

(5) Entstehungsgeschichte der Tarifregelung

Ein Gutteil der Umsetzungsprobleme dürfte sich auch 

aus der Entstehungsgeschichte der Tarifregelungen 

erklären. Sie sind kein Ergebnis einer speziell auf die 

Qualifizierungsthematik zugespitzten Tarifbewegung, 

auf welche die Mitglieder und Funktionäre durch eine 

breite Informationskampagne vorbereitet, für die 

mobilisiert und betrieblich wie überbetrieblich gestrit-

ten wurde. Vielmehr sind sie Teil des komplexen und 

eine Vielfalt von Themen umfassenden Reformpakets 

TVöD. § 5 war hier in diesem als „Jahrhundertreform“ 

bezeichneten Projekt nur ein Abschnitt und sicher 

nicht der wichtigste. Dass Forderungen zur Qualifizie-

rung in das Forderungspaket aufgenommen wurden, 

war den mit dem Reformprojekt näher vertrauten 

gewerkschaftlichen Funktionären und natürlich den 

Gremienvertretern wohl bekannt, gleichwohl blieb es 

eine Spezialistendiskussion strategisch denkender 

Funktionäre und Tarifpolitiker, die wenig Breite hatte. 

Wie sonst ließe sich erklären, dass fünf Jahre nach 

Inkrafttreten des § 5 und intensiver Auseinanderset-

zung mit dem TVöD dem Großteil der Beschäftigten 

die Qualifizierungsregelungen nicht bekannt sind und 

auch ein Fünftel der Personalräte passen muss. Die 

eher marginale Diskussion im Vorfeld drückt sich in 

der schwachen Umsetzung aus. Es bestätigt sich die 

auch in anderen Branchen gesammelte Erfahrung: 

Tarifforderungen, für die nicht geworben werden und 

mobilisiert wird (was beim Thema Qualifizierung 

zugegebenermaßen schwierig ist), lassen sich kaum 

umsetzen. Das gilt umso mehr für qualitative Tarifre-

gelungen, die nur dann Durchschlagskraft entfalten 

können, wenn die Betriebs-/Personalräte den Ball auf-

nehmen, den die Gewerkschaft spielen will.

(6) Umsetzungsbegleitung durch die Tarifparteien

Hinzu kommt, dass eine Umsetzungsbegleitung der 

Verwaltungen und Betriebe durch die Tarifparteien 

kaum stattfand. Die Arbeitgeberverbände haben dies-

bezüglich zumeist auch kaum Ambitionen. Sie sehen 

es grundsätzlich nicht als ihre Aufgabe an, ihre Mit-

glieder (von juristischem Rat abgesehen) in der 

Umsetzung tariflicher Regelungen zu unterstützen 

oder zu begleiten, um eine ihren Intentionen entspre-

chende Auslegung und Ausgestaltung sicherzustellen. 

Es gibt Variationen nach Themenfeldern, im Grund-

satz jedoch gilt: für die Umsetzung von Tarifregelun-

gen sind die Mitglieder selbst zuständig, Unterstüt-

zung liefern ggf. externe (Beratungs-)Organisationen 

wie etwa die Kommunale Gemeinschaftsstelle für Ver-

waltungsmanagement (KGSt). Der Arbeitgeberver-

band tritt jedenfalls nicht auf den Plan. 

Auch seitens der Gewerkschaft ver.di fand eine 

Umsetzungsbegleitung, von dem Netzwerk der 

Betriebs-/Personalräte als Teil dieses BMBF-Projektes 

abgesehen, nur sehr eingeschränkt statt. Im Unter-

schied zur Arbeitgeberseite lag dies aber nicht daran, 

dass die Gewerkschaft es nicht als ihre Aufgabe anse-

hen würde, den betrieblichen Funktionären in der 

Umsetzung zur Seite zu stehen. Es fehlte vielmehr an 

Übung und Erfahrung in der betrieblichen Umset-

zungsbegleitung, Umsetzungsstrukturen und eine 

Umsetzungskultur von Tarifverträgen existieren bisher 

kaum. Sie waren bisher auch nicht nötig, da die 

Umsetzung von Tarifverträgen meist über Verwal-

tungsakte erfolgte (Dienstanweisung, gesetzliche 

Regelung). Eine Umsetzungs- und Betriebspolitik im 

originären Sinne war somit nicht erforderlich. Dies 

ändert sich allerdings in dem Maße, in dem die 

Dezentralisierung der Tarifpolitik voranschreitet und 

vermehrt qualitative sektorale Rahmenabkommen mit 

betrieblichem Konkretisierungsbedarf abgeschlossen 

werden. Die Regelungen des § 5 sind ein Beispiel 

dafür, jene zum Leistungsentgelt (§ 18 TVöD) oder zur 

Arbeitszeitgestaltung sind andere. Daraus ergeben 

sich neue Aufgaben für die Gewerkschaft. Will sie 

sich nicht darauf beschränken, Tarifverträge lediglich 

abzuschließen und die Umsetzung den Betriebspar-

teien zu überlassen, sondern es sich zu ihrer Aufgabe 

machen, auch für eine ihren Intentionen gemäße Aus-

legung und Umsetzung zu sorgen, muss sie sich 

Umsetzungskompetenz erarbeiten, Umsetzungsstruk-

turen aufbauen und nach dem Motto verfahren: 

Keine qualitative Tarifregelung ohne gewerkschaftli-

ches Umsetzungskonzept. Im Fall des § 5 TVöD lag 

ein solches nicht vor.
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8.	 Fazit 

Versucht man ein (vorläufiges) Fazit zu ziehen, lässt 

sich nach den geschilderten Eindrücken folgendes 

festhalten:

Mit dem § 5 TVöD haben die Tarifparteien des öffent

lichen Dienstes erstmals Fragen der Fort- und Weiter-

bildung tarifvertraglich geregelt. Sie haben damit an

erkannt und unterstrichen, dass nicht nur die Betriebs- 

parteien Verantwortung für die Qualifizierung ihrer 

Mitarbeiter tragen, sondern auch die Tarifparteien. Die 

kollektive Verantwortung für Weiterbildung wurde 

anerkannt. Der Anspruch auf ein jährliches Qualifizie-

rungsgespräch hat sich in verschiedenen Branchen und 

nun auch im öffentlichen Dienst als Türöffner für eine 

tarifliche Regelung von Weiterbildung erwiesen. Die 

Gewerkschaften haben damit den Fuß in die Tür 

gestellt, Zugluft ist dadurch jedoch bisher kaum ent-

standen. Das gilt für alle Branchen mit vergleichbaren 

Abkommen, für den öffentlichen Dienst jedoch mehr 

als anderswo. Alle tun sich schwer mit der Umsetzung 

solcher Regelungen, überall sind die Wirkungen 

schwach und auf eine Minderheit von Betrieben 

begrenzt. Es stellt sich demnach die Frage, ob die Tarif-

parteien den von ihnen verfolgten Zielen auf dem bis-

her eingeschlagenen Weg näher kommen. Lassen sich 

die vor allem von den Gewerkschaften beklagten Defi-

zite abbauen, die Gefahr einer systematischen Unterin-

vestition in Humankapital bannen, die Weiterbildungs-

beteiligung steigern, die soziale Selektivität reduzieren, 

die Bedarfsermittlung und Weiterbildungsplanung 

nachhaltig verbessern?

Legt man die Messlatte so hoch, fällt die Antwort – 

mit Differenzierungen bei einzelnen Zielgrößen – ins-

gesamt eher negativ aus. Eine Ausweitung der finan-

ziellen Aufwendungen für Weiterbildung aufgrund 

tariflicher Regelungen konnte bisher empirisch auf 

aggregiertem Branchenniveau nicht nachgewiesen 

werden. Auch für eine Steigerung der Weiterbil-

dungsteilnahme aufgrund tariflicher Qualifizierungs

regelungen gibt es nur schwache Belege. Eine 

Reduzierung der sozialen Selektivität in der Weiter- 

bildungsteilnahme hat sich bisher nicht eingestellt 

(Düll/Bellmann 1998, S. 220, Bellmann 2010; Steg-

maier 2009; Bahnmüller/Fischbach 2006; Bahnmüller/

Hoppe 2010). 

Allerdings ist der im öffentlichen Dienst wie in der 

Metall- und Elektroindustrie gewählte tarifpolitische 

Ansatz auch nicht dezidiert darauf ausgerichtet, die 

Weiterbildungsteilnahme auszuweiten, die Budgets zu 

erhöhen oder die soziale Selektivität zu reduzieren. 

Diese Ziele werden, wenn überhaupt, nur mittelbar 

tangiert. Insofern darf § 5 TVöD wie die vergleichba-

ren Regelungen in der Metallindustrie oder im Versi-

cherungsgewerbe daran auch nicht gemessen werden 

(was gleichwohl die Frage aufwirft, wie man ihnen 

dann näherkommen kann). Die Erwartungen sollten 

dem tarifpolitischen Ansatz und seinen Potenzialen 

angemessen sein. Die Tarifregelungen mit dem An

spruch auf Qualifizierungsgespräche im Mittelpunkt 

zielen primär auf die Bedarfsermittlung und auf die 

Chancen der Beschäftigten, ihre Interessen in diesen 

Prozess institutionell gesichert einbringen zu können. 

Und diesbezüglich kann festgestellt werden: Zumin-

dest letzteres wurde auch erreicht. Der Anspruch auf 

ein Qualifizierungsgespräch existiert, er wird jedoch 

durch ein entsprechendes Angebot nicht in allen Ver-

waltungen eingelöst – und von den Beschäftigten 

und ihren Interessenvertretungen auch nicht eingefor-

dert. Es gibt auch Zweifel am Nutzen von Qualifizie-

rungsgesprächen. Weshalb sollen sie geführt und der 

Qualifizierungsbedarf festgestellt werden, wenn 

absehbar unzureichende finanzielle Mittel verfügbar 

sind, den Bedarf auch zu befriedigen oder die berufli-

chen Entwicklungsmöglichkeiten in der Einrichtung 

ausgesprochen limitiert oder schlicht nicht vorhanden 

sind? Wird der Qualifizierungsbedarf in den Mittel-

punkt gestellt, dann müssen auch ausreichend Mög-

lichkeiten gegeben sein, diesen zu befriedigen. Zwei-

fel am Nutzen der Qualifizierungsgespräche machen 

sich nicht zuletzt an dieser Diskrepanz und an der 

teils begründeten, teils unbegründeten Folgenlosig-

keit fest. Es gibt jedoch auch seitens der Beschäftig-

ten und Personalräte Missverständnisse: Werden Qua-

lifizierungsgespräche nämlich primär mit der 

Zielsetzung geführt, eine besser dotierte Stelle zu 

erreichen, sind Frustrationen vorprogrammiert. Quali-

tative Rahmenregelungen wie die hier zur Debatte 

stehenden können nur dann Wirkung zeigen, wenn 

der von den Tarifparteien gespielte Ball von den 

Betriebsparteien aufgegriffen und weitergespielt wird. 
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Umso wichtiger ist die sorgfältige Analyse und Vorbe-

reitung des Feldes, bevor die betrieblichen Akteure 

mit neuen Tarifregelungen „beglückt“ werden. Wer-

den Instrumente wie Qualifizierungsgespräche per 

Tarifvertrag verpflichtend gemacht, sollte Gewähr 

dafür geboten sein, dass sie bei Beschäftigten wie bei 

Führungskräften auch gewollt und als Nutzen brin-

gend anerkannt sind. Auch sollte bedacht werden, 

wie sie sich zu anderen, in den Betrieben/Verwaltun-

gen bereits vorhandenen Instrumenten verhalten, zu 

denen sie in nicht hintergehbarer inhaltlicher Bezie-

hung stehen. 

Notwendig ist u. E. zudem ein besserer externer Sup-

port der Betriebsparteien im Prozess der Umsetzung 

qualitativer tariflicher Regelungen. Bedarf hierfür 

haben nicht nur, aber vor allem Personalräte. Ihre zeit-

lichen Ressourcen und fachlichen Kompetenzen rei-

chen oft nicht aus, den Umsetzungsprozess, der sich 

vielfach über Jahre hinstreckt, ausschließlich mit eige-

nen Kräften zu bewältigen. Was an Unterstützung 

von außen notwendig ist, sollte bereits bei der Ent-

wicklung der Tarifforderungen mit bedacht werden 

und kann auch Gegenstand des Verhandlungsprozes-

ses bzw. des Tarifabschlusses sein, wie die von beiden 

Tarifparteien getragene Agentur Q in der baden-würt-

tembergischen Metall- und Elektroindustrie oder die 

„Stiftung Weiterbildung“ in der chemischen Industrie 

zeigen. Die Tarifparteien sollten jedenfalls aus der Ver-

antwortung auch für die Umsetzung der von ihnen 

abgeschlossenen Verträge nicht entlassen werden. 

Alles in allem hat sich § 5 TVöD/TV-L nicht als Wolf im 

Schafspelz entpuppt. Eher wurden die Regelungen als 

Ausdruck einer symbolischen Tarifpolitik bewertet und 

behandelt, die nichts schaden, aber auch wenig zwin-

gend verbessern. Wo die betrieblichen Akteure die 

Tarifregelungen allerdings zum Anlass nahmen, die 

Weiterbildungspraxis auf den Prüfstand zu stellen und 

Qualifizierungsgespräche zu einem wichtigen Teil 

eines umfassenden Personalentwicklungskonzepts zu 

machen, konnten sie ihren Teil zu einer Verbesserung 

der betrieblichen Lernkultur beitragen. Solche Bei-

spiele sind jedoch rar. Aber dabei muss es ja nicht 

bleiben. 
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e) �Mechthild Bayer/Roman Jaich: 
Erfahrungen mit dem Programm 
„weiter bilden“ 

1. Der Hintergrund

Im Rahmen des Programms „weiter bilden“ (auch 

unter dem Begriff Sozialpartnerrichtlinie bekannt) för-

derte das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

(BMAS) und der Europäische Sozialfonds (ESF) die 

betriebliche Weiterbildung mit 140 Mio. Euro in der 

ESF-Förderperiode 2009 bis 2014. Ziel des Programms 

„weiter bilden“ war es, die Anpassungs- und Wettbe-

werbsfähigkeit der Unternehmen zu stärken und die 

Beschäftigten beim Erhalt ihrer Beschäftigungsfähig-

keit zu unterstützen. Gefördert wurden Rahmenbe-

dingungen für betriebliche Weiterbildung und Weiter-

bildungsmaßnahmen in Betrieben. ver.di war nicht 

nur bei der Entwicklung des Programms involviert, 

sondern auch wesentlicher Akteur bei der Umsetzung 

auf verschiedenen Ebenen. Einer Steuerungsgruppe, 

die paritätisch mit den Sozialpartnern und Vertretern 

der öffentlichen Hand besetzt ist, oblag die fachlich- 

inhaltliche Begleitung sowie die Entscheidung über 

die zu fördernden Projektvorhaben. Eine Regiestelle, 

die unter anderem Antragsteller beriet und Projekt-

vorhaben bewilligte und sie begleitete, war sozial-

partnerschaftlich aufgestellt. Und schließlich knüpfte 

die Voraussetzung für die Teilnahme an dem Pro-

gramm an sozialpartnerschaftliche Strukturen an. Eine 

Vereinbarung der Sozialpartner, in der Regel ein Qua-

lifizierungstarifvertrag, war die Voraussetzung, damit 

ein Projektvorhaben gefördert werden konnte.

Es wurden knapp 200 eingereichte Projektvorhaben 

positiv bewertet und alle Mittel des Programms ent-

sprechend gebunden. Ungefähr die Hälfte davon 

kamen aus den ver.di-Branchen Bildung und Wissen-

schaft, Handel, Kindertagesstätten, Gesundheit, 

Logistik, öffentliche Verwaltung, Druck und Medien, 

Sicherheitsgewerbe, Telekommunikation, IT-Dienstleis-

tungen und Finanzdienstleistungen. Diese Projekte 

deckten das gesamte Spektrum an förderfähigen 

Maßnahmen ab.
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2. Fördervoraussetzung: Qualifizierungs

tarifverträge oder -vereinbarungen

Voraussetzung für die Teilnahme am Programm „wei-

ter bilden“ war eine Vereinbarung der Sozialpartner – 

Sozialpartnervereinbarung – zu Weiterbildung in der 

Branche. Eine solche ist auch für das Sozialpartnerpro-

gramm in der ESF-Förderperiode von 2014 bis 2020 

bindend. Von Bedeutung bei der Frage nach einer 

Sozialpartnervereinbarung ist die Definition der 

Sozialpartner. Dabei ist der Begriff Sozialpartner dem 

deutschen Arbeitsrecht fremd, in einschlägigen Ge

setzen wie dem Tarifvertragsgesetz, dem Betriebsver-

fassungsgesetz oder dem Berufsbildungsgesetz wird 

man den Begriff vergeblich suchen. Dort ist entweder 

von Gewerkschaften einerseits und Vereinigungen der 

Arbeitgeber andererseits oder ganz allgemein von 

Vertretern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer die 

Rede. Daher können in Deutschland mit dem Begriff 

Sozialpartner in der Regel die Tarifvertragsparteien 

bezeichnet werden. Analog ist mit einer Sozialpart-

nervereinbarung in der Regel ein Qualifizierungstarif-

vertrag gemeint. Allerdings werden auch andere 

Vereinbarungen im Rahmen des Programms als För-

dervoraussetzung anerkannt. Dies sind Sozialpartner-

vereinbarungen, in denen sich die Sozialpartner auf 

die Förderung der Weiterbildung in ihrer Branche ver-

ständigt haben, die aber im Gegensatz zu Qualifizie-

rungstarifverträgen keine Wirkung auf Dritte ent

falten. 

Im Zeitraum des vergangenen Förderprogramms wur-

den 63 Sozialpartnervereinbarungen mit dem Ziel 

abgeschlossen, gezielt im Rahmen des ESF-Förder

programms „weiter bilden“ aktiv zu werden. Hierun-

ter befanden sich eine Reihe weitgehend identischer 

Vereinbarungen ähnlich wie bei den Qualifizierungs

tarifverträgen. Auch wenn die Vereinbarungen im 

Kern inhaltlich ähnlich formuliert sind, bestehen doch 

Unterschiede hinsichtlich ihrer Reichweite:

■	� Eine der Vereinbarungen firmiert unter dem Titel 

Tarifvertrag, der Inhalt macht aber deutlich,  

dass es sich um eine Sozialpartnervereinbarung 

handelt.

■	� Zwei Sozialpartnervereinbarungen wurden abge-

schlossen, die aber die Merkmale eines Tarifvertra-

ges aufweisen, in dem konkrete Regelungen und 

Ansprüche der Beschäftigten formuliert werden. In 

einem Fall wird festgehalten, dass Qualifizierungs-

zeiten als Arbeitszeit gelten, in dem anderen Fall, 

dass die Teilnahme an Qualifizierungsmaßnahmen 

dokumentiert und den Teilnehmerinnen und Teil-

nehmern schriftlich bestätigt wird. 

Im Großteil der Vereinbarungen wurde ein Verfahren 

zur Abstimmung über die Förderung der Weiterbil-

dung in der Branche zwischen den Sozialpartnern for-

muliert. Diese reichen von Formulierungen, die einen 

regelmäßigen Austausch über das Erreichte zwischen 

den Sozialpartnern vorsehen bis zu Regelungen, wel-

che die Einrichtung eines paritätisch besetzten Beirats 

vorsehen, der sich bis zu viermal im Jahr trifft und den 

weiteren Fortgang der Umsetzung abstimmen soll. In 

einer Vereinbarung werden die Aufgaben des Beirats 

dezidiert beschrieben. Wurden solche Vereinbarungen 

auch immer wieder kritisiert, dass sie letztlich keine 

Wirkung für die Beschäftigten entfalten würden, so 

ist doch festzustellen, dass Sozialpartnervereinbarun-

gen nicht so schlecht sind, wie ihr Ruf.  

In einigen Branchen gelang es, dass Arbeitgeberver-

bände erstmals bereit waren, sich mit den Gewerk-

schaften über Fragen der betrieblichen Weiterbildung 

zu verständigen. Sie sind daher als Einstiegsinstru-

ment oder Türöffner für regelmäßige Gespräche der 

Sozialpartner hilfreich gewesen.

3. Erfahrungen mit den Projekten

Herausgebildet hatten sich fünf Typen von Projektvor-

haben: Projekte, deren Zielsetzung darin bestand, den 

Weiterbildungsbedarf in einer Branche systematisch 

zu erheben; Projekte, die im Kern darauf abzielten, 

Weiterbildungsmaßnahmen durchzuführen; Projekte, 

deren Hauptanliegen die Etablierung einer systemati-

schen Personalentwicklung war; Projekte, die das 

Thema betrieblicher Weiterbildung stärker in Unter-

nehmen verankern wollten, indem Weiterbildungs-

multiplikatoren eingesetzt wurden sowie Projekte, die 

den Vernetzungsgedanken in den Vordergrund rück-

ten und den Aufbau von branchenspezifischen Wei-

terbildungsstrukturen in den Blick nahmen. Da durch 

die Projekttypen das gesamte Spektrum der Förderung 

der Rahmenbedingungen abgebildet wurde, sollen 

diese im Folgenden näher ausgeführt werden.
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3.1. �Projekte, deren Zielsetzung darin besteht, 

den Weiterbildungsbedarf in einer Branche 

systematisch zu erheben

Haben sich Gewerkschaft und Arbeitgeberverband im 

Rahmen eines Qualifizierungstarifvertrages darauf 

verständigt, die Weiterbildungsbeteiligung in der 

gesamten Branche oder in einer Region zu unterstüt-

zen, ist der erste Schritt zur Umsetzung, sich ein Bild 

davon zu verschaffen, welcher Qualifizierungsbedarf 

in der Branche tatsächlich existiert. Zwar wird in etli-

chen Unternehmen, eher größeren mittelständischen 

und Großunternehmen, der jeweilige Qualifizierungs-

bedarf formuliert. Jedoch ist dieser nicht unbedingt 

auf die gesamte Branche übertragbar. Eine bran-

chenspezifische Qualifizierungsbedarfsanalyse ist 

daher ein geeignetes Instrument, den Bedarf unter-

nehmensübergreifend für die Branche zu erheben.

Die Ermittlung des Qualifizierungsbedarfs in einer 

Branche bietet sich insbesondere dort an, wo kleinbe-

triebliche Strukturen dominieren. Von den Ergebnis-

sen können insbesondere kleinere und mittlere Unter-

nehmen (KMU) profitieren, da häufig das Know-how 

und die Ressourcen für eine eigene Bedarfserhebung 

fehlen. Zum einen können diese auf die unterneh-

mensübergreifenden Erkenntnisse zurückgreifen und 

eigene Qualifizierungsmaßnahmen daraus ableiten. 

Zum anderen bietet sich an, wenn die allgemeine 

Bedarfslage klar ist, Qualifizierungen im Verbund mit 

anderen Unternehmen durchzuführen, die für ein 

Unternehmen alleine aufgrund der geringen Teilneh-

merzahl zu teuer oder organisatorisch nicht realisier-

bar gewesen wären.

Eine unternehmensübergreifende Ermittlung des Wei-

terbildungsbedarfs gibt Auskunft über den aktuellen 

Stand (Ist-Stand) der Weiterbildungspraxis in der 

Branche: Welche Qualifikationen werden gegenwärtig 

benötigt und sind in den Unternehmen vorhanden, 

wie wird der Qualifizierungsbedarf derzeit gedeckt, 

welche Weiterbildungsthemen und -formen haben 

sich bewährt, welche weniger? Es sollten aber auch 

zukünftige Qualifikationsanforderungen erhoben wer-

den: Wohin wird sich die Branche entwickeln, wie gut 

sind die Unternehmen auf neue Herausforderungen 

vorbereitet, welche Qualifikationsdefizite werden 

gesehen?

Auch können fördernde und hemmende Faktoren für 

die Umsetzung von Weiterbildung identifiziert und 

Qualitätskriterien bestimmt werden, die dazu beitra-

gen, die Weiterbildungsbeteiligung zu erhöhen. Als 

erfolgreich hat sich gezeigt: Bestehen in einer Region 

bereits gewachsene Strukturen zwischen den Bil-

dungsakteuren, den Sozialpartnern und den Unter-

nehmen, kann an bestehende Kontakte und Vertrau-

ensbeziehungen angeknüpft werden. Auch bietet ein 

solches Projekt die Möglichkeit, Offenheit und Akzep-

tanz der Betriebe gegenüber Weiterbildung insoweit 

zu öffnen, dass die Angebote von allen Akteuren 

gemeinsam entwickelt werden können und so ein 

gegenseitiger Nutzen entstehen kann. Ebenfalls 

unterstützen solche Beziehungen dabei, mögliche 

Vorbehalte der Unternehmen untereinander gegen-

über der Entwicklung gemeinsamer Bildungsangebote 

abzubauen.

Der aktive Einbezug aller Beschäftigten, der mehr als 

das bloße Ausfüllen eines Fragebogens beinhaltet, 

leistet einen wesentlichen Beitrag zum Projekterfolg. 

Aktiver Einbezug meint auch, dass die Beschäftigten 

zu Beginn des Projektes über die Befragungsergeb-

nisse und die Möglichkeit, sich in die Diskussion ein-

zubringen, informiert werden. Dieses Einbeziehen 

zeigt nicht nur die Wertschätzung gegenüber den 

Beschäftigten, sondern bietet auch die Chance, beste-

hende Hemmnisse in Bezug auf die Beteiligung an 

Weiterbildung abzubauen und ein Verständnis für die 

bestehenden Belastungen und Weiterbildungslücken 

zu entwickeln.

3.2. �Projekte, die im Kern darauf abzielten, 

Weiterbildungsmaßnahmen durchzuführen

Qualifizierungsmaßnahmen, wenn sie nicht vereinzelt 

oder ad hoc erfolgen, bedürfen einer systematischen 

Planung und Durchführung. Folgende Punkte sind bei 

der Planung von Qualifizierungsmaßnahmen zu 

berücksichtigen:

■	� Auswahl der Weiterbildungsteilnehmerinnen und  

-teilnehmer,

■	� Auswahl externer (ggf. auch interner) Referentin-

nen/Referenten und Trainerinnen/Trainer,

■	� Organisation der Maßnahmen so, dass sie mit den 

Abläufen des Produktionsprozesses zu vereinbaren 

sind,
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■	� Zeitliche Planung so, dass allen Beschäftigten, 

auch bei z. B. Schichtbetrieb, eine Teilnahme mög-

lich ist, 

■	� Sicherung des Lernerfolgs sowie die Kontrolle des 

Erfolgs der Maßnahme.

Grundlage für die Konzeption der Qualifizierungs-

maßnahmen sollten die Ergebnisse der Ermittlung des 

Qualifizierungsbedarfs sein. Daraus lassen sich die 

Qualifizierungsziele und -inhalte ableiten sowie die 

Zielgruppe definieren.

Folgende Erfolgsfaktoren lassen sich identifizieren:

■	� Durchführung von Qualifizierungen, die auf die 

Bedürfnisse im Unternehmen und der Beschäftig-

ten zugeschnitten sind. 

■	� Erfolgreiche interne „Vermarktung“ von Weiterbil-

dung, sodass diese auf Akzeptanz bei Beschäftig-

ten und Führungskräften stößt. Weiterbildung ist 

kein Selbstläufer. Bei den Beschäftigten, zum Teil 

auch bei Führungskräften, sind Ängste und Unsi-

cherheiten bei diesem Thema vorhanden. Daher 

sollte eine geplante Qualifizierungsstrategie nicht 

nur angekündigt, sondern weitergehend auch 

beworben werden. 

■	� Bei der Konzeption von Qualifizierungsmaßnah-

men den Transfer des Erlernten in den 

Arbeitsalltag mit in den Blick nehmen. Damit die 

erworbenen Kompetenzen auch im Unternehmen 

ankommen, muss der Transfer in die Praxis von 

Anfang an mitgedacht werden.

 

3.3. �Projekte, deren Hauptanliegen die 

Etablierung einer systematischen Personal­

entwicklung war 

Weiterbildung für Beschäftigte wird in fast allen 

Unternehmen durchgeführt. Häufig finden die Maß-

nahmen jedoch ad hoc und punktuell statt, es wird 

kurzfristig auf Qualifikationsengpässe reagiert. Diese 

Unternehmenspolitik des Reagierens statt des Agie-

rens verschenkt Entwicklungsmöglichkeiten für das 

Unternehmen, indem die Fähigkeiten der Beschäftig-

ten nicht voll ausgeschöpft und deren Potenziale 

unerkannt bleiben.

Für die langfristige Sicherung des Unternehmens

erfolgs ebenso wie für den langfristigen Erhalt der 

Beschäftigungsfähigkeit der Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter sind eine systematische Feststellung der 

vorhandenen Kompetenzen der Beschäftigten und die 

vorausschauende Ermittlung des Qualifizierungs

bedarfs im Unternehmen notwendig. Es geht dabei 

nicht nur darum, die Weiterbildungsaktivitäten im 

Unternehmen auszubauen, sondern vor allem auch 

darum, Strukturen auf- bzw. auszubauen, welche den 

Beschäftigten individuelle Entwicklungsmöglichkeiten 

bieten. Es geht also um systematische Personal

entwicklung (PE), die auch die Förderung der Unter-

nehmensentwicklung durch eine zielgerichtete 

Gestaltung der Lern-, Entwicklungs- und Verände-

rungsprozesse umfasst. Elemente einer systemati-

schen Personalentwicklung sind:

1.	� Ermittlung des Qualifikationsbedarfs im Unterneh-

men, der sich nicht nur auf fachliche, sondern 

auch auf soziale und methodische Qualifikationen 

bezieht.

2.	� Ermittlung der Kompetenzen der Beschäftigten 

sowie deren Entwicklungspotenziale und -bedürf-

nisse.

3.	� Abgleich der Bedarfe und Potenziale.

4.	� Entwicklung und Umsetzung geeigneter 

Qualifizierungsmaßnahmen.

5.	 Maßnahmen zur Verstetigung.

Letzteres ist die Schnittstelle zur Organisationsent-

wicklung (OE), deren Zielsetzung die planmäßigen 

mittel- bis langfristig wirksamen Veränderungen der 

Organisations- und Kommunikationsstrukturen sind. 

Hierzu gehören neben prinzipiellen Entscheidungen 

über den Aufbau einer Organisation und deren Ziele 

auch diejenigen bezüglich der Form der Arbeitsbezie-

hungen, der Arbeitszeit oder der Lohnformen.  

OE und PE beeinflussen sich gegenseitig: Das Qualifi-

kationsniveau der Beschäftigten kann sich auf das 

Lohngefüge auswirken, eine Veränderung der Organi-

sationsstruktur kann einen weiteren Qualifizierungs-

bedarf nach sich ziehen. Diese Wechselwirkung ist bei 

der Einrichtung von PE-Strukturen zu bedenken.

Folgende Prinzipien haben sich bei der Implemen

tierung von PE-Strukturen als förderlich erwiesen:

■	� Personalentwicklungskonzepte sollten in den 

Unternehmen nicht extern aufgesetzt, sondern in 

diesen entwickelt werden. So können bessere 

Voraussetzungen für das Weiterbestehen der 
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	� Strukturen geschaffen werden: Indem die betrieb-

lichen Akteure eingebunden sind, wird die Perso-

nalentwicklung auch zu ihrer Aufgabe.

■	� Beteiligung aller Beschäftigtengruppen. Dies 

schafft Akzeptanz und trägt dazu bei, dass alle 

Bedürfnisse berücksichtigt werden.

■	� Den Zeitfaktor berücksichtigen. Die nachhaltige 

Implementierung von PE-Strukturen erfordert Ver-

änderungen in den Köpfen, ein Bewusstseinswan-

del ist erforderlich. Dies gelingt nicht von heute 

auf morgen, sondern es ist ein kontinuierlicher 

Entwicklungsprozess in kleinen Schritten.

3.4. �Projekte, die das Thema betriebliche Weiter­

bildung stärker in Unternehmen verankern 

wollten, indem Weiterbildungsmultiplikato­

reninnen und -multiplikatoren eingesetzt 

wurden

Bei Veränderungen im Unternehmen, sei es im Hin-

blick auf Qualifizierungen, Strukturen oder Kommuni-

kation, bedarf es häufig der Unterstützung von Perso-

nen, die aufgrund ihrer Position, Funktion und 

Erfahrung geeignet sind, ihr Wissen an andere 

Beschäftigte weiterzugeben. Solche Multiplikatorin-

nen und Multiplikatoren können eine wichtige Unter-

stützungs- und Begleitfunktion einnehmen, die 

Ansatzpunkte sind dabei vielfältig: Innerbetriebliche 

Multiplikatoren können für die Notwendigkeit und 

den Nutzen von Weiterbildung sensibilisieren. Sie 

können die Weitergabe von Weiterbildungsinhalten 

fördern, dies kann von der Vermittlung der Idee bis 

hin zu konkreten Maßnahmen reichen. Sie können 

die Umsetzung von Qualifizierungsstrategien unter-

stützen, indem sie die strategisch formulierten Qua

lifizierungsziele auf die konkrete Arbeitsebene über-

setzen. Sie können die Kolleginnen und Kollegen über 

Weiterbildungsthemen informieren und bei Aus- und 

Aufbau von Personalentwicklungsstrukturen unter-

stützen, indem sie die Weiterbildungsbedarfe der 

Belegschaft ermitteln, betriebs- und zielgruppen

spezifische Qualifizierungsmaßnahmen planen, diese 

umsetzen sowie die abschließende Evaluation der 

Qualifizierungsmaßnahmen durchführen. Auch kön-

nen sie die Schulung weiterer Multiplikatorinnen und 

Multiplikatoren übernehmen.

Der Einsatz betriebsinterner Multiplikatorinnen und 

Multiplikatoren dient dazu, Weiterbildungsbarrieren 

bei den Beschäftigten abzubauen, sie für Weiterbil-

dung zu motivieren und so eine höhere Akzeptanz 

dafür zu erreichen. Auch soll eine stärkere Veranke-

rung des Themas bei den Beschäftigten erzielt und 

eine Weiterbildungskultur gefördert werden. Durch 

den persönlichen Kontakt zur Zielgruppe kann ein 

Vertrauensverhältnis aufgebaut werden, welches die 

Akzeptanz der Neuerungen fördert. Folgende Erfolgs-

faktoren lassen sich identifizieren:

Ob und inwieweit eine Multiplikatorin/ein Multiplika-

tor im Unternehmen erfolgreich handelt, ist nicht nur 

abhängig von der Umsetzungsstrategie und dem 

Engagement der Multiplikatorin oder des Multiplika-

tors. Zentral sind die vorhandenen Voraussetzungen 

im Unternehmen, vor deren Hintergrund die Multipli-

katorin/der Multiplikator agiert. Neben dem beste-

henden Arbeitsklima und der Kommunikationskultur 

im Unternehmen spielen auch die bisherige Verortung 

des Weiterbildungsthemas im Unternehmen und die 

individuellen Weiterbildungserfahrungen der Beschäf-

tigten eine wichtige Rolle. Mit diesen Faktoren einher 

geht nicht zuletzt die Bindung der Beschäftigten an 

das Unternehmen und ihre Motivation, also auch die 

Bereitschaft Neuerungen anzunehmen und aktiv zu 

gestalten.

Auch muss ein klarer Umsetzungswille auf Leitungs

ebene vorhanden sein, der offen kommuniziert wird. 

Dies äußert sich in der Einbindung der Multiplikato-

rinnen und Multiplikatoren in die Organisations

strukturen und in der Kooperation mit allen Ent

scheidungsebenen, von der Geschäftsführung, den 

Personalverantwortlichen, dem Betriebsrat, den 

Bereichsleitungen bis hin zu und den direkten Vor

gesetzten. Gleichwohl ist ein starr von oben angeord-

netes Multiplikationsmodell ohne Möglichkeiten der 

Mitarbeiterbeteiligung und der Berücksichtigung ihrer 

Erfahrungen und Bedarfslagen zum Scheitern ver

urteilt. Nicht nur die Leitungsebenen, auch die Be

schäftigten müssen hinter den Maßnahmen stehen.
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3.5. �Projekte, die den Vernetzungsgedanken in 

den Vordergrund rückten und den Aufbau 

von branchenspezifischen Weiterbildungs­

strukturen in den Blick nahmen 

Seit Anfang der 90er-Jahre werden gesellschaftliche 

Netzwerke als neues Handlungsmuster diskutiert, 

untersucht und auch eingesetzt. Spätestens seit dem 

BMBF-Programm „Lernende Regionen – Förderung 

von Netzwerken“ ist die Netzwerkthematik auch in 

der beruflichen/betrieblichen Bildung „angekom-

men“. Netzwerke sind ein freiwilliger Zusammen-

schluss von meist gleichartigen Akteuren (z. B. 

Betriebsrätenetzwerke mit Betriebsräten als Akteuren 

oder Unternehmensnetzwerke entsprechend mit 

Unternehmensvertretern) auf jeweils der gleichen 

Hierarchiestufe. Meist erfolgt der Zusammenschluss 

nicht in einer Rechtsform, sondern die Netzwerk

akteure sind rechtlich voneinander unabhängig. Damit 

erfolgt die Bindung der Netzwerkmitglieder nicht 

durch eine formale Struktur mit juristischen Sanktions

möglichkeiten, sondern durch Vertrauen der Netz

werkmitglieder zueinander. Dies bringt eine starke 

Personenorientierung mit sich. Der Zugang zu Netz-

werken ist prinzipiell offen für neue Mitglieder, kann 

aber auch an bestimmte formale Voraussetzungen 

gebunden sein wie z. B. die Mitgliedschaft in einem 

Unternehmensverband oder einem Interessenver

tretungsgremium.

Zielsetzung der Netzwerkbildung in diesem Kontext 

ist der Aufbau und die Stabilisierung von regionalen 

Branchenstrukturen zur Förderung der betrieblichen 

Weiterbildung. Damit ist die Kooperation unterschied-

licher Akteure angesprochen, z. B. Personalleiterinnen 

und Personalleiter aus Unternehmen, die sich über 

den Qualifizierungsbedarf in der Branche austau-

schen, Betriebs- oder Personalräte, die eher den Qua-

lifizierungsbedarf der Beschäftigten einer Branche im 

Blick haben oder Bildungsträger, welche sich über 

Angebote zur Deckung des regionalen Qualifizie-

rungsbedarfs austauschen. Gründe für eine Teilnahme 

an einem Netzwerk sind vor allem der Erfahrungsaus-

tausch mit anderen Netzwerkmitgliedern, aber auch 

die Bündelung von Ressourcen durch z. B. die Realisie-

rung gemeinsamer und untereinander abgestimmter 

Bildungsaktivitäten und den daraus resultierenden 

Kostenersparnissen. Zudem fördern Netzwerke den 

Wissenstransfer zwischen den Akteuren sowie einen 

Zuwachs an Know-how durch kooperative Lernpro-

zesse. Organisierte Netzwerke bieten Akteuren wie 

Unternehmen oder Interessenvertretungen durch 

regelmäßige Treffen eine Plattform, sich untereinan-

der auszutauschen. In den meisten Fällen werden 

zusätzliche Leistungen wie Workshops, Vorträge und 

Informationsveranstaltungen zu aktuellen Themen 

angeboten. Geschlossene Netzwerke mit einem festen 

Mitgliederkreis bieten darüber hinaus konkrete, unter-

nehmensbezogene Hilfe und Beratung bei der Umset-

zung von Personalentwicklungsmaßnahmen sowie 

Hilfe bei der Auswahl von Bildungsanbietern an, z. B. 

über das Einholen von Empfehlungen und Referenzen 

zu Bildungsanbietern und Trainern. Folgende Erfolgs-

faktoren lassen sich identifizieren:

Für die Netzwerkmitglieder muss der direkte Nutzen 

erkennbar sein. Daher kann es sinnvoll sein, mit den 

Themen zu beginnen, die Interesse an der Netzwerk-

mitarbeit wecken (z. B. Einkaufsgemeinschaften).

Netzwerke brauchen konkrete Aufgaben, damit sie 

von den Netzwerkteilnehmerinnen/-teilnehmern als 

wichtig erachtet werden. Das Thema Förderung der 

betrieblichen Weiterbildung sollte in bearbeitbaren 

Unterthemen abgearbeitet werden. Dadurch erhalten 

die Netzwerkteilnehmerinnen/-teilnehmer ein positi-

ves Feedback, wenn ein Thema abgearbeitet ist. 

Netzwerktreffen sollten mit konkreten Verabredungen 

schließen, dies kann formell durch ein Protokoll abge-

sichert werden. Ist kein Protokoll vorgesehen, sollten 

die Absprachen informell abgesichert werden. 

Zielsetzung eines Netzwerkes ist es, dass die Netz-

werkteilnehmerinnen/-teilnehmer sich austauschen 

und Positionen oder Vorgehensweisen gemeinsam 

entwickeln. Trotzdem sind sie auf externen Input 

angewiesen, um auf dem aktuellen Stand der Ent-

wicklung in dem jeweiligen Themenfeld agieren zu 

können.

Bei der Festlegung der Häufigkeit der Treffen ist ein 

Trade-off zu lösen. Zu häufige Treffen können ein 

Netzwerk destabilisieren, da die Netzwerkmitglieder 

dann möglicherweise wegen Arbeitsüberlastung häu-

figer nicht teilnehmen können. Zu seltene Treffen 

können dazu führen, dass kein vertrauensvolles Ver-

hältnis entsteht.
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4. Unternehmensansatz oder Branchenansatz?

Neben der Unterscheidung nach Projekttypen ist es 

hilfreich, Projekte danach zu unterscheiden, ob viele 

(über 10) oder wenige Unternehmen (weniger als 10) 

beteiligt sind. Projekte mit vielen Unternehmen ver

folgen meist eher einen Branchenansatz. Damit ist 

gemeint, dass sie weniger die spezifische Situation in 

den beteiligten Unternehmen berücksichtigen und 

eher von einem Weiterbildungsbedarf in der Branche 

ausgehen und diesen in Unternehmen vermitteln.

Projekte mit wenigen beteiligten Unternehmen verfol-

gen eher einen Unternehmensansatz. D. h. es werden 

Qualifizierungskonzepte, Instrumente der Personal-

entwicklung oder Methoden der Kompetenzentwick-

lung gemeinsam mit den beteiligten Unternehmen 

entwickelt und in diesen etabliert.

Grundsätzlich gelingt in Projekten, die einen Unter-

nehmensansatz verfolgen, die Verstetigung der ent

wickelten Maßnahmen besser. Dies ist auch unmittel-

bar einleuchtend, denn die Maßnahmen wurden ja 

gemeinsam mit den betrieblichen Akteuren entwickelt 

und sind auf die spezifische betriebliche Situation 

zugeschnitten. Demgegenüber gelingt der Transfer 

von Guter Praxis meist eher mit Ergebnissen, die im 

Rahmen von Projekten erzielt wurden, die einen Bran-

chenansatz verfolgen. Dies ist auch verständlich, da 

nicht unternehmensspezifische Maßnahmen ent

wickelt wurden, sondern branchenspezifische, die 

meist unmittelbar in andere Regionen übertragen 

werden können.

Bei Projekten mit einem Branchenansatz sind die 

Akteure aus den Unternehmen in der Regel nicht an 

der Entwicklung des Projektvorhabens beteiligt. Dies 

birgt das Risiko, dass ein konzipiertes und bewilligtes 

Projektvorhaben von den betrieblichen Akteuren nicht 

angenommen wird.

Als erfolgreich für das Gelingen eines Projektes hat 

sich gezeigt, einen Bildungsdienstleister mit der 

Durchführung des Projektes zu beauftragen. Dies vor 

allem aus zwei Gründen. Die Durchführung und 

Abwicklung eines Vorhabens, das aus Mitteln des 

Europäischen Sozialfonds gefördert wird, erfordert ein 

umfangreiches Controlling. Hier ist es sinnvoll, sich 

einer Einrichtung zu bedienen, die bereits schon 

Erfahrungen gesammelt hat. Zum Zweiten haben Bil-

dungsdienstleister Erfahrungen mit der Durchführung 

von Qualifizierungsmaßnahmen und wissen in der 

Regel, welche Schritte bei der Durchführung eines 

Projektes zu beachten sind.

5. �Wie geht es weiter, nachdem die Projekte 

ausgelaufen sind?

Ende 2014 lief das Programm aus; ein großer Teil der 

Projektvorhaben ist abgeschlossen. Was haben diese 

Projekte gebracht? Konnten nachhaltige Strukturen in 

Unternehmen aufgebaut werden? Diese Fragen kön-

nen sicherlich nicht für alle Projekte gleichermaßen 

beantwortet werden. Einen Hinweis darauf, wie sie in 

ihrer Wirkung einzuschätzen sind, können aber die 

Antworten auf die Frage: „Sind aufgrund der Projekt

aktivitäten schon Veränderungen im betrieblichen 

Ablauf erkennbar?“, die von dem Transferprojekt 

„weiter bilden“ an alle Projektdurchführenden 

gestellt wurde. Knapp ein Drittel der Befragten gab 

an, dass noch keine Veränderungen zu beobachten 

seien, gegenüber immerhin zwei Dritteln, die Verän-

derungen im betrieblichen Ablauf wahrgenommen 

haben. Hierunter rangierte an erster Stelle mit ca. 

30 %: „Der Stellenwert von Weiterbildung habe sich 

in den Unternehmen verändert, eine Sensibilisierung 

für das Thema sei erreicht worden“. Jeweils ca. 11 % 

nannten eine der folgenden Veränderungen: „Die 

Kommunikation innerhalb der Unternehmen – zum 

Teil abteilungsbezogen, zum Teil abteilungsübergrei-

fend – hat sich verbessert“. Zum Teil habe sich auch 

die Kooperationsbereitschaft erhöht. Verschiedene 

konkrete Veränderungen seien zu beobachten, z. B. 

werde Personal für PE eingestellt, Arbeitsabläufe wür-

den verbessert, neue Weiterbildungsformate etabliert 

oder Folgeprojekte angegangen. Weiterbildungs

themen, wie z. B. Gesundheitsprävention, seien in 

den Unternehmen verankert worden.

Von Weiterbildungsprojekten kann allerdings nicht 

erwartet werden, dass in den Unternehmen hinterher 

alles prima läuft. Projekte können bewirken, dass das 

Thema Weiterbildung im Betrieb ankommt, dass es 

wahrgenommen wird und zwar nicht als Bedrohung, 

sondern als etwas Positives. Und das hat ein großer 

Teil der Projekte schließlich erreicht, wenn sie für das 

Thema Weiterbildung sensibilisieren konnten und z. B. 

Führungskräfte Entwicklungsgespräche mit Mitarbei-

tern nicht mehr als lästige Pflicht ansehen. Mithin 
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wurde durch das Programm erreicht, dass eine Reihe 

von Pilotprojekten mit „Guter Praxis“ auf den Weg 

gebracht werden konnten. Die gemachten Erfahrun-

gen in ver.di zu verbreiten ist eine wichtige Aufgabe. 

Das bedeutet aber auch, dass Weiterbildung in den 

beteiligten Unternehmen kein Selbstläufer geworden 

ist. Alle Beteiligten in den Unternehmen – aber auch 

die Zuständigen in ver.di – müssen daran arbeiten, 

dass die zarte Pflanze Weiterbildung nicht wieder ein-

geht. 

Das Programm „weiter bilden“ wird in der ESF-För-

derperiode 2014 – 2020 durch das Programm „Fach-

kräfte sichern: weiter bilden und Gleichstellung 

fördern“ fortgesetzt. In der jetzt ausgelaufenen  

ersten Förderperiode sind ein Teil der Projekte, die in 

ver.di-Branchen durchgeführt wurden, aus einem 

betrieblichen Bedarf heraus entstanden. Eine Verzah-

nung mit den Fachbereichen erfolgte dann im Rah-

men der Durchführung. Für die aktuell laufende För-

derperiode ist es sinnvoll, darüber nachzudenken, 

solche Projekte bewusst und gezielt für die aktuellen 

Themenfelder der Fachgruppen oder Fachbereiche zu 

nutzen und daher stärker und systematischer von 

„oben“, d. h. aus dem Fachbereich heraus zu lancie-

ren.
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f) Links im Web

www.bibb.de     

Auf der Homepage des Bundesinstituts für Berufsbil-

dung ist der Stand der Forschung zu Aus- und Weiter-

bildung vereint – von Ausbildungsprofilen bis zur 

betrieblichen Qualifikationsentwicklung.

http://bildungspolitik.verdi.de     

Der Querschnittbereich Bildungspolitik bei ver.di infor-

miert auf seiner Homepage zu aktuellen Fragen der 

Qualifizierungs- und Weiterbildungspolitik. Hierzu 

erstellen wir vielfältige, größtenteils kostenlos erhältli-

che Broschüren. Wir wünschen, dass sie hilfreich sind 

für die betriebliche und politische Arbeit unserer Kol-

leginnen und Kollegen sowie die vielen gesellschaftli-

chen Akteure in der Weiterbildung. Auf der Seite 

http://bildungspolitik.verdi.de/politikfelder/weiterbil-

dungspolitik kann das Veröffentlichungsverzeichnis 

heruntergeladen werden.

www.boeckler.de     

Die gewerkschaftsnahe Hans-Böckler-Stiftung betreibt 

Mitbestimmungsforschung und gibt Handlungshilfen 

für Betriebsräte heraus. Diese Homepage ist auch mit 

der des WSI-Tarifarchivs (www.tarifvertrag.de) ver-

bunden.

www.denk-doch-mal.de     

Das online-magazin ist was für Menschen, die hinter 

die Kulissen schauen wollen. Die Redaktion steht 

dafür, dass alle Menschen unabhängig ihrer sozialen 

oder ethnischen Herkunft gleiche Chancen haben, 

zudem für Chancengleichheit, für mehr Bildung und 

nicht für weniger, für Arbeit und Gerechtigkeit. Die 

Macher sind überzeugt, dass sich Arbeit menschen

gerechter gestalten lässt. Einzelne Ausgaben des 

Magazins haben den Schwerpunkt Weiterbildung.

www.die-bonn.de     

Das von Bund und Ländern geförderte Deutsche Insti-

tut für Erwachsenenbildung (DIE) forscht zu Fragen 

des Lernens und Lehrens Erwachsener, der Weiterbil-

dungsprogramme, der Weiterbildungseinrichtungen 

sowie des politischen und institutionellen Kontextes 

des Lebenslangen Lernens.

www.fatk.uni-tuebingen.de     

Das Forschungsinstitut für Arbeit, Technik und Kultur 

e. V. (F.A.T.K.) an der Universität Tübingen untersucht 

Arbeits- und Organisationskulturen, die betrieblichen 

Arbeitsbeziehungen, Orientierungs- und Handlungs-

muster der verschiedenen betrieblichen Akteursgrup-

pen sowie die Beziehungen zwischen Arbeitgeberver-

bänden und Gewerkschaften. Es arbeitet seit Jahren 

auf dem Gebiet der Tarifpolitik.

www.iab.de     

Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 

(IAB) erforscht den Arbeitsmarkt, um politische 

Akteure auf allen Ebenen kompetent zu beraten. 

Ökonomen, Soziologen und Wissenschaftlerinnen 

und Wissenschaftler weiterer sozialwissenschaftlich 

und methodisch ausgerichteter Disziplinen schaffen 

durch exzellente, national wie international vernetzte 

Forschung die Basis für eine empirisch informierte 

Arbeitsmarktpolitik. Hierzu gehört unter anderem 

auch die Erforschung der Zusammenhänge von 

Bildung und Erwerbstätigkeit.

www.initiative-weiter-bilden.de     

Die Seite des Programms „weiter bilden“ gefördert 

aus Mitteln des ESF und des Bundesministeriums für 

Arbeit und Soziales informiert über die Entwicklung 

des Programms. Unter Veröffentlichungen sind 

Evaluationsergebnisse des Programms, Sammlungen 

„Guter Praxis“ sowie Leitfäden zu inhaltlichen 

Themen abzurufen.

www.verdi.de/wegweiser/tarifpolitik.de     

Die operative Tarifpolitik findet in den Fachbereichen 

statt. Die grundsätzlichen Fragen der Tarifpolitik wer-

den im Bereich der Tarifpolitischen Grundsatzabtei-

lung bearbeitet und koordiniert. Der Bereich Tarifpoli-

tische Grundsätze hat zu vielen Themen, Fragen und 

Problemen der Tarifpolitik diverse Handlungshilfen 

und Publikationen herausgegeben, um Kolleginnen 

und Kollegen in ihrer Tarifarbeit zu unterstützen. Aber 

auch Betriebsräte finden hier nützliche Hinweise für 

ihre Arbeit im Betrieb.




